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Geſetz⸗Sammlung 


fuͤr die 5 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 10. —— 


(Nr. 3374.) Geſetz über die Einführung des Strafgeſetzbuchs für die Preußiſchen Staaten. 
Vom 14. April 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. dc. g 
verordnen mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
Artikel J. 


Das Strafgeſetzbuch tritt im ganzen Umfange der Monarchie mit dem 
1. Juli 1851. in Kraft. 


Artikel II. 


Mit dieſem Zeitpunkte (Artikel I.) werden außer Wirkſamkeit geſetzt: 
alle Strafbeſtimmungen, die Materien betreffen, auf welche das gegenwärtige 
Strafgeſetzbuch ſich bezieht; namentlich der zwanzigſte Titel des zweiten Theils 
des Allgemeinen Landrechts, das Rheiniſche Strafgeſetzbuch, die gemeinen Deut⸗ 
ſchen Kriminalgeſetze und das in dem Fuͤrſtenthume Hohenzollern⸗Sigmaringen 
rezipirte Großherzoglich Badiſche Strafgeſetzbuch, nebſt allen dieſelben ergänzenden, 
abaͤndernden und erlaͤuternden Beſtimmungen. 


Dagegen bleiben in Kraft die beſonderen Strafgefege, infoweit fie Ma- 
terien betreffen, in Hinſicht deren Kar eee trafgeſetzbuch nichts be= 
ſtimmt, namentlich die Geſetze Aber die Beſtrafung der Poſt-, Steuer - und 
Zoll⸗Kontravenienten, uͤber den Mißbrauch des Vereins- und Verſammlungs⸗ 
rechts, uͤber die Beſtrafung des Holzdiebſtahls, über die Widerſetzlichkeiten bei 
Forſt⸗ und Jagdvergehen und gegen Zollbeamte. 


Jahrgang 1851. (Nr. 3374.) 14 Ar⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 3. Mai 1851. 
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Artikel III. 


f Wo in irgend einem Geſetze auf Beſtimmungen des bisherigen Straf— 
rechts verwieſen wird, treten die Vorſchriften des gegenwärtigen Strafgeſetz⸗ 
buchs an deren Stelle. 


Artikel IV. 


Die Strafbarkeit einer Handlung, welche vor dem 1. Juli 1851. begangen 
iſt, wird nach den bisherigen Geſetzen beurtheilt. Iſt aber eine ſolche Hand» 
lung in dem gegenwärtigen Strafgeſetzbuche mit keiner Strafe, oder mit einer 
gelinderen, als der bisher vorgeſchriebenen, bedroht, fo ſoll dieſe Handlung nach 
dem gegenwaͤrtigen Strafgeſetzbuche beurtheilt werden. Iſt es zweifelhaft, ob 
die Handlung vor dem 1. Juli 1851. begangen worden, fo iſt bei der Ent⸗ 
ſcheidung das mildere Geſetz anzuwenden. 


Artikel V. 


Die Vollendung der Berjäbrung einer vor dem 1. Juli 1851. begangenen 
ſtrafbaren Handlung wird nach den bisherigen Geſetzen oder nach dem gegen⸗ 
waͤrtigen Strafgeſetzbuche beurtheilt, je nachdem das eine oder das andere dem 
Thaͤter am guͤnſtigſten iſt. 


Artikel VI. 


Bei Anwendung der Strafe des Ruͤckfalls macht es keinen Unterſchied, 
ob die fruͤheren Straffaͤlle vor oder nach dem Eintritte der Geſetzeskraft des 
gegenwaͤrtigen Strafgeſetzbuchs vorgekommen find, ob die frühere Strafe eine 
1 oder außerordentliche war, ob die Strafe vollſtreckt worden iſt 
oder nicht. 


8 Artikel VII. 


Der H. 18. der Einleitung zum Allgemeinen Landrecht wird hierdurch 
aufgehoben. 


Artikel VIII. 


Wenn in Materien, uͤber welche das gegenwärtige Strafgeſetzbuch keine 
Beſtimmungen enthaͤlt (Artikel II.), die Geſetze eine Freiheitsſtrafe von mehr 
als fuͤnf Jahren androhen, ſo iſt die Handlung ein Verbrechen. 

Iſt die Handlung mit einer Freiheitsſtrafe von mehr als ſechs Wochen, 
jedoch nicht über funf Jahre, oder mit einer Geldbuße von mehr als funfzig 
Thalern bedroht, oder iſt auf den Verluſt von Aemtern oder auf den Verluſt 
des Rechts zum Gewerbebetriebe fuͤr immer oder auf Zeit, oder auf Stellung 
unter Polizei-Aufſicht zu erkennen, fo iſt die Handlung ein Vergehen. 

Beſieht die Strafe nur in einer Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Wochen, 
oder in Geldbuße bis zu funfzig Thalern, oder iſt die Strafe in den Geſetzen 
als eine willkuͤhrliche bezeichnet, fo iſt die Handlung eine Uebertretung. Es 
macht dabei keinen Unterſchied, ob neben der eigentlichen Strafe noch auf die 
Konfiskation einzelner Gegenſtaͤnde zu erkennen iſt oder nicht. u 

rt: 
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Artikel IX. 


Auf Zuchthausſtrafe (§. 10. und $. 11. des Strafgeſetzbuchs) ſoll nur 
bei Verbrechen (Artikel VIII.) und nicht unter zwei Jahren, uͤberall aber nur 
dann erkannt werden, wenn in den bisherigen beſonderen Geſetzen Zuchthaus, 
Arbeits» oder Feſtungsſtrafe ausſchließlich angedroht iſt. f 

In allen anderen Faͤllen, ſo wie bei Vergehen, tritt Gefaͤngnißſtrafe 
oder Einſchließung ein, auch wenn in den Geſetzen eine andere Art von 
Freiheitsſtrafen angeordnet iſt. Auch kann neben der Gefaͤngnißſtrafe auf 
zeitige Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte erkannt wer⸗ 
den, wenn die angeordnete Freiheitsſtrafe in Zuchthaus-, Arbeits- oder 
Feſtungsſtrafe beſteht. a 

Artikel X. 

In keinem dieſer Fälle (Artikel VIII. und Artikel IX.) kann, wenn die 
Handlung nach dem 1. Juli 1851. begangen worden iſt, auf andere Strafen, 
als fie in dem gegenwartigen Strafgeſetzbuche angedroht find, erkannt wer⸗ 
den. Inſofern jedoch in beſonderen Geſetzen anftatt der Gefaͤngnißſtrafe oder 
der Geldbuße, Forſt⸗ oder Gemeinde-Arbeit angeordnet iſt, behält es hierbei 
ſein Bewenden. 

Artikel XI. 


Die nachſtehenden civilrechtlichen Beſtimmungen des 20. Titels im 
2 Theile des Allgemeinen Landrechts $$. 1271. 1272. bleiben ferner 
in Kraft: 

Höhere Zinſen als die Geſetze verſtatten (Theil I. Titel 11. F. 803. ff. 

Allgemeines Landrecht) koͤnnen rechtsguͤltiger Weiſe weder verfprochen 

och gegeben werden. 2 

Was uͤber die geſetzmaͤßigen Zinſen gezahlt iſt, kann binnen ſechs 

Jahren nach völlig abgetragener Schuld annoch zuruͤckgefordert werden. 


Artikel XII. 


Im Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes kommen folgende 
Beſtimmungen zur Anwendung: 


r | 

Die Verjährung der Civilklagen aus firafbaren Handlungen tritt in den 
nämlichen Zeiträumen ein, welche für die Verjährung der öffentlichen Klagen 
aus ſolchen Handlungen in dem gegenwartigen Strafgeſetzbuche beſtimmt ſind. 

$. 2. 

Fabrikbeſitzer, Schiffsrheder und andere Handeltreibende, welche ihre 
. einſtellen, konnen mit Gefaͤngniß bis zu zwei Jahren beſtraft 
werden: 

1) wenn fie, nach Dotalrecht oder mit vertragsmaͤßiger Guͤtertrennung ver⸗ 
heirathet, die Vorſchriften des Artikels 69. des Handelsgeſetbuchs nicht 


befolgt haben; 
Or, — en 14 * 2) wenn 


— 96 — 


2) wenn ſie nicht innerhalb der drei Tage nach Einſtellung ihrer Zahlun⸗ 
gen die durch Artikel 440. des Handelsgeſetzbuchs vorgeſchriebene Erklaͤ⸗ 
rung abgegeben haben, oder wenn ihre Erklarung nicht die Namen aller 
ſolidariſch haftenden Geſellſchafter enthaͤlt; ii 

3) wenn fie ſich ohne rechtmaͤßige Verhinderung in den feſtgeſetzten Fällen 
und Friſten nicht bei den Agenten und Syndiken perſoͤnlich eingefunden 
m nachdem fie ein freies Geleit erhalten, nicht vor Gericht geſtellt 

aben. 
Die in den Artikeln 69., 586. bis 599. des Handelsgeſetzbuchs enthalte: 
nen Strafbeſtimmungen werden aufgehoben. 


5. 

Der Gläubiger, welcher nach Einſtellung der Zahlungen zu ſeiner Be⸗ 
guͤnſtigung und zum Nachtheile der Geſammtheit der Glaͤubiger einen beſon⸗ 
deren Vertrag mit dem Gemeinſchuldner eingeht, oder ſich von demſelben oder 
anderen Perſonen beſondere Vortheile dafuͤr gewaͤhren oder verſprechen laͤßt, 
daß er bei der Berathung und Beſchlußnahme der Glaͤubiger in einem gewiſſen 
Sinne ſtimme, wird mit Gefaͤngniß bis zu Einem Jahre beſtraft. Auch kann 
gegen denſelben auf zeitige Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehren⸗ 
rechte erkannt werden. 


H. 4. 
Civilſtandsbeamte werden mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern 
oder mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten beſtraft: N 

10 en fie ihre Urkunden anders als in die dazu beſtimmten Regiſter 
ſchreiben; 5 

2) wenn ſie die Heirathsurkunde einer ſchon verehelicht geweſenen Frau 
vor dem Ablaufe der in dem Artikel 228. des Civilgeſetzbuchs feſtgeſetz— 
ten Friſt aufnehmen; 

3) wenn fie in Fällen, in denen zur Gültigkeit der Ehe die Einwilligung 
der Eltern oder anderer Perſonen erforderlich iſt, die Heirathsurkunde 
aufnehmen, ohne ſich vorher von dem Daſein dieſer Einwilligung uͤber— 
zeugt zu haben. a 
Die Anwendbarkeit der Beſtimmungen in Nr. 2. und 3. iſt nicht dadurch 

bedingt, daß die Guͤltigkeit der Ehe angefochten wird. 


§. 5. 

Geiſtliche und andere Religionsdiener, welche zu den N Feierlich⸗ 
keiten einer Heirath ſchreiten, ohne daß ihnen nachgewieſen iſt, daß vorher eine 
Heirathsurkunde von dem Civilſtandsbeamten aufgenommen worden ſei, wer- 
den mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern, im zweiten Ruͤckfalle mit Ge— 
faͤngniß bis zu drei Monaten beſtraft. 


N H. 6. 
Wer einer Entbindung beigewohnt oder ein neugeborenes Kind gefunden 
hat, und die ihm durch die Civilgeſetze auferlegte Anmeldung nicht innerhalb der 
in 


> Me 


in denſelben vorgeſchriebenen Friſt bewirkt, wird mit Geldbuße bis zu Einhun⸗ 
dert Thalern oder Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. 


Zweiter Abſchuitt 


Beſtimmungen uͤber die Kompetenz und das Verfahren in 
Strafſachen. 


Artikel XIII 


In den Landestheilen, in welchen die Verordnung über die Einführung 
des muͤndlichen und oͤffentlichen Verfahrens vom 3. Januar 1849. Geſetzeskraft 
hat, erfolgt die Unterſuchung und Entſcheidung: 

in Anſehung der Uebertretun gen! 
durch Einzelrichter; 

in Anſehung der Mer geben; \ 
durch Gerichtsabtheilungen, welche aus drei Mitgliedern be— 


ſtehen; 
in Anſehung der Verbrechen: 
durch die Schwurgerichtshoͤfe. 


Artikel XIV. 


Im Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes erfolgt die Unter⸗ 
ſuchung und Entſcheidung: 
in Anſehung der Uebertretungen: 
durch die Polizeigerichte; 
in Anſehung der Vergehen: 
durch die Zuchtpolizei⸗Kammern der Landgerichte; 
in Anſehung der Verbrechen: 
durch die Schwurgerichtshoͤfe. 


Artikel XV. 


Die Gerichtsabtheilungen, welche aus drei Mitgliedern beſtehen, ſowie 
die Zuchtpolizei⸗Kammern der Landgerichte bleiben zur Unterſuchung und Ent— 
ſcheidung in Anſehung der Vergehen auch dann kompetent, wenn wegen Ruͤck⸗ 
8 A eine hoͤhere als fuͤnfjaͤhrige Gefaͤngnißſtrafe oder Einſchließung erkannt 
werden kann. 


Artikel XVI. 


Wenn wegen Ehrverletzung und leichter Mißhandlung in den Faͤllen der 
$$. 102., 103., 152. bis 156. und 189, die Staatsanwaltſchaft einſchreitet, fo 
erfolgt die Entſcheidung im Unterſuchungsverfahren. 

Schreitet die Staatsanwaltſchaft nicht ein, ſo bleibt in den Landestheilen, 
in welchen die Verordnung uͤber die Einführung des mündlichen und oͤffentli⸗ 
chen Verfahrens vom 3. Januar 1849. Geſetzeskraft hat, dem Verletzten die 
Verfolgung im Wege des Civilprozeſſes nach den beſtehenden Vorſchriften 12 

(Nr. 3374.) 


2ͤ * 
benommen. Die einfache Beleidigung (F. 343.) kann nur im Wege des Civil⸗ 
prozeſſes verfolgt werden. 5 
Im Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes wird an der Bes 
fugniß des Verletzten, als Civilpartei aufzutreten, nichts geaͤndert. 


Artikel XVII. 


ft auf eine von der Staatsanwaltſchaft wegen Ehrverletzung oder leich- 
ter Mißhandlung erhobene Anklage eine gerichtliche Unterſuchung eroͤffnet, ſo 
wird deren Fortgang, ſowie die Erlaſſung und Vollſtreckung des Urtheils we⸗ 
der durch die Zuruͤcknahme der Ermächtigung oder des Antrages, noch durch 
die Verzichtleiſtung auf Beſtrafung gehemmt. 


Artikel XVIII. 


In den Landestheilen, in welchen das Inſtitut der Schiedsmaͤnner be⸗ 
ſteht, ſoll eine Klage über Ehrverletzungen und leichte Mißhandlungen, ſofern 
fie nur im Wege des Civilprozeſſes verfolgt werden, von den ordentlichen Ges 
richten nicht eher zugelaſſen werden, als bis durch ein von dem Schiedsmann 
des Verklagten ausgeſtelltes Atteſt nachgewieſen wird, daß der Klaͤger die Ver⸗ 
mittelung des Schiedsmannes ohne Erfolg nachgeſucht hat. Dieſe Beſtimmung 
findet keine Anwendung, wenn der Klaͤger in einem anderen Gerichtsbezirke 
ſeinen Wohnſitz hat, als der Verklagte. 

Die Anbringung des Geſuches bei dem Schiedsmann unterbricht die 
Verjaͤhrung. 

Artikel XIX. 

In Anſehung der durch die SS. 36., 75., 77., 79., 87., 100., 101., 
102. des Strafgeſetzbuchs vorgeſehenen Vergehen richtet ſich die Kompetenz 
der Schwurgerichtshoͤfe nach den beſtehenden Vorſchriften. 

Ingleichen gehören als politiſche Vergehen vor die Schwurgerichtshoͤfe 
die in den HH. 78., 84., 85., 86., 98., 99, erwaͤhnten ſtrafbaren Handlungen. 


Artikel XX. 


Soweit durch beſondere Geſetze über Materien, hinſichtlich welcher das 
Strafgeſetzbuch nichts beſtimmt, eine uͤber die gegenwärtigen Grenzen der Polis 
zeiſtrafen ($$. 333., 334., 335. des Strafgeſetzbuchs) nds hende Strafe 
angeordnet und den Polizeigerichten eine höhere Kompetenz beigelegt iſt, behaͤlt 
es dabei ſein Bewenden. Jedoch ſind von der Kompetenz der Polizeirichter 
die Faͤlle ausgeſchloſſen, in welchen nach den bisherigen beſonderen Geſetzen 
auf den Verluſt von Aemtern, oder auf den Verluſt des Rechts zum Gewer— 
bebetriebe fuͤr immer oder auf Zeit, oder auf Stellung unter Polizei-Aufſicht 
zu erkennen iſt. Dieſe Faͤlle ſind als Vergehen zu behandeln. 


Artikel XXI. a 


Konnere ſtrafbare Handlungen können zur gleichzeitigen Unterſuchung un 
Entſcheidung vor das Gericht gebracht werden, welches kompetent iſt, die 
ſchwerſte der fuͤr jene Handlungen angedrohten Strafen auszuſprechen. 

er⸗ 


— 99 — 


a Vergehen, welche zur Kompetenz der Schwurgerichtshoͤfe gehören, koͤn⸗ 
nen jedoch nicht auf Grund der Konnexitaͤt vor ein anderes Gericht als den 

Schwurgerichtshof gelangen. f 

Artikel XXII. 

Konnerität iſt insbeſondere vorhanden: 

) wenn die naͤmliche Perſon verſchiedener ſtrafbarer Handlungen 
beſchuldigt wird, 
2) wenn verſchiedene Perſonen als Urheber, Theilnehmer oder Be— 
geinfliger einer ſtrafbaren Handlung oder als Hehler beſchuldigt 
werden. 


Artikel XXIII. 


Iſt gegen einen Beſchuldigten wegen mehrerer ſtrafbarer Handlungen 
eine Vorunterſuchung eingeleitet, und iſt mit Ruͤckſicht auf diejenigen derſelben, 
welche mit ſchwererer Strafe bedroht find, zu erwarten, daß die Feſtſtellung 
der leichteren Straffaͤlle für die Entſcheidung nicht von weſentlicher Bedeutung 
ſein werde, ſo kann die Unterſuchung wegen der letzteren einſtweilen bis zur 
rechtskraͤftigen Entſcheidung uͤber die ſchwereren Straffaͤlle ruhen bleiben. 

Die Wiederaufnahme der Unterſuchung wird dem Ermeſſen der Staats— 
anwaltſchaft uͤberlaſſen. 


Artikel XXIV. 


Wenn das Geſetz die Erhoͤhung oder Ermaͤßigung der Strafe von dem 
Vorhandenſein erſchwerender oder mildernder Umſtaͤnde abhaͤngig macht, ſo muß 
in Sachen, welche zur Kompetenz der Schwurgerichtshoͤfe gehoͤren, auf den An⸗ 
trag der Staatsanwaltſchaft oder des r eine darauf bezuͤgliche 
Frage den Geſchworenen bei Strafe der . vorgelegt werden. Eine 
ſolche Frage kann den Geſchworenen auch von | 


Artikel XXV. 


Den Geſchworenen ſind geeigneten Falls eventuelle Fragen vorzulegen, 
insbeſondere um feſtzuſtellen, ob der Angeklagte in Beziehung auf das Verbre— 
chen oder Vergehen, wegen deſſen die Anklage gegen ihn erhoben iſt, nicht we- 
nigſtens des Verſuchs, der Theilnahme, der Beguͤnſtigung oder der Hehlerei 
ſchuldig iſt, oder ob er die Handlung, welche ihm die Anklageſchrift als eine vor- 
ſaͤtzlich veruͤbte zur Laſt legt, nicht wenigſtens aus Fahrlaͤſſigkeit begangen zu 
haben ſchuldig iſt. 


itswegen vorgelegt werden. 


Artikel XXVI. 
Darüber, ob die Vorausſetzungen des Ruͤckfalls vorhanden find, ent— 
ſcheidet der Schwurgerichtshof ohne Mitwirkung der Geſchworenen. 
Artikel XXVII. 


Inm Bezirke des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes kommen folgende 
Beſtimmungen zur Anwendung: 
(Nr. 38740 * 


aa 


5.1. 
Alle wegen eines und deſſelben Verbrechens oder Vergehens gr Strafe 
verurtheilte Perſonen ſind zu den Koſten, zur Ruͤckgabe und zum chadens⸗ 
erſatze, auf welche erkannt wird, ſolidariſch zu verurt eilen. 


§. 2. 

Wegen der Ruͤckgabe und des Schadenserſatzes, auf welche wegen ſtraf⸗ 
barer Handlungen erkannt wird, findet gegen die? erurtheilten die perſoͤnliche 
Haft ſtatt. 

H. 3. 
Iſt auf Konfiskation oder Geldbuße, zugleich aber auf Ruͤckgabe oder 


Schadenserſatz erkannt worden, ſo haben die letzteren den Vorzug, wenn das 
Vermoͤgen des Verurtheilten nicht ausreicht, alle dieſe Leiſtungen zu beſtreiten. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 14. April 1851. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


(Nr, 3375.) 
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(Nr. 3375.) Strafgeſetzbuch für die Preußiſchen Staaten. Vom 14. April 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: - 


Einleitende Beftimmungen. 


H. 1. 55 

Eine Handlung, welche die Geſetze mit der Todesſtrafe, mit Zuchthaus— 
. 1 mit Einſchließung von mehr als fuͤnf Jahren bedrohen, iſt ein 

erbrechen. 

Eine Handlung, welche die Geſetze mit Einſchließung bis zu fuͤnf Jah— 
ren, mit Gefaͤngnißſtrafe von mehr als ſechs Wochen oder mit eldbuße von 
mehr als funfzig Thalern bedrohen, iſt ein Vergehen. 

Eine Handlung, welche die Geſetze mit efaͤngnißſtrafe bis zu ſechs 
Wochen oder mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern bedrohen, iſt eine Ueber— 
tretung. 


§. 2. 
Kein Verbrechen, kein Vergehen und keine Uebertretung kann mit einer 
Strafe belegt werden, die nicht geſetzlich beſtimmt war, bevor die Handlung 
begangen wurde. 5 


$. 3. 
Die Preußiſchen Strafgeſetze finden Anwendung auf alle in Preußen 
begangene Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen, auch wenn der Thaͤter 
ein Auslaͤnder iſt. 


H. 4. 
; Wegen der im Auslande begangenen Verbrechen und Vergehen findet 
in Preußen in der Regel keine Verfolgung und Beſtrafung ſtatt. 


„Jieöedoch kann in Preußen nach Preußiſchen Strafgeſetzen verfolgt und 
beſtraft werden: 5 


1) ein Ausländer, welcher im Auslande gegen Preußen eine in dieſem 
Strafgeſetzbuche als eine hochverraͤtheriſche oder als eine Majeſtaͤts⸗ 
— ee bezeichnete Handlung oder ein Muͤnzverbrechen began— 

gen hat; 
2) ein Preuße, welcher im Auslande gegen Preußen eine hochverraͤtheriſche 
oder eine landesverraͤtheriſche Handlung, eine Majeſtaͤtsbeleidigung oder 
ein Muͤnzverbrechen begangen hat; g 
Jahrgang 1851. (Nr. 33780 15 3) ein 
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3) ein Preuße, welcher im Auslande eine Handlung begangen hat, welche 
nach Preußiſchen Geſetzen als ein Verbrechen oder ein Vergehen beſtraft 
wird, und auch durch die Geſetze des Orts, wo ſie begangen wurde, mit 
Strafe bedroht iſt. Die Verfolgung und Beſtrafung bleibt jedoch in 
dieſem Falle ausgeſchloſſen, wenn von den Gerichten des Auslandes 
uber die Handlung rechtskraͤftig erkannt und die etwa ausgeſprochene 
Strafe vollzogen oder durch Begnadigung erlaſſen iſt. 

Uebertretungen, die im Auslande begangen werden, ſollen in Preußen 
nur dann beſtraft werden, wenn dies durch beſondere Geſetze oder Staatsver— 
traͤge angeordnet iſt. 


H. 5. 
Auf Preußiſche Militairperſonen finden die allgemeinen Strafgeſetze 
inſoweit Anwendung, als nicht die Militairgeſetze ein Anderes beſtimmen. 


$. 6. 
Das Recht des Beſchaͤdigten auf Schadenserſatz iſt von der Beſtrafung 
unabhaͤngig. 


Erſter Theil. 
Von der Beſtrafung der Verbrechen und Vergehen im Allgemeinen. 


Erſter Titel. 
Von den Strafen. 


2 H. 7. 


Die Todesſtrafe iſt durch ene zu vollſtrecken. 

Mit der Todesſtrafe iſt zugleich auf den Verluſt der buͤrgerlichen Ehre 
zu erkennen, wenn dies entweder fuͤr einzelne Falle im Geſetz ausdruͤcklich be⸗ 
ſtimmt iſt, oder wenn feſtgeſtellt wird, daß das mit der Todesſtrafe bedrohte 
Verbrechen unter beſonders erſchwerenden Umſtaͤnden begangen worden iſt. 


N F. 8. 

Die Vollſtreckung der Todesſtrafe ſoll in einem umſchloſſenen Raume, 
entweder auf einem 92 innerhalb der Mauern der Gefangenanſtalt oder auf 
einem anderen abgeſchloſſenen Platze ſtattfinden. 

Bei der Hinrichtung ſollen zugegen ſein: mindeſtens zwei Mitglieder des 
Gerichts erſter Inſtanz, ein Beamter der Staatsanwaltſchaft, ein Gerichts⸗ 
ſchreiber und ein oberer Gefaͤngnißbeamter. Von der Hinrichtung iſt dem Ge⸗ 
meinde⸗Vorſtande des Orts, in welchem ſolche ſtattfindet, Nachricht zu ertheilen; 
derſelbe hat zwölf Perſonen aus den Vertretern der Gemeinde oder aus ande⸗ 
ren achtbaren Mitgliedern der Gemeinde abzuordnen, um der Hinrichtung bei⸗ 
zuwohnen. 

Außer⸗ 
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Außerdem iſt einem Geiſtlichen von der Konfeſſion des Verurtheilten der 
Zutritt zu geſtatten. = 

Auch ift dem Vertheidiger und aus beſonderen Gründen anderen Per- 
ſonen der Zutritt zu gewaͤhren. 

Die Vollſtreckung des Todesurtheils wird durch das Laͤuten einer Glocke 
angekuͤndigt, welches bis zum Schluſſe der Hinrichtung andauert. 


$. 9. 
Der Leichnam des Hingerichteten iſt ſeinen Angehoͤrigen auf ihr Verlan⸗ 
gen zur einfachen, ohne Feierlichkeiten irgend einer Art vorzunehmenden Beerdi- 
gung zu verabfolgen. 


$. 10, 


Die Zuchthausſtrafe iſt entweder eine lebenslaͤngliche oder eine zeitige. 
Die Dauer der zeitigen Zuchthausſtrafe iſt mindeſtens zwei Jahre und 
hoͤchſtens zwanzig Jahre. ! 
$. 11. 
Die zur Zuchthausſtrafe Verurtheilten werden in einer Strafanſtalt ver- 
wahrt und zu den in derſelben eingefuͤhrten Arbeiten angehalten. 

i Waͤhrend der Strafzeit find die zur Zuchthausſtrafe Verurtheilten unfaͤ⸗ 
hig, ihr Vermoͤgen zu verwalten und unter Lebenden daruͤber zu verfuͤgen; ſie 
werden nach den Formen, die zur Ernennung der Vormuͤnder vorgeſchrieben 
find, unter Vormundſchaft geſtellt; auch darf ihnen während der Strafzeit kein 
Theil ihres Vermoͤgens oder ihrer Einkuͤnfte verabfolgt werden. 

Die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe zieht den Verluſt der buͤrgerlichen 
Ehre von Rechtswegen nach ſich. 


$. . 
Der Verluſt der buͤrgerlichen Ehre umfaßt: 


1) den Verluſt des Rechts, die Preußiſche National⸗Kokarde zu tragen; 
2) die Unfähigkeit, oͤffentliche Aemter, Wuͤrden, Titel, Orden und Ehren: 
eichen zu fuͤhren oder zu erlangen, ſowie den Verluſt des Adels; 

3) die Unfaͤhigkeit, Geſchworener zu ſein, in oͤffentlichen Angelegenheiten 
zu ſtimmen, zu wählen oder gewaͤhlt zu werden, oder die aus oͤffent⸗ 
lichen Wahlen hervorgegangenen oder andere politiſche Rechte aus— 


uuͤben; 

4) die Unfaͤhigkeit, als Zeuge oder Sachverftändiger eidlich vernommen zu 
werden, oder als Zeuge bei der Aufnahme von Urkunden au dienen; 

5) die Unfaͤhigkeit, Vormund, Nebenvormund, Kurator, gerichtlicher Bei⸗ 
ſtand oder Mitglied eines Familienrathes zu ſein, es ſei denn, daß es ſich 
um die eigenen Kinder handle und die obervormundſchaftliche Behörde 
oder der Familienrath die Genehmigung ertheile; 7 

6) den Verluſt des Rechts, Waffen zu tragen und die Unfaͤhigkeit, in die 
Armee einzutreten. 

(Nr. 3375.) 15 * Der 
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1 Der Verluſt der bürgerlichen Ehre tritt mit dem Tage ein, an welchem 
das Urtheil rechtskraͤftig wird. 

Inſofern nach den beſtehenden beſonderen Vorſchriften, in Folge der Be= 
gehung von ſtrafbaren Handlungen, der Verluſt noch anderer, als der vor⸗ 
ſtehend erwaͤhnten Rechte, namentlich der Mitgliedſchaft an kaufmaͤnniſchen 
und anderen Korporationen eintritt, behaͤlt es bei dieſen Beſtimmungen ſein 
Bewenden. 8 

§. 13. 

Die Strafe der nen beſteht in Freiheitsentziehung mit Beauf- 
ſichtigung der e und Lebensweiſe der Gefangenen; ſie wird in 
Feſtungen oder in anderen beſonders dazu beſtimmten Raͤumen vollſtreckt. 

Die Einſchließung kann nicht uͤber zwanzig Jahre erkannt werden. 


$. 14. 


Die zur Gefaͤngnißſtrafe Verurtheilten werden in einer Gefangenanſtalt 
eingeſchloſſen und koͤnnen daſelbſt in einer, ihren Faͤhigkeiten und Verhaͤltniſſen 
angemeſſenen Weiſe beſchaͤftigt werden. 

Die Dauer der Gefaͤngnißſtrafe ſoll, inſofern nicht das Geſetz ein An— 
deres beſtimmt, hoͤchſtens fuͤnf Jahre betragen. 


H. 15. 


Bei den nach Tagen, Wochen oder Monaten beſtimmten Freiheitsſtrafen 
wird der Tag zu vierundzwanzig Stunden, die Woche zu ſieben Tagen, der 
Monat zu dreißig Tagen gerechnet. 

Die Dauer einer Freiheitsſtrafe ſoll mindeſtens Einen Tag betragen. 


* $. 16, 

Wenn bei Freiheitsſtrafen eine Umwandelung der geſetzlich vorgeſchrie⸗ 
benen Strafart erfolgen muß, ſo iſt einjaͤhrige Einſchließung einer achtmonat⸗ 
lichen Gefaͤngnißſtrafe und einjaͤhrige Gefaͤngnißſtrafe einer achtmonatlichen 
Zuchthausſtrafe gleich zu achten. 


$. 17. 
Geldbußen koͤnnen nicht unter dem Betrage Eines Thalers erkannt 


en. 

An die Stelle einer Geldbuße, welche wegen Unvermogens des Ver⸗ 
urtheilten nicht > Ara werden kann, ſoll Gefaͤngnißſtrafe treten. Die 
Dauer derſelben ſoll vom Richter ſo beſtimmt werden, daß der Betrag von 
Einem Thaler bis zu drei Thalern einer Gefaͤngnißſtrafe von Einem Tage 
Teroa wird; die Dauer der Gefaͤngnißſtrafe beträgt mindeſtens Einen 

ag und hoͤchſtens vier Jahre. 

a Wenn eine zu verwandelnde Geldbuße neben Zuchthaus auszuſprechen 

ift, ſo ſoll die Geldbuße nicht in Gefaͤngniß, ſondern in Zuchthaus, jedoch un⸗ 

ter Verkuͤrzung der Dauer (H. 16.), verwandelt werden. s 
18. 


werd 
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. i 
Laßt das Geſetz zwiſchen Freiheitsſtrafe und Geldbuße die Wahl, fo ift 
auf die Geldbuße in den milderen Faͤllen zu erkennen. Im Falle des Unver⸗ 
er tritt Freiheitsſtrafe nach den Grundſaͤtzen über die Strafverwandelung 
(F. 17.) ein. 


$. 19. 


Die Konfiskation findet nur in Beziehung auf einzelne Gegenftände ſtatt. 

Gegenftände, welche durch das Verbrechen oder Vergehen hervorge⸗ 
bracht, oder welche zur Begehung deſſelben gebraucht oder beſtimmt worden 
ſind, ſollen, ſofern ſie dem Thaͤter oder einem Theilnehmer der That gehoͤren, 
konfiszirt werden. n 

Wenn der Inhalt einer Schrift, Abbildung oder Darſtellung ſich als 
Thatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung darſtellt, ſo iſt im Strafurtheile and 
die Vernichtung aller vorfindlichen Exemplare und der dazu beſtimmten 9 atten 
und Formen auszuſprechen. 

Iſt die Schrift, Abbildung oder Darſtellung ihrem Hauptinhalte nach 
eine erlaubte, ſo ſoll nur auf die Vernichtung der geſetzwidrigen Stellen und 
desjenigen Theils der Platten und Formen erkannt werden, auf' welchem ſich 
dieſe Stellen befinden. 


H. 20. 


Geldſtrafen koͤnnen in den Nachlaß eines Angeſchuldigten nur dann 
— Sina werden, wenn derſelbe bei Lebzeiten rechtskraͤftig verurtheilt wor⸗ 
en iſt. 

Die Konfiskation einzelner Gegenſtaͤnde kann nach dem Tode des Ange⸗ 
ſchuldigten in deſſen Nachlaß geltend emacht werden, ſelbſt wenn zu ſeinen 
Lebzeiten noch kein Urtheil ergangen it 


§. N. 


Die Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte auf Zeit 
bewirkt die Unfähigkeit, während der im Urtheil beſtimmten Zeit die im F. 12, 
erwaͤhnten Rechte auszuuͤben. 5 

Die Zeit ſoll wenigſtens Ein Jahr und hoͤchſtens zehn Jahre betragen. 

Die Wirkungen der Unterſagung der Ausuͤbung der bürgerlichen Ehren: 
rechte beginnen mit der Rechtskraft des Urtheils, in welchem ſie ausgeſprochen 
if. Die Dauer dieſer Strafe wird jedoch erſt von dem Tage an berechnet, an 
welchem die Freiheitsſtrafe verbuͤßt iſt. 


5. 2. 

Die rer a der Ausübung der buͤrgerlichen Ehrenrechte auf Zeit 
hat den Verluſt aller aus fruͤheren Öffentlichen Wahlen für den Verurtheilten 
hervorgegangenen Rechte, ingleichen den Verluſt der öffentlichen Aemter, Wuͤr⸗ 
den, Titel, Orden und Ehrenzeichen, ſowie den Verluſt des Adels von Rechts⸗ 

(Nr, 3378.) wegen 
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wegen zur Folge. Die Entfernung aus der Armee tritt ein, ſoweit die Mili— 
tairgeſetze dies vorſchreiben. 


$. 23. 


Entlaſſene Staatsdiener und Gemeindebeamte werden durch den Verluſt 
der buͤrgerlichen Ehre und durch die Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrger— 
lichen Ehrenrechte auf Zeit der ihnen aus der Staatskaſſe oder einer Gemeinde— 
kaſſe zu zahlenden Penſionen und Gnadengehalte von Rechtswegen verluſtig. 


H. 24 * 


Iſt ein Preuße im Auslande wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
beſtraft worden, welches nach Preußiſchen Geſetzen den Verluſt der buͤrgerlichen 
Ehre oder die Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte auf 
Zeit nach ſich ict ſo kann ein neues Strafverfahren vor den Preußiſchen 
Gerichten eingeleitet, und es muß gegen den Schuldigen in Gemaͤßheit der 
Preußiſchen Geſetze auf Verluſt der buͤrgerlichen Ehre oder Unterſagung der 
Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte auf Zeit erkannt werden. 


§. 25. 

Die zeitige Unfaͤhigkeit zur Bekleidung oͤffentlicher Aemter ſoll auf die 
Dauer von Einem Jahre bis zu fuͤnf Jahren erkannt werden. Sie hat fuͤr 
die dazu Verurtheilten den Verluſt ihrer Aemter von Rechtswegen zur Folge. 
Dieſe Wirkung tritt mit der Rechtskraft des Urtheils ein. Iſt gleichzeitig auf 
eine Freiheitsſtrafe erkannt, ſo wird die Dauer der derben Unfaͤhigkeit von dem 
Tage an berechnet, an welchem die Freiheitsſtrafe verbuͤßt iſt. 


H. 20. 

Die Stellung unter Polizei-Aufſicht ſoll auf die Dauer von Einem bis 
zu zehn Jahren erkannt werden. 

Die Wirkungen der Stellung unter Polizei-Aufſicht beginnen mit der 
Rechtskraft des Urtheils, in deſſen Folge ſie eintritt. Die Dauer der Polizei— 
Aufſicht wird jedoch erſt von dem Tage an berechnet, an welchem die Frei— 
heitsſtrafe verbuͤßt iſt. 


7 H. 97. 
Die Stellung unter Polizei-Aufſicht hat folgende Wirkungen: 
1) es kann dem Verurtheilten der Aufenthalt an einzelnen beſtimmten Orten 
von der Landespolizei-Behoͤrde unterſagt werden; 
2) Hausſuchungen unterliegen keiner Beſchraͤnkung hinſichtlich der Zeit, zu 
welcher ſie ſtattfinden duͤrfen. 
H. 28. 

Gegen diejenigen, welche wegen Diebſtahls, Raubes oder Hehlerei ver⸗ 
urtheilt und unter Polizei⸗Aufſicht geſtellt worden find, kann die Ortspolizei⸗ 
Behoͤrde die Aufſicht dahin erweitern, daß dieſelben waͤhrend der ie 

ihren 
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ihren Wohnort und felbit ihre Wohnung ohne Erlaubniß nicht verlaffen 
duͤrfen. 

Die Nachtzeit umfaßt für die Zeit vom 1. Oktober bis 31. Marz die 
Stunden von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens, und fuͤr die Zeit vom 
1. April bis 30. September die Stunden von 9 Uhr Abends bis 4 Uhr 
Morgens. 

H. 29. 
Iſt derjenige, gegen welchen die Eng unter Polizei-Aufſicht zu er⸗ 
e 


kennen ſein würde, ein Ausländer, ſo iſt gegen denſelben, anſtatt der Stellung 
unter Polizei-Aufſicht, auf Landesverweiſung zu erkennen. 


$. 30. 


Alle Strafurtheile, in welchen auf Todesſtrafe, auf Zuchthaus, oder auf 
Einſchließung von mehr als fuͤnf Jahren erkannt wird, ſollen im Aus zuge 
durch das Amtsblatt des Bezirks, in welchem das erkennende Gericht ſeinen 
Sitz hat, oͤffentlich bekannt gemacht werden. 


Zweiter Titel. 


Von dem Verſuche. 
e e 


Der Verſuch iſt nur dann ſtrafbar, wenn derſelbe durch Handlungen, 
welche einen Anfang der Ausführung enthalten, an den Tag gelegt und nur 
durch aͤußere, von dem Willen des Thaͤters unabhängige Umſtaͤnde gehindert 
worden oder ohne Erfolg geblieben iſt. 

. 

Der Verſuch eines Verbrechens wird wie das Verbrechen ſelbſt beſtraft. 
Dem Richter bleibt jedoch uͤberlaſſen, bei Beftfegung des Strafmaaßes inner: 
halb der dafuͤr vorgeſchriebenen Grenzen darauf Ruͤckſicht zu nehmen, daß das 
Verbrechen nicht vollendet worden iſt. 

Iſt das Verbrechen mit der Todesſtrafe oder mit lebenslaͤnglicher Zucht⸗ 
hausſtrafe bedroht, ſo tritt ſtatt derſelben zeitige Zuchthausſtrafe von minde⸗ 
ſtens zehn Jahren nebſt Stellung unter Polizei⸗Aufſicht ein. 

Inſoweit bei dem vollendeten Verbrechen unter Umſtaͤnden eine der Art 
oder dem Maaße nach mildere Strafe eintritt, ſoll dieſelbe auch bei dem Ver— 
ſuche zur Anwendung kommen. 


H. 33. 


Der Verſuch eines Vergehens wird nur in den Fällen. beftraft, in wel⸗ 
chen die Geſetze dies ausdruͤcklich beſtimmen. Der Verſuch wird alsdann wie 
das Vergehen ſelbſt nach den im H. 32. aufgeſtellten Grundſaͤtzen beſtraft. 


. 35780 Drit⸗ 
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Dritter Titel. 
Von der Theilnahme an einem Verbrechen oder Vergehen. 
$. 34. 
Als Theilnehmer eines Verbrechens oder Vergehens wird beſtraft: 


1) wer den Thaͤter durch Geſchenke oder Verſprechen, durch Drohungen, 
Mißbrauch des Anſehens oder der Gewalt, durch abſichtliche Herbeifuͤh— 
rung oder Befoͤrderung eines Irrthums oder durch andere Mittel zur 
FM des Verbrechens oder Vergehens angereizt, verleitet oder be— 

immt hat; 

2) wer dem Thaͤter zur Begehung des Verbrechens oder Vergehens An— 
leitung gegeben hat, ingleichen wer Waffen, Werkzeuge oder andere 
Mittel, welche zu der That gedient haben, wiſſend, daß ſie dazu dienen 
ſollten, verſchafft hat, oder wer in den Handlungen, welche die That 
vorbereitet, erleichtert oder vollendet haben, dem Thaͤter wiſſentlich Huͤlfe 
geleiſtet hat. 


$. 35. 


Auf den Theilnehmer an einem Verbrechen oder Vergehen oder an einem 
ſtrafbaren Verſuche eines Verbrechens oder Vergehens iſt daſſelbe Strafgeſetz 
anzuwenden, welches auf den Thaͤter Anwendung findet. Wird feſtgeſtellt, daß 
im Falle des H. 34. Nr. 2. die Theilnahme keine weſentliche war, ſo tritt ſtatt 
der Todesſtrafe oder lebenslaͤnglichen Zuchthausſtrafe zeitige Zuchthausſtrafe 
und, wenn außerdem feſtgeſtellt wird, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſind, 
Gefaͤngniß von zwei bis zu zehn Jahren ein. 


. §. 36. 


Wer durch Reden an oͤffentlichen Orten oder bei oͤffentlichen Zuſammen— 
kuͤnften, oder durch Schriften, Abbildungen oder andere Darſtellungen, welche 
verkauft, vertheilt oder umhergetragen, oder Öffentlich ausgeſtellt oder angeſchla— 
gen werden, zu einer Handlung auffordert, anreizt, verleitet oder zu emen 
ſucht, welche ein Verbrechen oder Vergehen darſtellt, ſoll als Theilnehmer be— 
trachtet und beſtraft werden, wenn die Aufforderung das Verbrechen oder Ver— 
gehen, oder einen ſtrafbaren Verſuch zur Folge gehabt hat. 

Iſt die Aufforderung ohne Erfolg an fo tritt Gefaͤngniß bis zu 
Einem Jahre ein, ſofern nicht bei einzelnen Verbrechen etwas Anderes be— 
ſtimmt iſt. 

8. 37. 

Wer nach Veruͤbung eines Verbrechens oder Vergehens dem Thaͤter 
wiſſentlich Beiſtand leiſtet, um denſelben der Beſtrafung zu entziehen, oder ihm 
die Vortheile des Verbrechens oder Vergehens zu ſichern, iſt als Beguͤnſtiger 
mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder mit Gefaͤngniß bis zu Ein em 
Jahre zu beſtrafen. Diet 

iefe 
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\ Dieſe Strafe tritt nicht ein, wenn die Beguͤnſtigung dem Thäter, um 
ihn der Beſtrafung zu entziehen, von leiblichen Verwandten in auf- oder ab⸗ 
ſteigender Linie, von Geſchwiſtern oder von dem Ehegatten gewährt worden iſt. 


H. 38. 

Der Beguͤnſtiger ſoll gleich demjenigen, welcher Huͤlfe leiſtet, beſtraft 
werden, wenn die Beguͤnſtigung in Folge einer vor der That genommenen Ab— 
rede gewährt worden iſt. 

Dieſe Vorſchrift iſt auch dann anzuwenden, wenn der Beguͤnſtiger zu 
den Angehoͤrigen des Thaͤters gehoͤrt. 


§. 39. 

Wer von dem Vorhaben eines Hochverraths, eines Landesverraths, einer 
Muͤnzfaͤlſchung, eines Mordes, eines Raubes, eines Menſchenraubes oder eines 
das Leben von Menſchen gefaͤhrdenden gemeingefaͤhrlichen Verbrechens zu einer 
Zeit, zu welcher die Verhuͤtung dieſer Verbrechen möglich iſt, glaubhafte Kennt⸗ 
niß erhält und es unterlaͤßt, davon der Behörde oder der durch das Verbrechen 
bedrohten Perſon zur rechten Zeit Anzeige zu machen, ſoll, wenn das Ver: 
brechen wirklich begangen oder zu begehen verſucht wird, mit Gefaͤngniß bis 
zu fuͤnf Jahren beſtraft werden. 


Vierter Titel. 
Von den Gründen, welche die Strafe ausſchließen oder mildern. 


H. 40. 


Ein Verbrechen oder Vergehen iſt nicht vorhanden, wenn der Thaͤter 
zur Zeit der That wahnſinnig oder bloͤdſinnig, oder die freie Willensbeftim- 
mung deſſelben durch Gewalt oder durch 0 ausgeſchloſſen war. 


H. 41. 


Ein Verbrechen oder Be ift nicht vorhanden, wenn die That durch 
die Nothwehr geboten war. Nothwehr iſt diejenige Vertheidigung, welche 
erforderlich iſt, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von ſich ſelbſt 
oder Anderen abzuwenden. Der Nothwehr iſt gleich zu achten, wenn der 
Thaͤter nur aus Beſtuͤrzung, Furcht oder Schrecken tiber die Grenzen der Ver⸗ 
theidigung hinausgegangen iſt. 


H. 42. 

Wenn ein Angeſchuldigter noch nicht das ſechszehnte Lebensjahr vollendet 

hat, und feftgeftellt wird, daß er ohne Unterſcheidungsvermoͤgen gehandelt hat, 

ſo ſoll er freigeſprochen, und in dem Urtheile beſtimmt werden, ob er feiner 
Familie überwiefen oder in eine Befferungsanftalt gebracht werden ſoll. 

In der Beſſerungsanſtalt iſt derſelbe ſo lange zu behalten, als die der 

Hohrgang 4851. (Nr. 33730 10 Straf⸗ 


a 


Strafanſtalt vorgeſetzte Verwaltungsbehoͤrde folches Für erforderlich erachtet, 
jedoch nicht uͤber das zuruͤckgelegte zwanzigſte Lebensjahr hinaus. 


$. 43. 

Wird feſtgeſtellt, daß ein Angeſchuldigter, welcher noch nicht das ſechs— 
zehnte Lebensjahr vollendet hat, ein Verbrechen oder Vergehen mit Unterſchei⸗ 
Dungsvermögen begangen hat, jo kommen in Bezug auf denſelben folgende 
Beſtimmungen zur Anwendung: 


1) auf Todesſtrafe und Zuchthaus, auf Verluſt der buͤrgerlichen Ehre und 
zeitige Unterſagung der Ausuͤbung der bürgerlichen Ehrenrechte, in- 
gleichen auf Stellung unter Polizei-Aufſicht ſoll nicht erkannt, und an 
Stelle der Zuchthausſtrafe Gefaͤngnißſtrafe ausgeſprochen werden; 

2) iſt das Verbrechen mit der Todesſtrafe oder mit lebenslaͤnglichem Zucht⸗ 
Dane bedroht, fo wird auf Gefaͤngniß von drei bis zu funfzehn Jahren 
erkannt; 

3) in den uͤbrigen Faͤllen ſoll der Richter ermaͤchtigt ſein, unter das nie⸗ 
drigſte Maaß der geſetzlichen Strafe herabzugehen; die Haͤlfte des hoͤchſten 
geſetzlichen Strafmaaßes darf niemals uͤberſchritten werden; 

4) die Gefaͤngnißſtrafe ſoll entweder in ausſchließlich fuͤr jugendliche Per⸗ 
ſonen beſtimmten Gefangenanſtalten, oder zwar in der ordentlichen Ge⸗ 
fangenanſtalt, jedoch in abgeſonderten Raͤumen vollſtreckt werden. 


§. 44. 


Wenn die Strafbarkeit einer Handlung abhaͤngig iſt, entweder von beſon— 
deren n in der Perſon des Thaͤters oder desjenigen, auf welchen 
ſich die That bezog, oder von den befonderen Umſtaͤnden, unter welchen die 
Handlung beat wurde, ſo iſt eine ſolche Handlung demjenigen als Ver⸗ 
brechen oder Vergehen nicht gugusechnen, welchem jene Verhaͤltniſſe oder Um⸗ 
ſtaͤnde zur Zeit der That unbekannt waren. 

enn durch ſolche beſondere, dem Thaͤter unbekannt gebliebene Ver⸗ 
haͤltniſſe oder Umſtaͤnde die Strafbarkeit der von ihm begangenen Handlung 
erhoͤht wird, ſo ſollen ihm dieſe erſchwerenden Umſtaͤnde der That nicht zuge— 
rechnet werden. 


H. 45. 


Nach Ablauf der Verjaͤhrungszeit findet die Verfolgung und Beſtrafun 
eines Verbrechens oder Vergehens nicht ſtatt. a 1 


$. 46. 

Verbrechen, welche mit Todesſtrafe bedroht ſind, verjaͤhren in dreißig 
Jahren; Verbrechen, welche im hoͤchſten Strafmaaße mit einer Freiheitsftrafe 
von einer längeren als zehnjaͤhrigen Dauer bedroht find, verjähren in zwanzig 
Jahren; Verbrechen, welche mit einer milderen Freiheitsſtrafe bedroht find, 
verjaͤhren in zehn Jahren. 

Vergehen, die im hoͤchſten Strafmaaße mit einer hoͤheren als ar = 

lichen 
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lichen Gefaͤngnißſtrafe bedroht find, verjähren in fünf Jahren, andere Verge— 
hen in drei Jahren. l 

Der Lauf der Verjährung beginnt mit dem Tage des begangenen Ver: 
brechens oder Vergehens. 


$. 47. 


Wenn die Verjaͤhrung unterbrochen wird, die Unterſuchung aber nicht 
zur rechtskraͤftigen Verurtheilung fuͤhrt, ſo beginnt eine neue Verjaͤhrung nach 
der letzten gerichtlichen Handlung. 

Dieſe neue Verjährung kommt jedoch demjenigen nicht zu Statten, 
n ſich der gegen ihn eingeleiteten Unterſuchung durch die Flucht entzo⸗ 
gen hat. 


$. 48. 


f Jeder Antrag und jede ſonſtige Handlung der Staatsanwaltſchaft, ſowie 
jeder Beſchluß und jede ſonſtige Handlung des Richters, welche die Eröffnung, 
Fortſetzung oder die Beendigung der Unterſuchung oder die Verhaftung des 
Angeſchuldigten betrifft, unterbricht die Verjaͤhrung. 

H. 49. 

Gegen rechtskraͤftig erkannte Strafen iſt keine Verjährung zulaͤſſig. 

$. 50. 
; Ein Verbrechen oder Vergehen, deſſen Beſtrafung nur auf den Antrag 
einer Privatperſon erfolgen kann, ſoll ſtraflos bleiben, wenn die zum Antrage 
berechtigte Perſon den Antrag binnen drei Monaten zu machen unterlaͤßt. 
Dieſe Friſt beginnt mit der Zeit, zu welcher der zum Antrage dr Nan von 


dem gegen ihn begangenen Verbrechen oder Vergehen und von der Perſon des 
Thaͤters Kenntniß erhalten hat. 


§. 51. 


Wenn bei einem Verbrechen oder Vergehen mehreren Perſonen das 
Recht zuſteht, daß nur auf ihren Antrag die Beſtrafung erfolgen kann, ſo wird 
dadurch, daß eine derſelben die dreimonatliche Friſt verſaͤumt, das Recht der 
Uebrigen zum Antrage auf Beſtrafung nicht ausgeſchloſſen. 

$. 52, 
r Der Antrag auf Beſtrafung kann nicht getheilt werden. Das gericht⸗ 
liche Verfahren findet gegen ſaͤmmtliche Theilnehmer an dem Verbrechen oder 
Vergehen ſtatt, auch wenn nur gegen Einen derſelben auf Beſtrafung ange⸗ 
tragen worden iſt. a 


$. 53. 


Nach Eröffnung der gerichtlichen Unterſuchung kann der Antrag auf 
Beſtrafung nicht wieder zuruͤckgenommen werden, ſo weit nicht in einzelnen 
Fallen ausdruͤcklich ein Anderes beſtimmt iſt. ; 

G. 3878.) 16* §. 54. 
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$. 34. 


Der Verletzte, welcher bereits das ſechszehnte Lebensjahr zurückgelegt 
hat, iſt ſelbſtſtaͤndig zu dem Antrage auf Beſtrafung berechtigt. 

So lange jedoch der Verletzte minderjaͤhrig iſt, hat auch der Vater oder 
Vormund deſſelben, unabhaͤngig von der eigenen Befugniß des Verletzten, das 
Recht, auf Beſtrafung anzutragen. f 


Fünfter Titel. 


Vom Zuſammentreffen mehrerer Verbrechen und vom Ruͤckfalle. 


H. 585 


Wenn eine und dieſelbe Handlung die Merkmale mehrerer Verbrechen 
oder Vergehen in ſich vereinigt, ſo kommt das Strafgeſetz zur Anwendung, 
welches die ſchwerſte Strafe androht. 


$. 56, 


Gegen denjenigen, welcher durch verſchiedene felbfiftändige Handlungen 
mehrere Verbrechen oder Vergehen begangen hat, iſt auf ſaͤmmtliche dadurch 
begruͤndete Strafen vereinigt zu erkennen. 


$. 57. 


Dieſe Vorſchrift ($. 56.) wird durch folgende Beſtimmungen beſchraͤnkt: 

1) iſt auf mehrere zeitige Freiheitsſtrafen vereinigt zu erkennen, ſo darf in 
dieſer Vereinigung niemals die Dauer von zwanzig Jahren und, ſofern 
nur Vergehen vorliegen, niemals die Dauer von zehn Jahren uͤberſchrit— 
ten werden; ä 

2) find die in Vereinigung zu erkennenden Strafen von verſchiedener Art, 
ſo iſt, unter Verkuͤrzung En Geſammtdauer (K. 16.), auf die ſchwerſte 
dieſer Strafarten zu erkennen; f 

3) die Gefaͤngnißſtrafe kann in dieſem Falle die Dauer von fuͤnf Jahren, 
jedoch niemals die Dauer von zehn Jahren uͤberſteigen. 


§. 58, 


Wer, nachdem er wegen eines Verbrechens oder Vergehens von einem 
Preußiſchen Gerichtshofe rechtskraͤftig verurtheilt worden iſt, daſſelbe Verbrechen 
oder Vergehen, ſei es mit oder ohne erſchwerende Umſtaͤnde, begeht, befindet 
ſich im Ruͤckfalle. 

Inſofern das Geſetz keine beſondere Ruͤckfallsſtrafen beſtimmt, kann 
wegen Ruͤckfalls die Strafe uͤber das geſetzliche Maaß hinaus erhoͤht werden, 
jedoch nicht mehr, als um die Hälfte des hoͤchſten geſetzlichen Strafmaaßes. 

Die Dauer der Gefaͤngnißſtrafe kann im Ruͤckfalle die Zeit von fuͤnf 
Jahren uͤberſteigen. f 5 

Bei 


„ 


Bei Verbrechen, welche mit zeitiger Freiheitsſtrafe bedroht ſind, darf die 
Dauer von zwanzig Jahren ſelbſt im Rückfall nicht uͤberſchritten werden. 


{ $. 59, 
Der Ruͤckfall ift auch dann vorhanden, wenn die That in dem früheren 
oder ſpaͤteren Falle, oder in beiden Faͤllen die Theilnahme an einem Verbrechen 
oder Vergehen, oder den Verſuch eines Verbrechens oder Vergehens darſtellt. 


$. 60. 

Die Straferhoͤhung wegen Ruͤckfalls tritt nicht ein, wenn ſeit dem Zeit⸗ 
punkte, in welchem die Freiheitsſtrafe oder Geldbuße des zuletzt begangenen 
früheren Verbrechens oder Vergehens abgebuͤßt oder erlaffen worden iſt, zehn 
Jahre verfloſſen ſind. 


Zweiter Theil. 


Von den einzelnen Verbrechen und Vergehen und deren Beſtrafung. 


Erſter Titel. 
Hochverrath und Landesverrath. 
§. 61. 


Ein Unternehmen, welches darauf abzielt: 

1) den König zu toͤdten, gefangen zu nehmen, in Feindes Gewalt zu lie— 
fern, oder zur Regierung unfähig zu machen, oder 

2) die Thronfolge oder die Staatsverfaſſung gewaltſam zu aͤndern, oder 

3) das Gebiet des Preußiſchen Staats ganz oder theilweiſe einem fremden 
Staate einzuverleiben, oder einen Theil des Gebiets vom Ganzen los: 


ö zureißen ö 
iſt Hochverrath und ſoll mit dem Tode beſtraft werden. 8 
Im Falle der Gefaͤhrdung des Lebens, der Geſundheit oder der Freiheit 
= — (Nr. 1.) ſoll zugleich auf Verluſt der buͤrgerlichen Ehre erkannt 
erden. 


H. 62, 


Als ein Unternehmen, durch welches das Verbrechen des Hochverraths 
vollendet wird, iſt eine ſolche Handlung anzuſehen, durch welche das verbreche— 
riſche Vorhaben unmittelbar zur Ausführung gebracht werden ſoll. 


$. 63. 


Haben zwei oder mehrere Perſonen die Ausfuͤhrung eines hochverraͤthe⸗ 
riſchen Unternehmens verabredet, ohne daß es ſchon zum Beginn der im F. 62. 
bezeichneten Handlung gekommen iſt, ſo ſoll fie die Strafe von fünfjährigem 


bis lebenslaͤnglichem Zuchthaus treffen. , 
Gir, 3375.) . Wird 


= Hi 


Wird fefigeftellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo tritt Ein⸗ 
ſchließung nicht unter fünf Jahren ein. 
Neben der Einſchließung ſoll das Urtheil ‚ugleic den Verluſt oder die 
auge Unterfagung der Ausuͤbung nachſtehender bürgerlichen Ehrenrechte aus: 
echen: 


1) der Fähigkeit, öffentliche Aemter zu führen oder zu erlangen; . 

2) der Fähigkeit, Geſchworener zu fein, in Öffentlichen Angelegenheiten zu 
ſtimmen, zu wählen oder gewählt zu werden, oder die aus öffentlichen 
Wahlen hervorgegangenen Rechte auszuuͤben. 


H. 64. 


Gleiche Strafe (F. 63.) ſoll denjenigen treffen, welcher zur Vorberei⸗ 
tung eines Hochverraths, entweder mit einer auswaͤrtigen Regierung ſich ein: 
laͤßt, oder die ihm vom Staate anvertraute Macht mißbraucht, oder Mann⸗ 
ſchaften anwirbt oder in den Waffen einuͤbt. 5 


$. 65. 

Wer öffentlich durch Rede oder Schrift zur Ausführung einer Handlung 
auffordert, welche nach H. 62. als ein hochverraͤtheriſches Unternehmen zu be= 
firafen wäre, ſoll mit zwei⸗ bis zehnjaͤhrigem Zuchthaus, oder, wenn feſtgeſtellt 
wird, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſind, mit Einſchließung von zwei bis 
zu zehn Jahren beſtraft werden. 


H. 66. 


Jede andere, ein hochverraͤtheriſches Unternehmen vorbereitende Hand⸗ 
lung ſoll mit Zuchthaus bis zu fuͤnf Jahren, oder, wenn feſtgeſtellt wird, daß 
mildernde Umftände vorhanden find, mit Einſchließung von Einem bis zu fünf 
Jahren beſtraft werden. 


H. 67. 


Ein Preuße, welcher mit einer fremden Regierung in Verbindung tritt, 
um dieſelbe zu einem Kriege gegen Preußen zu veranlaſſen, macht ſich des 
Juen e ſchuldig, und wird mit Zuchthaus von zehn bis zu zwanzig 

ahren beſtraft. 

Iſt der Krieg wirklich ausgebrochen, ſo ſoll der Thaͤter mit dem Tode 
und dem Verluſte der buͤrgerlichen Ehre beſtraft werden. 


H. 68. 


Ein Preuße, welcher waͤhrend eines gegen den Preußiſchen Staat ausge⸗ 
brochenen Krieges im feindlichen Heere Dienſte nimmt und die Waffen gegen 
Preußen oder deſſen Bundesgenoſſen traͤgt, wird als Landesverraͤther mit dem 
Tode beſtraft. 

Ein Preuße, welcher ſchon früher in fremden Kriegsdienſten ſtand, ſoll, 
wenn er nach Ausbruch des Krieges in denſelben verbleibt und die Waffen 
gegen Preußen oder deſſen Bundesgenoſſen traͤgt, mit Zuchthaus von drei bis 
zu zehn Jahren beſtraft werden. — — 
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Wird fefigeftellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo tritt Ein- 
ſchließung von drei bis zu zehn Jahren ein. 


1 $ 69, 

Ein Preuße, welcher während eines gegen Preußen ausgebrochenen Krie⸗ 
ges einer feindlichen Macht wiſſentlich Vorſchub leiſtet, oder den Truppen Preu⸗ 
ßens oder feiner Bundesgenoſſen wiſſentlich Nachtheil zufügt, wird mit Jucht⸗ 
haus bis zu zehn Jahren beſtraft. 

Die Todesſtrafe tritt ein, wenn der Thaͤter: 


1) Feſtungen, Paͤſſe, beſetzte Platze oder andere Vertheidigungspoſten, in- 
gleichen Preußiſche oder verbuͤndete Truppen oder einzelne Offiziere oder 
Soldaten in feindliche Gewalt bringt; 

2) Feſtungswerke, Kriegsſchiffe, Kaſſen, Zeughaͤuſer, Magazine oder andere 
Vorraͤthe von Waffen, Munition oder anderen Kriegsbeduͤrfniſſen in 
feindliche Gewalt bringt, zerftört oder unbrauchbar macht; 

3) dem Feinde Mannſchaften zuführt, oder Soldaten des Preußiſchen oder 
verbündeten Heeres verleitet, zum Feinde uͤberzugehen; 

4) en, oder Pläne von Feſtungen oder feften Stellungen dem 

einde mittheilt; ., 6 

5) dem Feinde als Spion dient, oder feindliche Spione aufnimmt, verbirgt 
oder ihnen Beiſtand leiſtet, oder 

6) einen Aufſtand unter den Preußiſchen oder verbuͤndeten Truppen erregt. 


$. 70, 


Gegen Ausländer iſt wegen der in den HH. 67. und 69, erwähnten 
Handlungen nach dem Kriegsgebrauche zu verfahren. 

Begehen ſie aber ſolche Handlungen, waͤhrend ſie unter dem Schutze 
Preußens in deſſen Gebiete ſich aufhalten, fo kommen die in den $$. 67, und 
69, beſtimmten Strafen zur Anwendung. 

$. 71. 
Wer vorſaͤtzlich: 

1) Staatsgeheimniſſe, oder Feſtungsplaͤne, oder ſolche Urkunden, Aktenſtuͤcke 
oder Nachrichten, von denen er weiß, daß das Wohl des Staates deren 
Geheimhaltung, einer fremden Regierung gegenuͤber, erfordert, dieſer Re⸗ 
gierung mittheilt oder oͤffentlich bekannt macht, oder 

2) zur Gefährdung der Rechte des Staates im Verhaͤltniß zu einer frem⸗ 
den Regierung die daruͤber ſprechenden Urkunden oder Beweismittel ver⸗ 
nichtet, verfaͤlſcht oder unterdruͤckt, oder 

3) ein ihm aufgetragenes Staatsgeſchaͤft mit einer fremden Regierung zum 
Nachtheil Preußens fuͤhrt, 

wird mit Zuchthaus von fünf bis zu zwanzig Jahren beſtraft. 


§. 72. 


Gegen denjenigen, welcher wegen einer der in dieſem Titel gedachten 
(Ne. 9378.) - Hand: 
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Handlungen zu zeitiger Zuchthausſtrafe verurtheilt wird, ſoll auf Stellung 
unter Polize⸗ Auffcht erkannt werden. 


$. 73. 

Wenn wegen Hochverraths oder Landesverraths in den Fallen der HH. 61., 
63., 64., 67., 68., 69., 70. und 74. die Unterſuchung eröffnet wird, ſo iſt das 
Vermoͤgen, welches der Angeſchuldigte bereits beſitzt, oder welches ihm ſpaͤter 
noch anfaͤllt, mit Beſchlag zu belegen. 

Der wegen Hochverraths oder Landesverraths zum Tode oder zu lebens⸗ 
laͤnglichem Zuchthaus rechtskraͤftig Verurtheilte verliert die Faͤhigkeit, über. fein 
Vermögen unter Lebenden und von Todeswegen zu verfügen. 


Zweiter Titel, 


Beleidigungen der Majeſtaͤt und der Mitglieder des Königlichen 
Hauſes. 
$, 74, k 
Wer ſich einer Thaͤtlichkeit gegen die Perſon des Königs ſchuldig macht, 
wird mit dem Tode beſtraft. 
In minder ſchweren Fallen iſt anſtatt der Todesſtrafe auf Zuchthaus 
von zehn bis zu zwanzig Jahren zu erkennen. 
Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſind, ſo tritt Ein— 
ſchließung von zehn bis zu zwanzig Jahren ein. 
$. 75, 
Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere Dar- 
ftellung die Ehrfurcht gegen den König verletzt, wird mit Gefaͤngniß von zwei 
Monaten bis zu fuͤnf Jahren beſtraft. 
Auch kann gegen denſelben zugleich auf zeitige Unterſagung der Aus— 
uͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


$. 76, 

Wer fich einer Thaͤtlichkeit gegen die Perſon der Königin, des Thron— 
folgers oder eines anderen Mitgliedes des Koͤniglichen Hauſes, oder des Re⸗ 
5 des Preußiſchen Staates ſchuldig macht, wird mit Zuchthaus von fuͤnf 

is zu J Jahren beſtraft. - 
in minder ſchweren Fällen ift auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu 
erkennen. 

Wird 1 daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo tritt Ein- 
ſchließung von Einem bis zu zehn Jahren ein. 


$. 77. 


Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere Dar- 
ſtellung die Königin, den Thronfolger, ein anderes Mitglied des 1 
au⸗ 
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Hauſes, oder den Regenten des Preußiſchen Staats beleidigt, wird mit Ge⸗ 
faͤngniß von Einem Monat bis zu drei Jahren beſtraft. 


4 Auch kann gegen denſelben zugleich auf zeitige Unterſagung der Aus⸗ 
uͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


| Dritter Titel. 
Feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten. 


$. 78. 


., Ein Preuße, der im Inlande oder Auslande, oder ein Auslaͤnder, der 
waͤhrend ſeines Aufenthalts in Preußen gegen einen der Deutſchen Staaten 
oder deſſen Regenten eine Handlung vornimmt, welche, wenn er ſie gegen den 
Koͤnig oder den Preußiſchen Staat veruͤbt hätte, als eine hochverraͤtheriſche 
anzuſehen ſein wuͤrde, iſt in den Faͤllen der $$. 61. bis 65. mit Zuchthausſtrafe 
von zwei bis zu zehn Jahren, oder wenn feitgeftellt wird, daß mildernde Um⸗ 
ſtaͤnde vorhanden ſind, mit Einſchließung von Einem bis zu zehn Jahren, in 
dem Falle des H. 66. aber mit Einſchließung von ſechs Monaten bis zu drei 
Jahren zu beſtrafen. 

„ Dieſelbe Strafe tritt ein, wenn die Handlung gegen einen anderen Staat 
gerichtet iſt, in welchem nach publizirten Vertraͤgen oder Geſetzen die Gegen⸗ 
ſeitigkeit verbuͤrgt iſt. 


§. 79. 
Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere Dar- 


ſtellung das Oberhaupt eines Deutſchen Staates beleidigt, wird mit Gefaͤngniß 
von Einem Monate bis zu zwei Jahren beſtraft. 


Diͤeſelbe Strafe tritt ein, wenn die Beleidigung gegen das Oberhaupt 
eines anderen Staates — iſt, in welchem nach publizirten Vertraͤgen oder 
Geſetzen die Gegenſeitigkeit verbuͤrgt iſt. 


H. 80. 


Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere Dar⸗ 
ſtellung einen bei dem Koͤniglichen Hofe W Geſandten oder Geſchaͤfts 
traͤger beleidigt, wird mit Gefaͤngniß von Einem Monate bis zu Einem Jahre 
beſtraft. f 

§. 81. 


In den Fällen der HH. 79. und 80. tritt die Verfolgung nur auf An⸗ 
trag der auswärtigen Regierung oder des beleidigten Geſandten ein. 


Jahrgang 1851. (Nr. 3378.) 5 17 Bier: 
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Vierter Titel. 


Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf die Ausübung der 
ſta ats buͤrgerlichen Rechte. 


$. 82. 
Wer es unternimmt, eine der beiden Kammern gewaltſam auseinander 
& ſprengen, zur Faſſung oder Unterlaffung von Beſchluͤſſen zu zwingen, oder 
itglieder aus derſelben gewaltſam zu entfernen, wird mit Zuchthaus von zehn 
bis zu zwanzig Jahren beſtraft. 
$. 83. N 
Wer ein NN einer der beiden Kammern durch Gewalt oder durch 
Bedrohung mit der Veruͤbung eines Verbrechens oder Vergehens gegen daſſelbe 


verhindert, ſich an den Ort der Verſammlung zu begeben oder zu ſtimmen, wird 
mit Zuchthaus bis zu acht Jahren beſtraft. b 


H. 84. 


Wer auf die im F. 83. angegebene Weiſe Staatsangehoͤrige verhindert 
oder zu verhindern verſucht, in Ausuͤbung ihrer ſtaut bürgerlicher Rechte zu 
— oder zu ſtimmen, ſoll mit Gefaͤngniß nicht unter Einem Jahre beſtraft 
werden. N 


$. 85. 


Wer, mit der Sammlung der Wahl- oder Stimm⸗Zettel oder Zeichen 
beauftragt, vorſaͤtzlich die rechtindßige Anzahl derſelben vermehrt oder vermindert, 
oder einen Zettel oder ein Zeichen verfälfcht, oder vertauſcht, oder auf die Zet⸗ 
tel derjenigen Perſonen, die nicht ſchreiben konnen, andere als die angegebenen 
Namen ſchreibt, ingleichen wer, bei einer Wahlhandlung mit der Fuͤhrung des 
Protokolls beauftragt, andere als die an egebenen Namen niederſchreibt, wird 
mit Gefaͤngniß von Einem bis zu drei Jahren beſtraft. 

War der Thäter nicht mit der Sammlung der Zettel oder Zeichen oder 
mit einer anderen Verrichtung bei dem Wahlgeſchaͤfte beauftragt, fo iſt die 
Strafe Gefängniß von drei Monaten bis zu zwei Jahren. 

An beiden Fällen ift zugleich auf zeitige Unterſagung der Ausuͤbung der 
buͤrgerlichen Ehrenrechte zu erkennen. 


H. 86. 


Wer eine Wahlſtimme kauft oder verkauft, wird mit Gefaͤngniß von 
drei Monaten bis zu er Jahren befiraft; auch kann gegen denſelben auf zei⸗ 
tige Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


Fünf: 
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Fünfter Titel. 
Widerſtand gegen die Staatsgewalt. 


§. 87. 


Wer zum Ungehorſam gegen die Geſetze oder Verordnungen oder ge⸗ 
gen die Anordnungen er Obrigkeit öffentlich auffordert oder anreizt, oder wer 
dandlungen, welche in den Geſetzen als Verbrechen oder Vergehen bezeichnet 
find, durch öffentliche Rechtfertigung anpreifet, wird mit Geldbuße bis zu zwei⸗ 
4 — Thalern oder mit Gefängniß von vier Wochen bis zu zwei Jahren 


H. 88, 


Wer eine Perſon des Soldatenſtandes, es ſei der Linie oder der Land— 
wehr, auffordert oder anreizt, dem Befehle des Oberen nicht Gehorſam zu lei⸗ 
ſten, wer insbeſondere eine Perſon, welche zum Beurlaubtenſtande gehoͤrt, dazu 
auffordert oder anreizt, der Einberufungs-Ordre nicht zu folgen, wird mit Ge⸗ 
faͤngniß von ſechs Wochen bis zu zwei Jahren beſtraft. 

Dieſe Beſtimmung findet Anwendung, die Aufforderung oder Anreizung 
mag durch Wort oder Schrift oder durch irgend ein anderes Mittel geſchehen, 
fie mag von Erfolg geweſen fein oder nicht. 


H. 89, 


Wer einen Beamten, welcher zur Vollſtreckung der Geſetze, oder der 
Befehle und Verordnungen der Derwaltungsbehörden, oder der Urtheile und 
Verordnungen der Gerichte berufen iſt, während der Vornahme einer Amts- 
handlung angreift, oder demſelben durch Gewalt oder Drohung Widerſtand lei⸗ 
ſtet, wird mit Gefaͤngniß von vierzehn Tagen bis zu zwei Jahren beſtraft. 

Dieſelbe Strafe tritt ein, wenn der Angriff oder die Widerſetzlichkeit 

egen Perſonen, welche zur Beihuͤlfe des Beamten zugezogen waren, oder gegen 
Mannſchaften des Militairs oder einer Gemeinde-, Schutz- oder Buͤrgerwehr 
in Ausuͤbung des Dienſtes erfolgt. 


H. 90. 
Wer eine Behoͤrde oder einen Beamten durch Gewalt oder Drohungen 


zwingt oder zu zwingen verſucht, eine Amtshandlung vorzunehmen oder zu un— 
terlaffen, wird mit Gefangniß nicht unter drei Monaten beſtraft. 


H. 91. 


Wenn mehrere Perſonen öffentlich ſich zuſammenrotten und mit ver: 
einten Kräften die in den IS. 89. und 90. genannten Handlungen veruͤben, fo 
werden dieſelben wegen Aufruhrs mit Gefaͤngniß nicht unter ſechs Monaten be⸗ 
ſtraft; auch kann gegen ſie auf Stellung unter Polizei-Aufſicht erkannt werden. 
Diejenigen Theilnehmer, welche Gewaltthaͤtigkeiten gegen Perſonen oder 
Cr. 8376.) 215 Sachen 
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Sachen veruͤben, werden mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren und Stellung 
unter Polizei-Aufſicht beſtraft. 
H. 92. f 

Wenn mehrere auf oͤffentlichen Wegen, Straßen oder Plaͤtzen verſam⸗ 
melte Perſonen von den Beamten der gerichtlichen oder der Verwaltungs-Polizei, 
oder von dem Befehlshaber der bewaffneten Macht aufgefordert werden, ſich zu 
entfernen, ſo wird jede derſelben, welche nach der dritten Aufforderung ſich 
nicht entfernt, mit Gefaͤngniß bis zu drei Monaten beſtraft. 

Wird bei einem Auflaufe gegen die Beamten der Polizei oder die be- 
waffnete Macht mit vereinten Kraͤften ein thaͤtlicher Widerſtand geleiſtet, oder 
Gewalt veruͤbt, ſo treten gegen diejenigen, welche ſich bei dieſen Handlungen 
betheiligt haben, die Strafen des Aufruhrs ein. 


§. 93. 


Mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder Gefaͤngniß von vier 
Wochen bis zu zwei Jahren wird beſtraft: 


1) wer boͤswillig oder gegen das Verbot der Obrigkeit Fahnen, Zeichen 
oder Symbole, 17 geeignet ſind, den Geiſt des Aufruhrs zu ver⸗ 
breiten, oder den oͤffentlichen Frieden zu flören, an öffentlichen Orten 
oder in oͤffentlichen Zuſammenkuͤnften ausſtellt, oder ſie verkauft oder 
ſonſt verbreitet; 

2) wer äußere Verbindungs- oder Vereinigungszeichen, welche zur Auf⸗ 
rechthaltung der oͤffentlichen Ruhe und Sicherheit von der Bezirks-Re⸗ 
gierung verboten find, an öffentlichen Orten oder in oͤffentlichen Zuſam⸗ 
menkuͤnften traͤgt; 

3) wer in boͤswilliger Abſicht die Öffentlichen Zeichen der Koͤniglichen Au⸗ 
toritaͤt pegnimmt, zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt. 


F. 94. 


Wer vorſaͤtzlich einen Gefangenen aus der Gefangenanſtalt oder aus der 
Gewalt der bewaffneten Macht, oder aus der Gewalt des Beamten, unter deſ⸗ 
ſen Aufſicht, Begleitung oder Bewachung er ſich befindet, befreit oder zu be⸗ 
2 5 wird mit Gefaͤngniß von vierzehn Tagen bis zu drei Jah⸗ 
ren beſtraft. 


H. 95. 


Wer vorſaͤtzlich einen Gefangenen, deſſen Aufbewahrung, Begleitung oder 
Bewachung ihm anvertraut iſt, entweichen laßt, oder deſſen Befreiung bewirkt 
ae ert, wird mit Gefaͤngniß von vierzehn Tagen bis zu drei Jah⸗ 
ren beſtraft. 

Iſt die Entweichung nur durch Fahrlaͤſſigkeit veranlaßt worden, fo tritt 
Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten, oder in Fallen geringerer Verſchuldung 
Geldbuße bis zu funfzig Thalern ein. 91 


$. 90. 
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H. 96. 

Wenn Gefangene in einer Gefangenanſtalt ſich zuſammenrotten und ent⸗ 
weder einen gewaltſamen Ausbruch ausführen oder auszuführen verfuchen, oder 
gegen die Aufſeher ſich widerſetzen, oder dieſelben zu Handlungen oder Unter⸗ 
laſſungen Gefen oder 75 zwingen verſuchen, ſo haben die Theilnehmer an der 
Meuterei Gefaͤngniß nicht unter ſechs Monaten verwirkt; auch kann gegen ſie 
auf Stellung unter Polizei-Aufficht erkannt werden. 

Diejenigen Theilnehmer, welche Gewaltthaͤtigkeiten gegen Perſonen oder 
Sachen verüben, werden mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren und Stellung un— 
ter Polizei» Aufficht beſtraft. i 

Die Strafe der Meuterei fol unabhängig von der Strafe des Verbre⸗ 
chens oder Vergehens, wegen deſſen die Meuterer verhaftet ſind, ausgeſprochen 
und unmittelbar nach dieſer Strafe vollſtreckt werden. 


Sechſter Titel. 
Vergehen wider die oͤffentliche Ordnung. 


§. 97. 


Wer unbefugt bewaffnete Haufen bildet, oder ſolche befehligt, oder eine 
Mannſchaft, von der er weiß, daß ſie ohne geſetzliche Befugniß geſammelt iſt, 
mit Waffen oder Kriegsbeduͤrfniſſen verſieht, wird mit Gefaͤngniß bis zu zwei 
Jahren beſtraft. 

„Wer an ſolchen bewaffneten Haufen Theil nimmt, hat Gefaͤngniß bis 
zu Einem Jahre verwirkt. 


H. 98. 


Die Theilnahme an einer Verbindung, deren Daſein, Verfaſſung oder 
Zweck vor der Staatsregierung geheim gehalten werden ſoll, oder in welcher 
gegen unbekannte Obere Gehorſam, oder gegen bekannte Obere unbedingter 
Gehorſam verſprochen wird, iſt an den Mitgliedern mit Gefaͤngniß bis zu ſechs 
Monaten, und an den Stiftern, Vorſtehern und Beamten der Verbindung mit 
Gefaͤngniß von Einem Monate bis zu Einem Jahre zu beſtrafen. 

Gegen oͤffentliche Beamte iſt zugleich auf zeitige Unfaͤhigkeit zur Beklei⸗ 
dung oͤffentlicher Aemter zu erkennen. 


H. 99. 


Die Theilnahme an einer Verbindung, zu deren Zwecken oder Beſchaͤfti⸗ 
ungen es gehört, Maaßregeln der Verwaltung oder die Vollziehung von Ge⸗ 
etzen durch ungeſetzliche Mittel zu verhindern oder zu entkraͤften, wird an den 
Mitgliedern mit Gefaͤngniß von gel Monaten bis zu Einem Jahre, und 
an den Stiftern, Vorſtehern und Beamten der Verbindung mit Gefaͤngniß von 
ſechs Monaten bis zu zwei Jahren beſtraft. 

(Nr. 38780 Gegen 
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Gegen öffentliche Beamte ift zugleich auf zeitige Unfähigkeit zur Beklei⸗ 
dung oͤffentlicher Aemter zu erkennen. 


H. 100. 5 u 
Wer den öffentlichen Frieden dadurch gefährdet, daß er die Ange⸗ 
hoͤrigen des Staates zum Haſſe oder zur Verachtung gegen einander oͤffent⸗ 


lich anreizt, wird mit Geldbuße von zwanzig bis zu zweihundert Thalern oder 
mit Gefaͤngniß von Einem Monate bis zu zwei Jahren beſtraft. 


$. 191. 


Wer durch öffentliche Behauptung oder Verbreitung erdichteter oder ent- 
ſtellter Thatſachen, oder durch öffentliche Schmaͤhungen oder Verhoͤhnungen die 
Einrichtungen des Staates oder die Anordnungen der Obrigkeit dem Haſſe oder 
der Verachtung ausſetzt, wird mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder 
mit Gefaͤngniß bis zu zwei Jahren beſtraft. 


$. 102. 

Wer durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder andere Dar— 
ſtellung eine der beiden Kammern, ein Mitglied der beiden Kammern, eine an- 
dere politiſche Koͤrperſchaft, eine ren: Behörde, einen öffentlichen Beamten, 
einen Religionsdiener, ein Mitglied der bewaffneten Macht, einen Geſchworenen, 
einen Zeugen oder Sachverſtaͤndigen, während fie in der Ausuͤbung ihres Be— 
rufes begriffen ſind, oder in Beziehung auf ihren Beruf beleidigt, wird mit Ge⸗ 
faͤngniß von Einer Woche bis zu Einem Jahre beſtraft. 

Hat die Beleidigung den Karakter der Verleumdung, ſo iſt die Strafe 
Gefaͤngniß von vierzehn Tagen bis zu achtzehn Monaten, und wenn die Ver⸗ 
2 öffentlich begangen wurde, Gefängnig von Einem Monate bis zu 
wei Jahren. 

l Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſind, ſo kann in 
allen Fällen die Strafe auf Geldbuße von zehn bis zu dreihundert Thalern 
beſtimmt werden. 


H. 103. 


Wegen Beleidigung einer der beiden Kammern darf die Verfolgung nur 
mit Ermaͤchtigung der Kammer, und wegen Beleidigung eines Mitgliedes der 
Kammer nur auf deſſen Antrag eingeleitet werden. 

In Anſehung der uͤbrigen im §. 102. vorgeſehenen Ehrverletzungen be: 
darf es zur Einleitung der Verfolgung eines Antrages des Verletzten nicht. 


§. 104. 


Wer unbefugt ſich mit der Ausuͤbung eines offentlichen Amtes befaßt, 
oder ſolche Handlungen vornimmt, die nur in Kraft eines offentlichen Amtes 
vorgenommen werden dürfen, ſoll mit Gefaͤngniß von vierzehn Tagen bis zu 
Einem Jahre beſtraft werden. 


H. 105. 


= m = 
$. 105, 


Wer unbefugt eine Uniform, eine Amtskleidung, ein Amtszeichen, einen 
Orden oder ein Ehrenzeichen trägt, wer unbefugt Titel, Würden oder Adels⸗ 
Prädikate annimmt, oder wer eines Namens, der ihm nicht zukommt, ſich be⸗ 
dient, wird mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern oder Gefängniß bis zu 
drei Monaten beſtraft. 


$. 106. 


Wer Urkunden, Regiſter, Akten oder ſonſtige Gegenſtaͤnde, welche ſich 
an einem öffentlichen Verwahrungsorte aufbewahrt finden, oder einem Beamten, 
zu deſſen Amte die Verwahrung derſelben gehört, in amtlicher Eigenſchaft uͤber⸗ 
geben worden find, vorſaͤtzlich vernichtet oder bei Seite ſchafft, wird mit Ge⸗ 
faͤngniß nicht unter drei Monaten beſtraft. 

Iſt die Handlung in gewinnſuͤchtiger Abſicht begangen, fo foll zugleich 
Aide Unterſagung der Ausuͤbung der ber Ehrenrechte erkannt 
werden. 


§. 107. 


Wer die zur öffentlichen Bekanntmachung angeſchlagenen Verordnungen, 
Befehle, Patente oder Anzeigen Öffentlicher Behörden oder Beamten vorſaͤtzlich 
abreißt, beſchaͤdigt, befleckt oder verunſtaltet, ift mit Geldbuße bis zu Einhundert 
Thalern oder mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten zu beſtrafen. 


$. 108. 


Wer ein amtliches Siegel, welches von einer öffentlichen Behörde oder 
einem öffentlichen Beamten angelegt iſt, um Sachen zu verſchließen, zu be⸗ 
zeichnen oder in Beſchlag zu, nehmen, ohne Befugniß vorſaͤtzlich erbricht, ab— 
löfet oder beſchaͤdigt, wird mit Gefaͤngniß von Einer Woche bis zu ſechs Mo⸗ 
naten beſtraft. ä 


$. 109. 


Wer als Zeuge oder als Geſchworener berufen, eine Entſchuldigungs⸗ 
Urſache vorſchuͤtzt, welche ſich als falſch ergiebt, wird mit Gefaͤngniß bis zu 
zwei Monaten beſtraft. f 

Daſſelbe gilt für den Sachverftändigen, inſofern er auf Grund einer 
geſetzlichen Verpflichtung berufen iſt. 

Die Verurtheilung wegen Vorfchügens einer falſchen Entſchuldigungs⸗ 
pe — 55 die Verurtheilung in die auf das Nichterſcheinen geſetzten, Geld— 

ußen nicht aus. 


$. 110, | 
Wer ohne Erlaubniß die Königlichen Lande verläßt und ſich dadurch 
dem Eintritt in den Dienft des ſtehenden Heeres zu entziehen ſucht, ingleichen 


ein beurlaubter Landwehrmann, welcher ohne Erlaubniß auswandert, wird mit 
(Nr. 3378.) einer 
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einer Geldbuße von funfzig bis I Eintauſend Thalern oder Gefängniß von 


Einem Monate bis zu Einem Jahre beſtraft. 

Das Vermoͤgen des Angeſchuldigten iſt inſoweit, als es nach dem Er⸗ 
meſſen des Richters zur Deckung der den Angeſchuldigten moͤglicherweiſe tref⸗ 
fenden hoͤchſten Strafe von Eintauſend Thalern und der Koſten des Verfah⸗ 
rens erforderlich iſt, von demſelben mit Beſchlag zu belegen. 


$. 111. 


Wer einen Preußen zum Militairdienſte fremder Maͤchte anwirbt oder 
den Werbern der letzteren zufuͤhrt, ingleichen wer einen Preußiſchen Soldaten 
vorſaͤtzlich zum Defertiren verleitet, oder die Deſertion deſſelben vorſaͤtzlich be⸗ 
foͤrdert, wird mit Gefaͤngniß von drei Monaten bis zu drei Jahren beſtraft. 

Der Verſuch dieſer Handlungen wird mit der naͤmlichen Strafe belegt. 


i $. 112. 


Wer von dem Vorhaben einer Deſertion zu einer Zeit, zu welcher die 
Verhuͤtung des Vergehens moͤglich iſt, glaubhafte Kenntniß erhaͤlt und es un⸗ 
terläßt, davon der Polizeibehörde oder Heilitairbehörde zur rechten Zeit Anzeige 
1 machen, ſoll, wenn die Deſertion wirklich begangen wird, mit Gefaͤngniß 

is zu Einem Jahre beſtraft werden. f 


§. 113. 


Wer ſich vorſaͤtzlich durch Selbſtverſtuͤmmelung oder auf andere Weiſe 
zu dem Mllitairdienſte untauglich macht, oder durch einen Anderen untauglich 
machen laͤßt, wird mit Gefaͤngniß nicht unter Einem Jahre und zeitiger Un: 
terſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte beſtraft. f 

Dieſelbe Strafe hat derjenige verwirkt, welcher den Anderen auf deſſen 
Verlangen zum Militairdienſte untauglich macht. 


$. 114. 
Wer es ſich zum Geſchaͤft macht, Preußiſche Unterthanen zur Auswande⸗ 


rung zu verleiten, ſoll mit Gefaͤngniß von Einem Monate bis zu zwei Jahren 
beſttaft werden. 3 

Eine gleiche Strafe tritt gegen denjenigen ein, welcher es ſich zum Ge⸗ 
ſchaͤft macht, Vorſteher, Gehuͤlfen oder Arbeiter inländifcher Fabriken dazu zu 
verleiten, daß ſie vor Ablauf der Kontraktzeit den Dienſt ihres Fabrikherrn 
verlaſſen und in den Dienſt auslaͤndiſcher Fabrikherren übergehen. 


l $. 115. 

Auslaͤnder, welche, nachdem ſie des Landes verwieſen ſind, ohne Erlaub⸗ 
niß zuruͤckkehren, werden mit Gefaͤngniß von drei Monaten bis zu zwei Jah: 
ren beſtraft. 

$. 116. 

Wer unter Polizei- Aufſicht geſtellt iſt und den in Folge derſelben — 

auf⸗ 
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auferlegten Beſchraͤnkungen entgegenhandelt, wird mit Gefaͤngniß von Einer 
Woche bis zu ſechs Monaten beſtraft. 


1 


Wer geſchaftslos und arbeitslos umherzieht, ohne fich darüber auswei⸗ 
fen zu konnen, daß er die Mittel zu feinem Unterhalte beſitze, oder doch eine 
Gelegenheit zu demſelben aufſuche, wird als Landſtreicher mit Gefaͤngniß von 
Einer Woche bis zu drei Monaten beſtraft. 


$. 118. 


Die Bettelei wird in folgenden Faͤllen als Vergehen mit Gefaͤngniß 
von Einer Woche bis zu drei Monaten beſtraft: 


1) wenn Jemand unter Drohungen oder mit Waffen, oder unter Gebrauch 
eines falſchen Namens, oder unter Vorſpiegelung eines Ungluͤcksfalles, 
einer Krankheit oder eines Gebrechens bettelt; 

wenn Jemand bettelt, oder Kinder zum Betteln anleitet oder ausſchickt, 
oder Perſonen, welche ſeiner Gewalt und Aufſicht untergeben ſind und 
zu ſeiner de e gehoͤren, vom Betteln abzuhalten unterlaͤßt, 
nachdem er in den letzten drei Jahren wegen dieſer Zuwiderhandlungen 
zwei oder mehrere Male rechtskraͤftig verurtheilt worden iſt. f 


§. 119. 
Mit Gefaͤngniß von Einer Woche bis zu drei Monaten wird beſtraft: 


1) wer dem Spiele, dem Trunke oder Muͤßiggange ſich dergeſtalt hingiebt, 
daß er in einen Zuſtand verſinkt, in welchem zu ſeinem Unterhalte oder 
zum Unterhalte e zu deren Ernaͤhrung er verpflichtet iſt, durch 
Vermittelung der Behoͤrde fremde Huͤlfe in Anſpruch genommen werden 


1 
— 


muß; 

2) wer eine Unterſtuͤtzung aus öffentlichen Armenfonds empfängt, wenn er 
ſich weigert, die ihm von der Behoͤrde angewieſene, ſeinen Kraͤften an⸗ 
gemeſſene Arbeit zu verrichten; 

3) wer nach Verluſt ſeines bisherigen Unterkommens binnen einer von der 
Ortspolizei⸗Behoͤrde zu beſtimmenden Frift ſich kein anderweitiges Unter⸗ 
kommen verſchafft hat und auch nicht nachweiſen kann, daß er ſolches, 
aller angewandten Bemuͤhungen ungeachtet, nicht vermocht habe. 


$. 120. 


In den Fällen der H. 117— 119. hat das Gericht zugleich zu erkennen, 
daß nach ausgeſtandener Strafe der Ausländer aus dem Lande zu weiſen und 
der Inlaͤnder in ein Arbeitshaus zu bringen fei. . Be 

Die Dauer der Einſperrung in dem Arbeitshauſe ift von der Landespolizei⸗ 
Behörde nach den Umſtänden zu ermeffen; fie darf aber einen Zeitraum von 
drei Jahren nicht uͤberſteigen. 


Jahrgang 1851. (Nr. 3375.) 18 Sie⸗ 


3 


Siebenter Titel. 
Muͤnzverbrechen und Muͤnzvergehen. 


§. 121. 


Wer inlaͤndiſches oder auslaͤndiſches Metallgeld oder Papiergeld nach⸗ 
macht, wer aͤchtem Metallgelde oder Papiergelde durch Veraͤnderungen an dem⸗ 
ſelben den Schein eines hoͤheren Werthes giebt, ingleichen wer verrufenem Me— 
tallgelde oder Papiergelde durch Veränderungen an demſelben das Anſehen 
eines noch geltenden giebt, begeht eine Muͤnzfaͤlſchung, und wird mit Zuchthaus 
. fuͤnf bis zu funfzehn Jahren, ſowie mit Stellung unter Polizei-Aufſicht 

eſtraft. a 


$. 122. 


Wer falſches oder verfälfchtes Geld an fich bringt und entweder in Um⸗ 
lauf ſetzt oder zum Zweck der Verbreitung aus dem Auslande einfuͤhrt, hat die— 
ſelbe Strafe wie der Muͤnzfaͤlſcher verwirkt. 


§. 123. 
Wer falſches oder verfaͤlſchtes Geld als aͤcht empfaͤngt und nach erkannter 


Unächtheit als Acht ausgiebt oder auszugeben verfucht, wird mit Gefaͤngniß bis 
zu drei Monaten oder mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern beſtraft. 
$. 124. 

Dem Papiergelde werden gleich geachtet die von dem Preußiſchen oder 
einem fremden Staate oder unter deren Autorität von Korporationen, Geſell— 
ſchaften oder Privatperſonen ausgeſtellten, auf den Inhaber lautenden Schuld— 
verſchreibungen, Aktien oder deren Stelle vertretende Interimsſcheine oder Quit⸗ 
tungen, ſowie die zu dieſen Papieren gehörigen Coupons, Zins- oder Divi⸗ 
dendenſcheine. 


Achter Titel. 
Meineid. 


5. 125, 

Wer einen ihm zugeſchobenen, zuruͤckgeſchobenen oder auferlegten Eid 

wiſſentlich falſch ſchwoͤrt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beſtraft. 
a §. 126, 

Wer als Zeuge in einer Civilſache oder Strafſache wiſſentlich ein fal⸗ 
ſches Zeugniß mit einem Eide bekraͤftigt, oder den vor ſeiner Vernehmung ge⸗ 
leiſteten Eid wiſſentlich durch ein falſches Zeugniß verletzt, wird mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren beſtraft. 3 

Sit 


- . — 


Iſt das falſche Zeugniß in einer Strafſache zum Nachtheil eines Ange- 
ſchuldigten abgelegt, und dieſer r Todesſtrafe, Zuchthausſtrafe oder zur Strafe 
der Einſchließung von mehr als fuͤnf Jahren verurtheilt worden, ſo iſt die 
Strafe Zuchthaus von zehn bis zu zwanzig Jahren. 

$. 127. 

f Wer als Sachverſtaͤndiger in einer Civilſache oder Strafſache wiſſentlich 
ein falſches Gutachten mit einem Eide bekraͤftigt, oder den vor ſeiner Erklaͤ⸗ 
rung geleiſteten Eid wiſſentlich durch ein falſches Gutachten verletzt, wird gleich 
dem falſchen Zeugen beſtraft. 

K. 128. 
Der Ableiſtung eines Eides wird gleich geachtet: 
1) wenn ein Mitglied einer Religionsgeſellſchaft, welcher das Geſetz den 
Gebrauch gewiſſer Betheuerungsformeln an Stelle des Eides geftattet, 
Ep ebe unter der Betheuerungsformel feiner Religionsgeſellſchaft 
abgiebt; 

wenn derjenige, welcher als Partei, Zeuge oder Sachverftändiger einen 
Eid geleiſtet hat, in gleicher Eigenſchaft eine Verſicherung unter Beru: 
fung auf den bereits früher in derſelben Angelegenheit geleiſteten Eid 
abgiebt, oder wenn ein Sachverſtaͤndiger, welcher als ſolcher ein für 
pen vereidet ift, eine Verſicherung auf den von ihm geleifteten Eid 
abgiebt; 

3) wenn ein vereideter Beamter eine amtliche Verſicherung unter Berufung 
auf ſeinen Dienſteid abgiebt. 


$. 129, 


Wer einer öffentlichen Behörde eine Verſicherung an Eidesſtatt wiſſent⸗ 
lich falſch abgiebt, wird mit Gefaͤngniß von drei Monaten bis zu Einem Jahre 
beſtraft; auch kann gegen denſelben zugleich auf zeitige Unterſagung der Aus: 
uͤbung der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


$. 130. 


Derjenige, welcher einen Anderen wiſſentlich zur Ableiſtung eines fal⸗ 
ſchen Eides in deſſen eigenen Angelegenheiten, zur eidlichen Bekraͤftigung einer 
Unwahrheit oder zur Angabe der Unwahrheit nach abgeleiſtetem Zeugeneide zu 
verleiten verſucht, ſoll mit Zuchthaus bis zu fuͤnf Jahren beſtraft werden. 

Derjenige, welcher einen Anderen wiſſentlich zur Abgabe einer falſchen 
Verſicherung an Eidesſtatt (F. 129.) zu verleiten verſucht, wird mit Gefaͤng⸗ 
niß bis zu Einem Jahre beſtraft; auch kann gegen denſelben zugleich auf zei— 
tige Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

$ 131. 

Wer vorſaͤtzlich einer durch eidliches Angeloͤbniß vor Gericht geleiſteten 
Kaution, oder dem in einem Manifeſtations-Eide gegebenen Verſprechen zu⸗ 
wider handelt, ſoll mit Gefaͤngniß bis zu zwei Jahren beſtraft werden. 

(in 8876) 18 * $. 132. 
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. $. 132. 

Wer aus Fahrlaͤſſigkeit in eigenen oder fremden Angelegenheiten etwas 
Unwahres eidlich verſichert, oder eine unwahre, an die Stelle eines Eides fre- 
tende Verſicherung abgiebt, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre beſtraft. 

Die Strafe wird ausgeſchloſſen, wenn der Thaͤter, bevor eine Anzeige 
gegen ihn gemacht oder eine Unterſuchung gegen ihn eingeleitet worden, und 
ehe noch ein Rechtsnachtheil fuͤr einen Anderen daraus entſtanden iſt, ſeine 
— Verſicherung bei derjenigen Behoͤrde, welcher er ſie abgegeben hat, 
widerruft. 


Neunter Titel. 
Falſche Anſchuldigung. 


$. 133. 


Wer bei einer öffentlichen Behörde. eine Anzeige macht, durch welche er 
Jemanden wider befferes Wiſſen der Veruͤbung einer geſetzlich ſtrafbaren Hand— 
lung oder der Verletzung der Amtspflichten beſchuldigt, wird mit Gefaͤngniß 
nicht unter drei Monaten beſtraft; auch kann gegen denſelben auf zeitige Un⸗ 
terſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werben. 

So lange ein in Folge der gemachten Anzeige eingeleitetes Verfahren 
anhaͤngig ift, ſoll mit dem Verfahren und mit dem Erkenntniß uͤber die falſche 
Anſchuldigung inne gehalten werden. 


H. 134. 


In allen, Faͤllen, in denen wegen falſcher Anſchuldigung auf Strafe 
erkannt wird, iſt dem Verletzten auf Koſten des Verurtheilten eine Ausfer⸗ 
tigung des Erkenntniſſes zu ertheilen. Auch ſoll dem Verletzten in dem Er⸗ 
ee die Befugniß ertheilt werden, die Verurtheilung oͤffentlich bekannt 
zu machen. 

Die Art und Weiſe dieſer Bekanntmachung, welche ſtets auf Koſten des 
Verurtheilten erfolgt, ſowie die Friſt zu derſelben, iſt vom Richter in dem Gr- 
kenntniſſe zu beſtimmen. 


Zehnter Titel. 
Vergehen, welche ſich auf die Religion beziehen. 


$. 135. 
, Wer öffentlich in Worten, Schriften oder anderen Darſtellungen Gott 
läftert, oder eine der chriſtlichen Kirchen oder eine andere mit Korporations⸗ 
rechten im Staate beſtehende Religionsgeſellſchaft oder die Gegenftände ihrer 
Ver⸗ 
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Verehrung, ihre Lehren, Einrichtungen oder Gebräuche verſpottet, oder in einer 
Weiſe darſtellt, welche dieſelben dem Haſſe oder der Verachtung ausſetzt, in⸗ 
gleichen wer in Kirchen oder anderen religioͤſen Verſammlungsorten an Gegen— 
ſtaͤnden, welche dem Gottes dienſte gewidmet find, beſchimpfenden Unfug verübt, 
wird mit Gefaͤngniß bis zu drei Jahren beſtraft. b 


5 $. 136. 


Wer durch Thaͤtlichkeiten oder Drohungen eine oder mehrere Perſonen 
zwingt oder hindert, den Gottesdienſt einer im Staate beſtehenden Religions⸗ 
Geſellſchaft auszuuͤben, ingleichen wer in Kirchen oder anderen religioͤſen Ver⸗ 
ſammlungsorten durch Erregung von Laͤrm und Unordnung den Gonesdienſt 
oder einzelne gottesdienſtliche Verrichtungen einer im Staate beſtehenden Reli⸗ 
eee verhindert oder fiört, ſoll mit Gefaͤngniß von Einem Monate 

is zu drei Jahren beſtraft werden. N 


$. 137. 

Wer unbefugt eine Leiche oder einen Theil derſelben aus der Gewahr⸗ 
ſam der dazu berechtigten Perſonen wegnimmt, ingleichen wer unbefugt Gräber 
erftört oder beſchaͤdigt, oder an denſelben beſchimpfenden Unfug veruͤbt, ſoll mit 

efaͤngniß von Einem Monate bis zu zwei Jahren beſtraft werden. 

Liegt der Handlung gewinnſuͤchtige Abſicht zum Grunde, ſo iſt zugleich 
auf zeitige Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte zu erkennen. 


Eilfter Titel. 
Verbrechen in Beziehung auf den Perſonenſtand. 


$. 138. d 
Wer ein Kind unterſchiebt oder vorfäglich verwechſelt, oder auf andere 
Weiſe den Perſonenſtand eines Anderen vorſaͤtzlich verändert oder unterdruͤckt, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beſtraft. 


Zwölfter Titel. 
Verbrechen und Vergehen gegen die Sittlichkeit. 


§. 139. | 


Ein Ehegatte, welcher vor Auflöfung feiner Ehe eine neue Ehe eingeht, 
ingleichen eine unverheirathete Perſon, welche mit einem Ehegatten, wiſſend, 
daß er verheirathet iſt, eine Ehe eingeht, wird mit Zuchthaus bis zu fuͤnf Jah— 
ren beſtraft. u 

Eine gleiche Strafe trifft den Religionsdiener oder Perſonenſtands⸗ 
Beamten, welcher, wiſſend, daß eine Perſon verheirathet ift, eine neue Ehe der: 
ſelben ſchließt. 

(Nr. 3375.) 


Bei 


- WM => 
Bei dem Verbrechen der mehrfachen Ehe beginnt die Verjährung mit 


dem Zeitpunkte, an welchem eine der beiden Ehen aufgelöft oder für ungültig 
oder nichtig erklaͤrt worden iſt. 


b. 140. 


Der Ehebruch wird, wenn wegen dieſes Vergehens die Ehe geſchieden 
iſt, an dem N Ehegatten, ſowie deſſen Mitſchuldigen, mit Gefaͤngniß 
von vier Wochen bis zu ſechs Monaten beſtraft. 

Die Beſtrafung des Ehebruchs bleibt ausgeſchloſſen, wenn der unſchul⸗ 
dige Ehegatte im Laufe des Eheſcheidungsprozeſſes oder bis zur Abfaſſung 
des Straferkenntniſſes die Nichtbeſtrafung ausdruͤcklich beantragt, in welchem 
Falle das Strafverfahren auch gegen die Mitſchuldigen wegfaͤllt. 


$. 141. 


Die Unzucht zwiſchen leiblichen Eltern und Kindern wird an den Erſteren 
mit Zuchthaus bis zu fuͤnf Jahren, an den Letzteren, wenn ſie das ſechszehnte 
Lebensjahr zurückgelegt haben, mit Gefaͤngniß von drei Monaten bis zu zwei 
Jahren beſtraft. g 

Die Unzucht zwiſchen Schwiegereltern und Schwiegerkindern, zwiſchen 
Stiefeltern und Stiefkindern und zwiſchen vollbürtigen oder halbbuͤrtigen Ge⸗ 
ſchwiſtern wird mit Gefaͤngniß von drei Monaten bis zu zwei Jahren beſtraft. 

Auch kann zugleich auf die zeitige Unterſagung der Ausuͤbung der buͤr⸗ 
gerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Stiefkinder bleiben ſtraflos, wenn ſie das ſechszehnte Lebensjahr noch nicht 
zuruͤckgelegt haben. 7 


§. 142. 
Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren werden beſtraft: 


1) Vormuͤnder, welche mit ihren Pflegebefohlenen, Lehrer, Geiſtliche und 
Erzieher, welche mit ihren minderjaͤhrigen Schuͤlern oder Zoͤglingen un⸗ 
zuͤchtige Handlungen vornehmen; 


2) Beamte, welche mit Perſonen, gegen die fie, eine Unterſuchung zu fuͤh⸗ 
ren haben, oder die ihrer Obhut anvertraut ſind, unzuͤchtige Handlungen 
vornehmen; 


3) Beamte, Aerzte oder Wundärzte, die in Gefaͤngniſſen oder in oͤffent⸗ 
lichen, zur Pflege von Kranken, Armen oder anderen Huͤlfloſen beſtimm⸗ 
ten Anſtalten beſchaͤftigt oder angeſtellt ſind, wenn ſie mit den in der 
Anſtalt aufgenommenen Perſonen unzuͤchtige Handlungen vornehmen. 


F. 143. 


Die widernatuͤrliche Unzucht, welche zwiſchen Perſonen maͤnnlichen Ge⸗ 
ſchlechts oder von Menſchen mit Thieren veruͤbt wird, iſt mit Gefaͤngniß von 
ſechs Monaten bis zu vier Jahren, ſowie mit zeitiger Unterſagung der Aus⸗ 
uͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte zu beſtrafen. K 140 
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8 $. 144. 
Mit Zuchthaus bis zu zwanzig Jahren wird befiraft: 

1) wer an einer Perſon des einen oder des anderen Geſchlechtes mit Ge⸗ 
walt eine auf Befriedigung des Geſchlechtstriebes gerichtete unzuͤchtige 

andlung veruͤbt, oder ſie durch Drohungen mit gegenwaͤrtiger Gefahr 
für rg oder Leben zur Duldung einer ſolchen unzuͤchtigen Handlung 
ee er 

2) wer eine in einem willenlofen oder bewußtlofen Zuftande befindliche 
Perſon zu einer auf Befriedigung des Geſchlechtstriebes gerichteten un— 
züchtigen Handlung mißbraucht; 

3) wer mit Perſonen unter vierzehn Jahren unzuͤchtige Handlungen vor⸗ 
nimmt, oder dieſelben zur Verubung oder Duldung unzüchtiger Hand⸗ 
lungen verleitet. N e 

Iſt der Tod der Perſon, gegen welche das Verbrechen verübt wird, 
dadurch verurſacht worden, ſo tritt lebenslaͤngliche Zuchthausſtrafe ein. 


$. 145. 


Wer eine ee zur Geſtattung des Beiſchlafs dadurch ver⸗ 
leitet, daß er eine Trauung vorſpiegelt oder einen anderen Irrthum erregt, in 
welchem ſie den Beiſchlaf fuͤr einen ehelichen halten mußte, wird mit Zucht⸗ 
haus bis zu fünf Jahren beſtraft. 


$. 146. 


Weibsperſonen, welche den polizeilichen ai Mo erh gewerbs⸗ 
maͤßig Unzucht treiben, werden mit Gefängniß bis zu acht Wochen beſtraft. 
Das Gericht kann zugleich verordnen, daß die Angeſchuldigte nach 
Beendigung der Gefaͤngnißſtrafe in ein Arbeitshaus gebracht werde. 
die Angeſchuldigte eine Auslaͤnderin, ſo kann neben der Gefaͤng— 
nißſtrafe auf Landesverweiſung erkannt werden. 

Die Dauer der Einſperrung in dem Arbeitshauſe iſt von der Landes⸗ 
polizei- Behörde nach den Umſtaͤnden zu ermeſſen; ſie darf aber den Zeitraum 
Eines Jahres nicht uͤberſteigen. 

§. 147. 

Wer gewopnbeitsmäßig oder aus Eigennutz durch feine Vermittelung, 
oder durch Gewährung oder Verſchaffung von Gelegenheit, der Un ucht einer 
oder mehrerer Perſonen des einen oder anderen Geſchlechts Vorſchub leiſtet, 
wird wegen Kuppelei mit Gefaͤngniß nicht unter ſechs Monaten, ſowie mit 
fager e der Ausuͤbung der bürgerlichen Ehrenrechte und mit Stel⸗ 
ung unter Polizei⸗Aufſicht beſtraft. 

$. 148, 

Die Kuppelei ift, ſelbſt wenn fie nicht gewohnheitsmaͤßig oder nicht 
aus Eigennutz betrieben wird, mit Zuchthaus bis zu Fünf Jahren und Stellung 
unter Polizei⸗Aufſicht zu beſtrafen: 


(Nr, 3375.) 4) wenn 
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1) wenn, um der Un ucht Vorſchub zu leiſten, hinterliſtige Kunſtgriffe an⸗ 
gewendet worden ſind; a N 

2) wenn der Schuldige zu den Perſonen, mit welchen die Unzucht getrie⸗ 
ben worden iſt, in dem Verhaͤltniſſe von Eltern zu Kindern, von Vor⸗ 
muͤndern zu Pflegebefohlenen, oder von Erziehern, Lehrern oder Geiſt⸗ 
naa a den von ihnen zu erziehenden oder zu unterrichtenden Perſo⸗ 
nen ſteht. . 


$. 149. 


Wer ein unbefcholtenes, in dem Alter von vierzehn bis ſechs zehn Jahren 
ſtehendes Maͤdchen zum Beiſchlaf verfuͤhrt, iſt, auf den Antrag der Eltern oder 
des Vormundes der Verletzten, mit Gefaͤngniß von drei Monaten bis zu Einem 
Jahre zu beſtrafen. ö 


$. 150. 


Wer durch eine Verletzung der Schamhaftigkeit ein öffentliches Aerger⸗ 
niß giebt, wird mit Gefaͤngniß von drei Monaten bis zu drei Jahren beſtraft. 

Auch kann zugleich auf zeitige Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrger⸗ 
lichen Ehrenrechte erkannt werden. 


$. 451. 


Wer unzuͤchtige Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen verkauft, ver⸗ 
theilt oder ſonſt verbreitet, oder an Orten, welche dem Publikum zu aͤnglich ſind, 
ausſtellt oder anfchlägt, wird mit Geldbuße von zehn bis zu Elnhun ert Tha⸗ 
lern oder mit Gefaͤngniß von vierzehn Tagen bis zu ſechs Monaten beſtraft. 
In dem Strafurtheile iſt zugleich auf Konfiskation der ausgeſtellten und 
der zum Verkauf oder zur Verbreitung vorraͤthigen Schriften, Abbildungen 
oder Darſtellungen zu erkennen. f 


Dreizehnter Titel. 
Verletzungen der Ehre. 


§. 152. 

Wer einen Anderen öffentlich oder ſchriftlich beleidigt, wird mit Geldbuße 
bis zu dreihundert Thalern oder mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. 

Eine oͤffentliche Beleidigung iſt vorhanden, wenn die Beleidigung an einem 
öffentlichen Orte, oder in einer öffentlichen Zuſammenkunft, oder wenn ſie durch 
Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen geſchieht, welche verkauft, vertheilt 
oder umhergetragen, oder an Orten, welche dem Publikum zugaͤnglich ſind, 
ausgeſtellt oder angeſchlagen werden. 


$. 153. 


Wenn Beleidigungen auf der Stelle erwiedert werden, ſo ſoll der Rich⸗ 
ter ermaͤchtigt ſein, fuͤr beide Beleidiger oder fuͤr einen derſelben eine, 75 
N. 
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an dem Maaße nach, mildere Strafe oder gar keine Strafe eintreten 
zu laſſen. 


$. 154. 


g Tadelnde Urtheile über wiſſenſchaftliche, kuͤnſtleriſche oder gewerbliche 
Leiſtungen, ingleichen Aeußerungen, welche zur Ausfuͤhrung oder Vertheidigung 
von Gerechtſamen gemacht worden ſind, ſowie Vorhaltungen und Ruͤgen der 
Vorgeſetzten gegen ihre Untergebenen, dienſtliche Anzeigen oder Urtheile von 
Seiten eines Beamten und aͤhnliche Faͤlle ſind nur inſofern ſtrafbar, als aus 
der Form der Aeußerung oder aus den Umſtaͤnden, unter welchen dieſelbe er⸗ 
folgt, die Abſicht zu beleidigen hervorgeht. 


$. 155. 


Medizinalperſonen und deren Gehuͤlfen, ſowie alle Perſonen, welche 
unbefugterweiſe Privatgeheimniſſe offenbaren, die ihnen kraft ihres Amtes, Stan⸗ 
des oder Gewerbes anvertraut ſind, werden mit Geldbuße bis zu fuͤnf hundert 
Thalern oder mit Gefaͤngniß bis zu drei Monaten beſtraft. 


$. 156, 

Wer in Beziehung auf einen Anderen unwahre Thatſachen behauptet 
oder verbreitet, welche denſelben in der öffentlichen Meinung dem Haſſe oder 
der Verachtung ausſetzen, macht ſich der Verleumdung ſchuldig und wird mit 
Gefaͤngniß von Einer Woche bis zu Einem Jahre beſtraft. N 

Iſt die Verleumdung Öffentlich begangen, fo ift die Strafe Gefängniß 
von vierzehn Tagen bis zu achtzehn Monaten. Eine öffentliche Verleumdung 
iſt vorhanden, wenn die Verleumdung an einem offentlichen Orte oder in einer 
Öffentlichen Zuſammenkunft, oder wenn fie durch Schriften, Abbildungen oder 
Darſtellungen geſchieht, welche verkauft, vertheilt oder umhergetragen, oder an 
. — welche dem Publikum zugänglich ſind, ausgeſtellt oder angeſchlagen 
werden. f 

Wird feſigeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſind, ſo kann in 
alten Fällen die Strafe auf Geldbuße von fünf bis zu dreihundert Thalern 
beſtimmt werden. 


$. 157. 


Der Beweis der Wahrheit der behaupteten oder verbreiteten Thatſachen 
kann durch alle im Strafverfahren zulaͤſſige Beweismittel gefuͤhrt werden. 
Der Zeugenbeweis iſt jedoch nur dann zulaͤſſig, wenn ſich der Angeſchul⸗ 
digte zum Beweiſe beſtimmter Thatſachen erboten und das Gericht durch vor⸗ 
gaͤngigen beſonderen Beſchluß befunden hat, daß der Beweis dieſer Thatſachen, 
im Falle er erbracht werden ſollte, die Strafbarkeit des Angeſchuldigten aus⸗ 
ſchließen oder mildern würde. ö f 
Unbedingt unzuläffig iſt der Beweis der Wahrheit, wenn die dem An⸗ 
deren beigemeſſene Handlung mit Strafe bedroht und eine Freiſprechung durch 
ein rechtskraͤftiges Erkenntniß erfolgt iſt. 3 
Jahrgang 1851, (Nr. 3375.) 19 H. 138. 
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§. 158. 


Der Beweis der Wahrheit der behaupteten oder verbreiteten Thatſachen 
ſchließt das Vorhandenſein einer Beleidigung nicht aus, wenn aus der Form 
der Behauptung oder . oder aus anderen Umſtaͤnden, unter wel⸗ 
chen ſie geſchah, die Abſicht zu beleidigen hervorgeht. 


$. 159, 


Sind die behaupteten oder verbreiteten Thatſachen ſtrafbare Handlun⸗ 
en, und iſt wegen derſelben bei der zuſtändigen Behoͤrde Anzeige gemacht, 
o muß bis zu dem Beſchluſſe, daß die Eroͤffnung der Unterſuchung nicht ſtatt⸗ 
finde, oder bis zur Beendigung der eingeleiteten Unterſuchung mit dem Ver⸗ 
fahren und der Entſcheidung uͤber die Verleumdung inne gehalten werden. 


§. 160. 


er Die Beſtrafung einer Ehrverletzung erfolgt nur auf den Antrag des Be⸗ 
eidigten. 

Im Falle der Privatklage kann der Antrag auf Beſtrafung bis zum 
Anfange der Vollſtreckung des Erkenntniſſes zuruͤckgenommen werden. 


$. 161. 


Iſt bei wechſelſeitigen Ehrverletzungen von einem Theile binnen drei 
Monaten auf Beſtrafung angetragen worden, ſo kann der andere Theil auch 
nach Ablauf jener Friſt bis zur Verhandlung der Sache auf Beſtrafung an— 
tragen. 


$. 162. 


Sind Ehefrauen oder unter vaͤterlicher Gewalt ſtehende Kinder beleidigt 
worden, fo haben ſowohl die Beleidigten, als deren Ehemaͤnner oder Vaͤter 
das Recht, auf Beſtrafung des Beleidigers anzutragen. a 


$. 163. 


IJIgn allen Faͤllen, in denen wegen Ehrverletzung auf Strafe erkannt 
wird, iſt dem Verletzten auf Koſten des Verurtheilten eine Ausfertigung des 
Erkenntniſſes zu ertheilen. 

5 Bei Öffentlich veruͤbten Ehrverletzungen ſoll dem Verletzten in dem Gr: 
kenntniſſe die Befugniß ertheilt werden, die Verurtheilung oͤffentlich bekannt zu 
machen. Die Art und Weiſe der Bekanntmachung, welche ſtets auf Koſten 
des Verurtheilten erfolgt, ſowie die Friſt zu derſelben iſt vom Richter in dem 
Erkenntniſſe zu beſtimmen. a f 

Iſt die Ehrverletzung in einer Zeitung oder Zeitſchrift geſchehen, ſo muß 
der ende Theil des Urtheils auf Antrag des Verletzten durch die oͤffent⸗ 
lichen Blaͤtter, und zwar wo moͤglich le dieſelbe Zeitung oder Zeitſchrift, 
bekannt gemacht werden. 


Vier⸗ 


= u - 


Vierzehnter Titel. 
Zweikampf. 
$. 164. 

Die Herausforderung zum Zweikampfe mit toͤdtlichen Waffen, ſowie die 
Annahme einer ſolchen Herausforderung, wird mit Einſchließung bis zu ſechs 
Monaten beſtraft. 

§. 165. 


Einſchließung von zwei Monaten bis zu zwei Jahren tritt ein, wenn 
die Herausforderung ausdruͤcklich dahin gerichtet iſt, daß einer von beiden Thei⸗ 
len das Leben verlieren ſoll, oder wenn dieſe Abſicht aus der gewaͤhlten Art 
des Zweikampfes erhellet. 


$. 166. 

Diejenigen, welche den Auftrag zu einer Herausforderung uͤbernehmen 
und ausrichten (Kartelltraͤger), werden mit Einſchließung bis zu ſechs Mona: 
ten beſtraft. 

§. 167. 

Die Strafe der Herausforderung und der Annahme derſelben, ſowie die 
Strafe der Kartellträger fällt weg, wenn die Parteien den Zweikampf vor 
deſſen Beginne aus eigener Bewegung aufgegeben haben. 

5 §. 168. 
Der Zweikampf wird mit Einſchließung von drei Monaten bis zu fuͤnf 


Jahren beſtraft. ‘ had Manz 
ft einer von beiden Theilen getödtet worden, fo tritt Einſchließung von 


zwei bis zu zwölf Jahren ein. 
§. 169, 

Wer ſeinen Gegner in einem Zweikampfe tödtet, welcher den Tod eines 
von beiden Theilen herbeiführen follte (§. 165.), wird mit Einſchließung von 
drei bis zu zwanzig Jahren beſtraft. 

H. 170. 

Iſt ein Zweikampf ohne Sekundanten vollzogen worden, ſo kann die 
fonft begründete Strafe um die Haͤlfte, jedoch niemals uͤber die Dauer von 
zwanzig Jahren, geſchaͤrft werden. 

§. 171. 

Iſt eine Toͤdtung oder koͤrperliche Derlegung mittelſt vorfäglicher Ueber⸗ 
tretung der vereinbarten Regeln des Zweikampfes ewirkt worden, jo iſt der 
Uebertreter, ſofern nicht nach den vorhergehenden Beſtimmungen eine haͤrtere 

Gr, 3375.) g 19% Strafe 
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Strafe begründet ift, nach den allgemeinen Vorſchriften über das Verbrechen 
der Toͤdtung oder der Koͤrperverletzung zu beſtrafen. 


$. 172. 

Die Sekundanten, ſowie die zum Zweikampfe zugezogenen Zeugen, Aerzte 
und Wundaͤrzte find ſtraflos; auch find dieſelben nicht verpflichtet, über den 
beabſichtigten oder ausgefuͤhrten Zweikampf der Staatsbehoͤrde anders, als auf 
deren Aufforderung Anzeige zu machen. 


§. 173. 
Die Kartelltraͤger bleiben ſtraffrei, wenn ſie ernſtlich bemuͤht geweſen ſind, 
den Zweikampf zu verhindern. 0 
§. 174. 


Wer einen Anderen zum Zweikampfe mit einem Dritten abſichtlich, in⸗ 
ſonderheit durch Bezeigung oder Androhung von Verachtung, anreizt, wird, 
wenn der Zweikampf ſtattgefunden hat, mit Gefaͤngniß von drei Monaten bis 
zu zwei Jahren beſtraft. 


Funfzehnter Titel. 
Verbrechen und Vergehen wider das Leben. 


§. 175. 
Wer vorſaͤtzlich und mit Ueberlegung einen Menſchen toͤdtet, begeht einen 
Mord, und wird mit dem Tode beſtraft. 
Neben der. Todesſtrafe iſt zugleich auf Verluſt der bürgerlichen Ehre zu 
erkennen, wenn der Mord an einem leiblichen Verwandten der aufſteigenden 
Linie oder an dem Ehegatten begangen wird. 


$. 176, 
Wer vorſaͤtzlich, jedoch nicht mit Ueberlegung, einen Menſchen toͤdtet, 
begeht einen Todtſchlag, und ſoll mit lebenslaͤnglichem Zuchthaus beſtraft 
werden. 

H. 1 


War der Todtſchlaͤger ohne eigene Schuld durch eine ihm ſelbſt oder 
ſeinen Angehoͤrigen zugefuͤgte Mißhandlung oder ſchwere Beleidigung von dem 
Getoͤdteten zum Zorne gereit und dadurch auf der Stelle zur That hingeriſſen 
worden, jo bleibt die lebenslaͤngliche Zuchthausſtrafe ausgeſchloſſen, und es foll 
auf Gefaͤngniß nicht unter zwei Jahren erkannt werden. 


$. 178. a 


Wer bei Unternehmung eines Verbrechens oder Vergehens, um ein der 
Ausführung deſſelben entgegentretendes Hinderniß zu beſeitigen, oder um fi 
er 
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u ee frifcher That zu entziehen, vorſätlich einen Men chen toͤd⸗ 
tet, wird mit de Tode beftraft. zu entzieh ſaͤtz f 


$. 179, 


Der Todtſchlag an einem leiblichen Verwandten der auffteigenden Linie 
wird mit dem Tode beſtraft. 


$. 180. 


Eine Mutter, welche ihr uneheliches Kind in oder gleich nach der Ge⸗ 

burt vorſaͤtzlich toͤdtet, wird wegen Kindesmordes mit Zuchthaus von fünf bis 
zu zwa Jahren beſtraft. 

. ird die vorſaͤtzliche Tödtung des Kindes von einer anderen Perſon als 
der Mutter veruͤbt, oder nimmt eine andere Perſon an dem Verbrechen des 
Kindesmordes Theil, ſo kommen gegen dieſelbe die Beſtimmungen uͤber Mord 
ee ſowie uͤber die Theilnahme an dieſem Verbrechen zur An— 
wendung. 


$. 181. 

Eine Schwangere, welche durch aͤußere oder innere Mittel ihre Frucht 
vorſaͤtzlich abtreibt oder im Mutterleibe tödtet, wird mit Zuchthaus bis zu fuͤnf 
Jahren beſtraft. aa 

Derjenige, welcher mit Einwilligung der Schwangeren die Mittel an 
gewendet oder verabreicht hat, wird mit der naͤmlichen Strafe belegt. 

§. 182. 

Wer die Leibesfrucht einer Schwangeren ohne deren Wiſſen oder Wil⸗ 
len vorſaͤtzlich abtreibt oder toͤdtet, wird mit Zuchthaus von fuͤnf bis zu zwan⸗ 
zig Jahren beſtraft. 

Wird dadurch der Tod der Schwangeren herbeigeführt, fo tritt lebens⸗ 
laͤngliche Zuchthaus ſtrafe ein. 


F. 183. 


Wer ein Kind unter ſieben Jahren oder eine wegen Gebrechlichkeit oder 
Krankheit huͤlfloſe Perſon ausſetzt, oder ein ſolches Kind oder eine ſolche Per: 
fon, wenn fie unter feiner Obhut ſtehen, in huͤlfloſer Lage vorſaͤtzlich verlaͤßt, 
wird mit Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten beſtraft. 

Iſt in Folge der ee, der Tod der ausgeſetzten oder verlaſſenen 
Perſon eingetreten, ſo trifft den Schuldigen Zuchthaus bis zu zehn Jahren. 

Iſt die Handlung mit dem Vorſatze zu toͤdten veruͤbt, ſo kommen die 
Strafen des Mordes oder Kindesmordes, oder des Verſuches dieſer Verbrechen 
zur Anwendung. s 


H. 184. 
Wer durch Fahrlaͤſſigkeit den Tod eines Menſchen herbeiführt, wird mit 


Gefaͤngniß von zwei Monaten bis zu zwei Jahren beſtraft. 1 
Wenn der Thaͤter zu der Aufmerkſamkeit oder Vorſicht, welche er 1. 


(Fr. 3375.) 
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der fahrlaͤſſigen Toͤdtung aus den Augen ſetzte, vermoͤge feines Amtes, Be— 
rufes oder Gewerbes beſonders verpflichtet war, ſo kann derſelbe zugleich auf 
eine beſtimmte Zeit, welche die Dauer von fuͤnf Jahren nicht uͤberſteigen darf, 
oder für immer zu einem ſolchen Amte für unfähig oder der Befugniß zur 
ebe Betreibung ſeiner Kunſt oder ſeines Gewerbes verluſtig erklaͤrt 
werden. 


— 


§. 185. 


Bei Feſtſtellung des Thatbeſtandes der Toͤdtung kommt es nicht in Be⸗ 
tracht, ob der toͤdtliche Erfolg einer Verletzung durch zeitige oder zweckmäßige 
Huͤlfe haͤtte verhindert werden koͤnnen, oder ob eine Verletzung dieſer Art in 
anderen Fällen durch Huͤlfe der Kunſt geheilt worden, ingleichen ob die Ver— 
letzung nur wegen der eigenthuͤmlichen Leibesbeſchaffenheit des Getoͤdteten, oder 
wegen der zufaͤlligen Umſtaͤnde, unter welchen ſie zugefuͤgt wurde, den toͤdtlichen 
Erfolg gehabt hat. 

$. 186. 

Wer ohne Vorwiſſen der Behoͤrde einen Leichnam beerdigt oder bei Seite 
ſchafft, wird mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder mit Gefaͤngniß 
bis zu ſechs Monaten beſtraft. 

Die Strafe iſt Gefaͤngniß bis zu zwei Jahren, wenn eine Mutter den 
Leichnam ihres unehelichen neugeborenen Kindes ohne Vorwiſſen der Behoͤrde 
beerdigt oder bei Seite ſchafft. 


Sechszehnter Titel. 
Koͤrperverletzung. 


$. 187. 


Wer vorſaͤtzlich einen Anderen ftößt oder ſchlaͤgt, oder demſelben eine an- 
dere Mißhandlung oder Verletzung des Koͤrpers zufuͤgt, wird mit Gefaͤngniß 
bis zu a Jahren beftraft. 

ird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo ift auf 
Geldbuße bis zu dreihundert Thalern zu erkennen. 


$. 188. 


Wenn leichte koͤrperliche Verletzungen oder Mißhandlungen auf der Stelle 
erwiedert werden, fo ſoll der Richter ermächtigt fein, für beide Theile oder für 
einen derſelben eine, der Art oder dem Maaße nach mildere Strafe, oder gar 
keine Strafe eintreten zu laſſen. 


$. 189. 


Wenn wegen vorſaͤtzlich zugefuͤgter leichter Koͤrperverletzungen oder Miß⸗ 
handlungen die Privatklage erhoben it, ſo kommen die im zwölften Titel 2 
den 


* 
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den Ehrverletzungen uͤber den Antrag auf Beſtrafung und die Zuruͤcknahme des 
Strafantrages gegebenen Beſtimmungen zur Anwendung. 


§. 190. 


Die vorfägliche Mißhandlung oder Koͤrperverletzung, welche mit Ueber⸗ 
legung veruͤbt wird, iſt mit Gefaͤngniß bis zu drei Jahren zu beſtrafen. 


§. 191. 


Vorſätzliche, gegen leibliche Eltern oder Großeltern veruͤbte Mißhand⸗ 
47 he Koͤrperverletzung ſoll Gefaͤngnißſtrafe nicht unter drei Monaten nach 
ich ziehen. 


$. 192. 


Wer gegen ein Mitglied der Kammern, einer anderen politiſchen Koͤrper⸗ 

ſchaft oder einer öffentlichen Behörde, einen öffentlichen Beamten, einen Reli⸗ 

ionsdiener, ein Mitglied der bewaffneten Macht, einen Geſchworenen, einen 

eugen oder Sachverſtaͤndigen, waͤhrend ſie in der Ausuͤbung ihres Berufs be— 

riffen find, oder in Beziehung auf ihren Beruf einer vorjäglichen Mißhand⸗ 

ung oder Koͤrperverletzung ſich ſchuldig macht, wird mit Gefaͤngniß von vier 
Wochen bis zu drei Jahren beſtraft. 


H. 193. 


Hat eine vorſaͤtzliche Mißhandlung oder Koͤrperverletzung eine Krankheit 
oder Arbeitsunfaͤhigkeit von einer längeren als zwanzigtägigen Dauer zur Folge 
ehabt, oder iſt der Verletzte verſtuͤmmelt, oder der Sprache, des Geſichts, des 
Gehörs oder der Zeugungsfaͤhigkeit beraubt, oder in eine Geiſteskrankheit ver 
ſetzt worden, ſo tritt Zuchthaus bis zu funfzehn Jahren ein. 


§. 194. 


Hat die vorſaͤtzliche Mißhandlung oder Koͤrperverletzung den Tod des 
8 7 zur Folge gehabt, fo it die Strafe Zuchthaus von zehn bis zu zwanzig 
ahren. 


H. 195. 


Wenn bei einer Schlaͤgerei oder bei einem von Mehreren veruͤbten An⸗ 
griff ein Menſch getoͤdtet wird, oder eine ſchwere Koͤrperverletzung (F. 193.) 
erleidet, ſo iſt jeder Theilnehmer an der Schlaͤgerei oder dem Angriff ſchon 
wegen dieſer Theilnahme mit Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten zu beſtrafen, 
inſofern nicht feftgeftellt wird, daß er ohne fein Verſchulden hineingezogen worden. 
Sind mehreren Theilnehmern ſolche Verletzungen zuzuſchreiben, welche 
nicht einzeln fuͤr ſich, ſondern nur in ihrer Geſammtheit den Tod oder die 
ſchwere tpü erh ur Folge gehabt haben, ſo iſt jeder dieſer Theilnehmer 
mit Zuchthaus bis zu An Jahren zu beftrafen. 
Die Anwendung der Geſetze gegen Diejenigen, welche ald Anftifter oder 
Urheber eines Mordes, oder eines Todtſchlages, oder einer ſchweren 1 5 
(Nr. 3375.) = 
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verletzung, oder als Theilnehmer an dieſen Verbrechen ſchuldig ſind, iſt hierdurch 
nicht ausgeſchloſſen. { 


$. 196, 


War bei einer Mißhandlung oder Koͤrperverletzung der Thaͤter ohne 
eigene Schuld durch eine ihm ſelbſt oder feinen Angehörigen zugefuͤgte Miß⸗ 
handlung oder ſchwere Beleidigung von dem Verletzten zum Zorne gereizt, und 
dadurch auf der Stelle zur That hingeriſſen worden, oder wird feſtgeſtellt, daß 
andere mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo iſt im Falle einer ſchweren Koͤr— 
perverletzung ($. 193.) auf Gefaͤngniß nicht unter ſechs Monaten und im Falle 
1 Todtung (F. 194. und H. 195.) auf Gefaͤngniß nicht unter Einem Jahre zu 
erkennen. 

Dieſe Ermäßigung der Strafe bleibt aber ausgeſchloſſen, wenn das Ver⸗ 
brechen gegen leibliche Verwandte in aufſteigender Linie begangen wird. 


H. 197. 


Wer vorſaͤtzlich einem Anderen Gift oder andere Stoffe beibringt, welche 
1 Geſundheit zu zerſtören geeignet find, wird mit Zuchthaus bis zu win Jahren 
eſtraft. 0 

Hat die Handlung eine ſchwere Koͤrperverletzung (F. 193.) zur Folge ges 
habt, ſo beſteht die Strafe in Zuchthaus von zehn bis zu zwanzig Jahren. 

Hat die Handlung den Tod zur Folge gehabt, ſo tritt lebenslaͤngliche 
Zuchthausſtrafe ein. 

Dieſe Beſtimmungen beruͤhren nicht den Fall, wo der Thaͤter die Abſicht 
zu toͤdten hatte. 


$. 198. 


Wer durch Fahrlaͤſſigkeit einen Menſchen koͤrperlich verletzt, oder an der 
Geſundheit beſchaͤdigt, ſoll mit Geldbuße von zehn bis zu Einhundert Thalern 
oder mit Gefaͤngniß bis zu Einem Jahre beſtraft werden. 

Dieſe Beſtrafung ſoll nur auf den A190 des Verletzten ftattfinden, in⸗ 
fofern nicht eine ſchwere Koͤrperverletzung (H. 193.) vorliegt, oder die Verletzung 
mit Uebertretung einer Amts- oder Berufspflicht veruͤbt worden iſt. 

$. 199. 

Wer, ohne vorſchriftsmaͤßig approbirt zu ſein, gegen Belohnung, oder 
einem beſonderen, an ihn erlaſſenen polizeilichen Verbote zuwider, die Heilung 
einer aͤußeren oder inneren Krankheit oder eine geburtöhülfliche Handlung un 
ternimmt, wird mit Geldbuße von fuͤnf bis zu funfzig Thalern oder mit Ge— 
faͤngniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. 

3 Diefe Beſtimmung findet keine Anwendung, wenn eine ſolche Handlung 
in einem Falle vorgenommen wird, in welchem zu dem dringend noͤthigen Bei⸗ 
ſtande eine approbirte Medizinalperſon nicht herbeigeſchafft werden kann. 


H. 200, 


Medizinalperſonen, welche in Faͤllen einer dringenden Gefahr ohne hin— 
rei⸗ 
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reichende Urſache ihre Huͤlfe verweigern, ſollen mit Geldbuße von zwanzig bis 
zu fuͤnfhundert Thalern beſtraft werden. 


H. 201. 


Hebeammen, welche verabfäumen, einen approbirten Geburtshelfer her⸗ 
beirufen zu laſſen, wenn bei einer Entbindung Umſtaͤnde ſich ereignen, die eine 
Gefahr fuͤr das Leben der Mutter oder des Kindes beſorgen laſſen, oder wenn 
bei der Geburt die Mutter oder das Kind das Leben einbuͤßt, werden mit 
— 40 bis zu funfzig Thalern oder mit Gefaͤngniß bis zu drei Monaten 

eſtraft. 


H. 202. 


Baumeiſter und Bauhandwerker, welche bei der Ausfuͤhrung eines Baues 
wider die allgemein anerkannten Regeln der Baukunſt dergeſtalt 4 — haben, 
daß hieraus für Andere Gefahr entſteht, ſollen mit Geldbuße von funfzig bis 
zu dreihundert Thalern oder mit Gefaͤngniß von ſechs Wochen bis zu ſechs 
Monaten beſtraft werden. 

Im Ruͤckfalle koͤnnen ſie zugleich der Befugniß zur ſelbſtſtaͤndigen Be⸗ 
treibung ihrer Kunſt oder ihres Gewerbes verluſtig erklaͤrt werden. 


N §. 203. 

Wenn bei einer vorfäglich veruͤbten Körperverletzung der Thaͤter die ihm 
vermoͤge ſeines Amtes, Berufes oder Gewerbes obliegenden beſonderen Pflich— 
ten uͤbertreten hat, ſo ſoll derſelbe zugleich auf eine beſtimmte Zeit, welche die 
Dauer von fünf Jahren nicht uͤberſteigen darf, oder für immer zu einem fol- 
chen Amte für unfähig, oder der Befugniß zur felbfiftändigen Betreibung feiner 
Kunſt oder ſeines Gewerbes verluſtig erklaͤrt werden. 

Auch bei fahrlaͤſſig veruͤbten Köͤrperverletzungen kann der Thaͤter wegen 
Vernachlaͤſſigung der beſonderen Amts⸗, Berufs⸗ oder Gewerbspflichten, wenn 
ſich derſelbe im Ruͤckfalle befindet, zugleich auf eine beſtimmte Zeit, welche die 
Dauer von fuͤnf Jahren nicht uͤberſteigen darf, oder für immer zu einem fol- 
chen Amte für unfähig, oder der Befugniß zur felbftftändigen Betreibung feiner 
Kunſt oder ſeines Gewerbes verluſtig erklaͤrt werden. 


Siebenzehnter Titel. 
Verbrechen und Vergehen wider die perſoͤnliche Freiheit. 


F. 204. 


Wer einen Menſchen durch Liſt oder Gewalt entfuͤhrt, um ihn entweder 
in huͤlfloſer Lage auszusetzen, oder ihn in Sklaverei oder Leibeigenſchaft, oder 
in auswaͤrtige Kriegsdienſte oder Schiffsdienſte zu bringen, begeht einen Men⸗ 
ſchenraub und ſoll mit Zuchthaus von fuͤnf bis zu zwanzig Jahren beſtraft 
werden. 

Jahrgang 1851. (Nr. 3375.) 20 $. 205. 
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F. 205. 


Wer einen Menſchen unter ſechszehn Jahren durch Liſt oder Gewalt 
entführt, um ihn zum Betteln oder zu gewinnſuͤchtigen oder unſittlichen Zwecken 
e een zu gebrauchen, wird mit Zuchthaus bis zu funfzehn Jah⸗ 
ren beſtraft. u 


$. 206. 


Wer eine minderjährige Perſon durch Lift oder Gewalt ihren Eltern 
55 Vormuͤndern entfuͤhrt, wird mit Gefaͤngniß nicht unter Einem Jahre 
eſtraft. 


H. 207. 


Wer eine Frauensperſon durch Liſt oder Gewalt entfuͤhrt, um ſie zur 
he oder zur Ehe zu bringen, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
eſtraft. 


H. 208, 


Wer eine minderjaͤhrige unverehelichte Frauensperſon mit ihrem Willen, 
jedoch ohne die Eimvilligung ihrer Eltern oder ihres Vormundes entführt, um 
ſie zur Unzucht oder zur Ehe zu bringen, wird mit Gefaͤngniß nicht unter 
drei Monaten beſtraft. 


§. 209. 


Hat der Entführer (H. 207., 208.) die Entfuͤhrte geheirathet, fo kann 
gegen denſelben nur auf den Antrag derjenigen Perſonen verfahren werden, 
welche auf die Unguͤltigkeitserklaͤrung der Ehe ieee befugt ſind; auch 
darf derſelbe nicht eher verurtheilt werden, als bis die Ehe vorher fuͤr unguͤltig 
erklaͤrt worden iſt. 


H. 210, 


Wer vorſaͤtzlich und widerrechtlich einen Menſchen einſperrt, oder auf an⸗ 
dere Weiſe des Gebrauchs der perſoͤnlichen Freiheit beraubt, wird mit Gefaͤng⸗ 
niß nicht unter drei Monaten beſtraft. 

Die Strafe iſt Zuchthaus bis zu funfzehn Jahren: 

1) wenn fuͤr den der Freiheit Beraubten die Freiheitsentziehung oder die 
ihm während derſelben widerfahrene Behandlung eine ſchwere Koͤrper— 
verletzung ($. 193.) zur Folge gehabt hat; 

2) wenn die Freiheitsberaubung uͤber einen Monat gedauert hat; 

3) wenn das Verbrechen gegen leibliche Verwandte in aufſteigender Linie 
veruͤbt worden iſt. 


F. 211. 


Eine widerrechtliche Freiheitsberaubung iſt nicht vorhanden, wenn eine 
Perſon vorläufig ergriffen und feſtgenommen wird, welche, bei Ausführung 
einer 
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einer ſtrafbaren Handlung oder gleich nach derſelben betroffen oder verfolgt, 
die Flucht ergreift oder der Flucht dringend verdaͤchtig iſt, oder wenn in einem 
ſolchen Falle Grund zu der Beſorgniß vorliegt, daß die Identitaͤt der Perſon 
ſonſt nicht feſtzuſtellen fein werde. Der Ergriffene muß ſofort einer Polizei⸗ 
Behörde oder einem anderen Beamten, welchem nach den Geſetzen die Pflicht 
obliegt, Verbrechen oder Vergehen nachzuforſchen, behufs der Beſtimmung 
über die vorläufige Feſtnahme übergeben, oder einer Wachtmannſchaft zugeführt 
werden. 

Ebenſo iſt eine widerrechtliche Freiheitsberaubung nicht vorhanden, 
wenn die Fuͤrſorge fuͤr einen Geiſteskranken die Beſchraͤnkung ſeiner Freiheit 
nothwendig macht. Verſaͤumt in einem ſolchen Falle derjenige, welcher dieſe 
Maaßregel trifft, der Polizeibehoͤrde ohne Verzug von der getroffenen Maaß⸗ 
regel Anzeige zu machen, ſo ſoll er mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten oder 
mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern beſtraft werden. 


$. 212. 


Wer einen Anderen zu einer Handlung oder Unterlaſſung dadurch zwingt, 
oder zu zwingen verſucht, daß er denſelben ſchriftlich oder muͤndlich mit der 
Veruͤbung eines Verbrechens oder Vergehens bedroht, hat Gefaͤngniß bis zu 
Einem Jahre verwirkt. 

$. 213. 

Wer einen Anderen mit Brand oder Ueberſchwemmung bedroht, wird 

mit Gefaͤngniß von zwei Monaten bis zu Einem Jahre befiraft. 
$. 214, 

Wenn mehrere Perfonen fih zuſammenrotten und in die Wohnung, das 
Geſchaͤftszimmer oder das befriedigte Beſitzthum eines Anderen, oder in ab⸗ 
geſchloſſene Raͤume, welche zum öffentlichen Dienſte beſtimmt find, widerrechtlich 
eindringen, ſo werden dieſelben mit Gefaͤngniß von Einer Woche bis zu Einem 


Jahre beſtraft. 


Achtzehnter Titel. 
Diebſtahl und Unterſchlagung. 
§. 215. 


Einen Diebſtahl begeht, wer eine fremde bewegliche Sache einem An- 
deren in der Abſicht wegnimmt, dieſelbe ſich rechtswidrig zuzueignen. 
H. 216. ; 
Der Diebftahl und der Verſuch des Diebſtahls wird mit Gefaͤngniß 
nicht unter Einem Monate und mit zeitiger Unterſagung der Ausuͤbung der 


J Ehrenrechte beſtraft. Der Schuldige kann zugleich unter Polizei: 


Aufſicht geſtellt werden. a 
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Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſind, ſo kann die 
Strafe bis auf Eine Woche Gefaͤngniß ermaͤßigt werden. 


H. 217. 
In folgenden Faͤllen ſoll die Gefaͤngnißſtrafe nicht unter drei Mo⸗ 
naten ſein: ; 

1) wenn Ackergeraͤthſchaften oder Thiere, welche zum Ackerbau gebraucht 
werden, von dem Felde, Thiere von der Weide, Wild aus umzaͤunten 
Gehegen, Fiſche aus Teichen oder Behaͤltern, Bienenſtoͤcke von dem 
Stande, Tuche, Linnen, Gewebe oder Garne von dem Rahmen oder von 
der Bleiche geſtohlen werden; 

2) wenn Fruͤchte oder andere Bodenerzeugniſſe, welche bereits geerndtet ſind, 
von Feldern oder Wieſen oder aus Gärten geſtohlen werden; 

3) wenn geſchlagenes Holz aus dem Walde oder von der Ablage, oder 
wenn Schwemm⸗- oder Floͤßholz geſtohlen wird; 

4) wenn eine Perſon, welche für Lohn oder Koſt dient, den Diebſtahl ge= 
er ihre Herrſchaft oder gegen einen Dritten verübt, welcher ſich in der 
Wohnung der Herrſchaft befindet; ingleichen wenn ein Arbeiter, Geſelle 
oder Lehrling den Diebſtahl in der Wohnung, der Werkſtaͤtte oder dem 
Waarenlager des Meiſters oder Arbeitgebers begeht, oder wenn eine 
en ae in einer Wohnung. gewöhnlich arbeitet, in dieſer Woh— 
nung ſtiehlt; 

5 55 ein Gaſtwirth oder ein Dienſtbote deſſelben Sachen eines aufge— 
nommenen Gaſtes, oder wenn ein aufgenommener Gaſt in dem Gaſt— 
hauſe ſtiehlt. ö 

Wird feftgeftellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo kann die 
Strafe bis auf vierzehn Tage Gefaͤngniß ermaͤßigt werden. 
4 


$. 218. 


Zuchthausſtrafe bis zu zehn Jahren und Stellung unter Polizei-Aufſicht 
tritt in folgenden Fallen ein: x , 
1) wenn aus einem zum Gottesdienſte beſtimmten Gebäude Gegenſtaͤnde 
geſtohlen werden, welche dem Gottesdienſte gewidmet ſind; 
2) wenn der Diebfiahl in einem bewohnten Gebäude entweder zur Nacht: 
zeit oder von zwei oder mehreren Perſonen begangen wird; i 
3) wenn in einem Gebaͤude oder in einem umſchloſſenen Raume vermittelſt 
Einbruchs oder Einſteigens geſtohlen wird; 5 
4) wenn der Diebſtahl dadurch bewirkt wird, daß zur Eröffnung eines Ge⸗ 
baͤudes oder der Zugaͤnge eines umſchloſſenen Raumes, oder zur Croͤff⸗ 
nung der im Innern befindlichen Thuͤren oder Behaͤltniſſe falſche Schluͤſſel 
angewendet werden; a N 
5) wenn auf einem oͤffentlichen Wege, einer Straße, einem offentlichen 
Platze, einer Waſſerſtraße oder Eiſenbahn, oder in einem Poſtgebaͤude 
oder dem dazu gehörigen Hofraume, oder auf einem Eiſenbahnhofe, eine 
zum Reiſegepaͤck oder zu anderen Gegenſtaͤnden des Transports gehoͤ⸗ 
rende Sache, miftelft Abſchneidens oder Abloͤſens der Befeſtigungs— Ei 
er⸗ 


Verwahrungsmittel oder durch Anwendung falſcher Schluͤſſel geſtohlen 


wird; 

6) wenn Sachen, welche eine blödfinnige Perſon oder ein Kind unter zwölf 

Jahren an oder bei ſich fuͤhrt, geſtohlen werden; 

7) wenn der Dieb oder einer der Diebe, oder einer der Theilnehmer am 

Diebſtahle Waffen bei ſich fuͤhrt; ; i 

8) wenn zu dem Diebftahle zwei oder mehrere Perſonen als Urheber oder 

Theilnehmer mitwirken, welche ſich zur fortgeſetzten Veruͤbung von Raub 

oder Diebſtahl verbunden haben; 

9) wenn der Diebſtahl während einer Feuers- oder Waſſersnoth an den 
gefaͤhrdeten oder geflüchteten Sachen begangen wird. 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſind, jo iſt auf 
Gefaͤngniß nicht unter Einem Jahre, ſowie auf zeitige Unterſagung der Aus: 
uͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte zu erkennen. f 

$. 219. 

Wer bereits zweimal oder mehrere Male rechtskraͤftig durch einen Preu⸗ 
ßiſchen Gerichtshof wegen Diebſtahls oder Raubes verurtheilt worden iſt, ſoll 
wegen neuen einfachen Diebſtahls ($$. 216. und 217.) mit Zuchthaus bis zu 
funfzehn Jahren und wegen ſchweren Diebſtahls ($. 218.) mit Zuchthaus von 
fünf bis zu zwanzig Jahren, ſowie in beiden Fallen mit Stellung unter Polizei: 
Aufſicht beſtraft werden. 

Die Straferhoͤhung tritt nicht ein, wenn feit dem Zeitpunkte, an welchem 
die Strafe des zuletzt begangenen fruͤheren Verbrechens oder Vergehens ab— 
gebuͤßt oder erlaſſen worden iſt, zehn Jahre verfloſſen ſind. 


§. 220. 


Die firengere Strafe des in einem bewohnten Gebaͤude begangenen Dieb⸗ 
ſtahls wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß zur Zeit deſſelben die Bewohner 
in dem Gebaͤude nicht anweſend waren. 

$. 221. 

Den bewohnten Gebaͤuden werden gleichgeſtellt: 

1) Schiffe, welche bewohnt werden; 

2) die zum Gottesdienſte beſtimmten Gebäude; 

3) diejenigen öffentlichen Gebaͤude, welche zum Geſchaͤftsbetriebe oder zur 
Aufbewahrung von Sachen beſtimmt ſind; 

4) der zu einem bewohnten oder demſelben gleichgeſtellten (Nr. 2. und 3.) 
Gebäude gehörige umſchloſſene Raum und alle darin befindliche Ge— 
baͤude jeder Art. 

Ein Raum iſt umſchloſſen, wenn man in denſelben nur durch den Ge: 
brauch von Schluͤſſeln oder durch Einbrechen oder Einſteigen gelangen kann. 


§. 222. 


Einſteigen iſt vorhanden, wenn der Eintritt in Gebaͤude oder umſchloſſene 
Raͤume uͤber Dachwerk, Thuͤren, Mauern, Hecken oder andere eee 
(Ir, 3378.) oder 
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oder durch Fenſter, Kellerloͤcher oder andere nicht zum Eingang beſtimmte, unter 
oder uͤber der Erde befindliche Oeffnungen bewirkt wird. 


$. 223. 
Einbruch iſt vorhanden: 


1) wenn der Thaͤter mittelſt Gewalt an den Einfriedigungen oder an Ge- 
genſtaͤnden oder Vorrichtungen, welche das Eindringen verhindern, einen 
vorher nicht vorhanden geweſenen oder einen verſchloſſenen Eingang ſich 

Öffnet, oder eine ſchon vorhandene Oeffnung zum Eindringen erweitert, 
oder ſonſt eine Oeffnung macht, mittelſt welcher er den Eingang zum 
Eindringen ſich öffnet, oder auch ohne einzudringen, den Diebſtahl voll- 
bringen kann; 

2) wenn der Thaͤter im Innern eines Gebäudes in vorſtehender Weiſe Thu: 
ren, Waͤnde, Eingaͤnge oder Durchgaͤnge, Schraͤnke, Kiſten oder andere 
Behaͤltniſſe eroͤffnet. 


§. 224. 


Unter falſchen Schluͤſſeln werden verſtanden: nachgemachte, veraͤnderte 
oder ſolche Schluͤſſel, welche fuͤr das Schloß, bei welchem der Thaͤter ſie anwendet, 
nicht beſtimmt find, ſowie Dietriche, Haken und andere zum Oeffnen von Schlöf- 
ſern brauchbare Werkzeuge. 


§. 225. 


Wer eine fremde bewegliche Sache, deren Beſitz oder Gewahrſam er mit 
der Verpflichtung erlangt hat, fie zu verwahren, zu verwalten, zurückzugeben 
oder abzuliefern, zum Nachtheile des Eigenthuͤmers, Beſitzers oder Inhabers 
veraͤußert, verpfaͤndet, verbraucht oder bei Seite ſchafft, macht ſich einer Unter: 
ſchlagung ſchuldig. . 


$. 220. 


Einer Unterſchlagung wird es gleich geachtet, wenn derjenige, welcher 
eine fremde bewegliche Sache gefunden oder durch Zufall in ſeine Gewahrſam 
bekommen hat, dieſelbe zum Nachtheile des Eigenthuͤmers, Beſitzers oder In⸗ 
habers veräußert, verpfändet, verbraucht oder bei Seite ſchafft, oder die Ge— 
wahrſam derſelben der Obrigkeit wider beſſeres Wiſſen ableugnet. 


$. 227. 


Die Hutter olagang, ſowie der Verſuch der Unterſchlagung wird mit Ger 
faͤngniß nicht unter Einem Monate und mit zeitiger Unterſagung der Ausuͤbung 
der bürgerlichen Ehrenrechte beſtraft. 

ird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo kann die 
Strafe bis auf Einen Tag Gefaͤngniß ermaͤßigt werden. ö 


$. 228. 


Entwendungen oder Unterſchlagungen, welche von Eltern oder Großeltern 
gegen 
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gegen ihre Kinder oder Enkel, oder von einem Ehegatten gegen den anderen be— 
gangen werden, ſollen nicht beſtraft werden. N 

Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung auf andere Perſonen, welche 

als Theilnehmer oder Hehler ſchuldig ſind. 
H. 229. 

Wer ſich eines Diebſtahls oder einer Unterſchlagung gegen Eltern oder 
Großeltern, Stiefeltern oder Stiefkinder, gegen Schwiegereltern oder Schwie⸗ 
gerkinder, gegen Geſchwiſter, ingleichen gegen Pflegeeltern, Vormuͤnder oder Er— 
hen ſchuldig macht, iſt nur auf Antrag? des Verletzten zur Unterſuchung zu 
ziehen. * 


Neunzehnter Titel. 
Raub und Erpreſſung. 
$. 230. 

Einen Raub begeht, wer mit Gewalt gegen eine Perſon, oder unter An⸗ 
ce von Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr fuͤr Leib oder Leben, eine 
fremde bewegliche Sache einem Anderen in der Abſicht wegnimmt, ſich dieſelbe 
rechtswidrig zuzueignen. 

Wer, bei einem Diebſtahl auf friſcher That betroffen, gegen eine Perſon 
Gewalt veruͤbt oder Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr fuͤr Leib oder Leben 
anwendet, um ſich im Beſitze des geſtohlenen Gutes zu erhalten, iſt einem Raͤu— 
ber gleich zu achten. 


K. 231. 


Der Raub wird mit Zuchthaus von fuͤnf bis zu funfzehn Jahren, ſowie 
mit Stellung unter Polizei-Aufſicht beſtraft. ; 8 l 


§. 232. 


Der Raub wird mit Zuchthaus von zehn bis zu zwanzig Jahren, ſowie 
mit Stellung unter Polizei-Aufſicht bestraft: e 

1) wenn der Raͤuber oder einer der Raͤuber oder Theilnehmer am Raube 
Waffen bei ſich fuͤhrt; f 

2) wenn zu dem Raube zwei oder mehrere Perſonen als Urheber oder Theil: 
nehmer mitwirken, welche ſich zur fortgeſetzten Veruͤbung von Raub oder 
Diebſtahl verbunden haben; 

3) wenn der Raub auf einem offentlichen Wege oder Platze veruͤbt wird. 

$. 233. 
Der Raub wird mit lebenslaͤnglichem Zuchthaus beſtraft: 

1) wenn der Raͤuber ſchon einmal 2 Raubes oder gewaltſamer Er⸗ 
preſſung durch einen Preußiſchen Gerichtshof rechtskräftig verurtheilt 
worden iſt; der $. 60. findet hier keine Anwendung; 

(Nr. 3378.) 2) wenn 
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2) wenn bei dem Raube ein Menſch gemartert oder verſtuͤmmelt, der 
Sprache, des Geſichts, des Gehoͤrs oder der Zeugungsfaͤhigkeit beraubt, 
oder durch Mißhandlung oder Körperverletzung in eine Geiſteskrankheit 
. oder länger als zwanzig Tage krank oder arbeitsunfaͤhig gewor⸗ 
en iſt; 

3) wenn bei dem Raube der Tod eines Menſchen durch Mißhandlung oder 
Körperverlegung verurſacht iſt. 8 a 


$. 234. 
Wer, um ſich oder Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu verſchaffen, 
einen Anderen zu einer Handlung oder Unterlaſſung dadurch zwingt oder zu 


zwingen verſucht, daß er denſelben ſchriftlich oder muͤndlich mit der Veruͤbung 
eines Verbrechens oder Vergehens bedroht, macht ſich der Erpreſſung ſchuldig. 


H. 235. 


Die Erpreſſung wird mit Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten und zei— 
tiger Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte beſtraft. Der 

chuldige kann zugleich unter Polizei-Aufſicht geſtellt werden. 

Beſteht das angedrohte Verbrechen in Mord, Brandſtiftung oder Ver: 
urſachung einer Ueberſchwemmung, ſo wird der Thaͤter mit Zuchthaus bis zu 
fuͤnf Jahren und Stellung unter Polizei-Aufſicht beſtraft. 

H. 236. 

Geſchieht die Erpreſſung durch Drohungen mit gegenwaͤrtiger Gefahr 
fuͤr Leib oder Leben, oder durch Gewalt gegen eine Perfon, fo ift der Thaͤter 
gleich einem Räuber ($$. 231., 232., 233.) zu beſtrafen. 


® Zwanzigſter Titel. 
Hehlerei. 
$. 237. 

f Wer Sachen, von denen er weiß, daß ſie geſtohlen, unterſchlagen oder 
mittelſt anderer Verbrechen oder Vergehen erlangt ſind, ankauft, zum Pfande 
nimmt oder verheimlicht, ingleichen wer Perſonen, die ſich eines Diebſtahls, 
einer Unterſchlagung oder eines aͤhnlichen Verbrechens oder Vergehens ſchuldig 
gemacht haben, in Beziehung auf das ihm bekannte Verbrechen oder Vergehen 
um ſeines eigenen Vortheils willen beguͤnſtigt, iſt mit Gefaͤngniß nicht unter 
Einem Monate und mit zeitiger — der Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte zu beſtrafen; auch kann derſelbe zugleich unter Polizei-Aufſicht ges 
ſtellt werden. i 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umftände vorhanden find, fo kann die 
Strafe bis auf Eine Woche Gefaͤngniß ermaͤßigt werden. 


H. 238. 


Wer Sachen, von denen er weiß, daß ſie von einem Raube oder einer 
dem 


— 19 — 


dem Raube gleich zu achtenden Erpreſſung ($. 236.) oder einem ſchweren 
Diebſtahle ($. 218.) herruͤhren, ankauft, zum Pfande nimmt oder verheimlicht, 
ingleichen wer Perſonen, die ſich eines der genannten Verbrechen ſchuldig ge⸗ 
macht haben, in Beziehung auf das veruͤbte und ihm bekannte Verbrechen um 
feines eigenen Vortheils willen beguͤnſtigt, iſt mit Zuchthaus bis zu zehn Jah⸗ 
ren und Stellung unter Polizei-Aufſicht zu beſtrafen. 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo ift auf Ge⸗ 
faͤngniß nicht unter Einem Jahre, ſowie auf zeitige Unterſagung der Ausuͤbung 
der buͤrgerlichen Ehrenrechte zu erkennen. 


$. 239. 


Wer die Hehlerei ($$. 237. und 238.) gewohnheitsmaͤßig betreibt, ſoll 
mit Zuchthaus bis zu funfzehn Jahren und Stellung unter Polizei-Aufficht be⸗ 
ſtraft werden. f 


$. 240. 

Wer bereits zweimal oder mehrere Male rechtskräftig durch einen Preu⸗ 
ßiſchen Gerichtshof wegen Hehlerei verurtheilt worden iſt, ſoll, wenn er ſich 
von Neuem der einfachen Hehlerei ($. 237.) ſchuldig macht, mit Zuchthaus 
bis zu funfzehn Jahren, und wenn er ſich der ſchweren Hehlerei ($. 238.) 
ſchuldig macht, mit Zuchthaus von fuͤnf bis zu zwanzig Jahren, ſowie in bei⸗ 
den Fällen mit Stellung unter Polizei-Aufficht beſtraft werden. 

Die Straferhoͤhung tritt nicht ein, wenn feit dem Zeitpunkte, an welchem 
die Strafe des zuletzt begangenen fruͤheren Verbrechens oder Vergehens abge— 
buͤßt oder erlaſſen worden iſt, zehn Jahre verfloſſen find. 


Einundzwanzigſter Titel. 
Betrug. 


$. 241, 


Wer in gewinnfüchtiger Abſicht das Vermögen eines Anderen dadurch 
befchädigt, daß er durch Vorbringen falſcher oder durch Entſtellen oder Unter 
drücken wahrer Thatſachen einen Irrthum erregt, begeht einen Betrug. 


$. 242, 


Der Betrug, ſowie der Verſuch des Betruges wird mit Gefängniß nicht 
unter Einem Monate und zugleich mit Geldbuße von funfaig bis zu Eintauſend 
pn mit zeitiger Unterſagung der Ausuͤbung der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte beſtraft. N 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo kann die 
Strafe bis auf Eine Woche Gefaͤngniß oder auch auf bloße Geldbuße von 
mindeſtens fünf Thalern ermäßigt werden. N 


Jahrgang 1851. (Nr. 3375.) 21 F. 243. 
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0 H. 243. 

Mit Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten und zugleich mit Geldbuße 
von funfzig bis zu Eintauſend Thalern, ſowie mit zeitiger Unterſagung der 
Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte wird beſtraft: 

1) wer ſich wiſſentlich unrichtiger, zum Meſſen oder Wiegen beſtimmter 
Werkzeuge zum Nachtheile eines Anderen bedient; 

2) wer einen Ankäufer von Gold oder Silber über die Eigenſchaften dieſer 
Waare hintergeht, indem er ihm geringhaltigeres Gold oder Silber fuͤr 
vollhaltigeres verkauft; 

3) wer achte, zum Umlauf beſtimmte Metallgeldſtuͤcke durch Beſchneiden, 

Abfeilen oder auf andere Art verringert und als vollguͤltig ausgiebt oder 
auszugeben verſucht; 

4) wer ſolche verringerte Muͤnzen gewohnheitsmaͤßig oder im Einverſtaͤnd⸗ 
niſſe mit dem, welcher ſie verringert hat, als vollguͤltig ausgiebt oder 
auszugeben verſucht; a 

5) wer Geldpakete, die mit einem öffentlichen Siegel verſchloſſen und mit 
Angabe des Inhaltes verſehen ſind, zu ihrem vollen Inhalte ausgiebt 
oder auszugeben verſucht, obgleich er weiß, daß fie eröffnet und ihr In⸗ 
halt verringert worden; 

6) wer Grenzſteine oder andere zur Bezeichnung einer Grenze oder des 
Waſſerſtandes beſtimmte Merkmale zum Nachtheile eines Anderen weg⸗ 
nimmt, vernichtet, unkenntlich macht, verruͤckt oder faͤlſchlich ſetzt; 

7) wer Urkunden, welche ihm entweder gar nicht, oder nicht ausſchließlich 
gehbren, zum Nachtheile eines Anderen vernichtet, beſchaͤdigt oder un: 
terdruͤckt. ? 


F. 244. 

Wer in betruͤgeriſcher Abſicht eine gegen Feuersgefahr verficherte Sache 
in Brand ſetzt, oder ein Schiff, welches als ſolches oder in feiner Ladung ver⸗ 
ſichert iſt, ſinken oder ſtranden macht, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jah— 
ren und zugleich mit Geldbuße von Einhundert bis zu zweitauſend Thalern 
beſtraft. i 

$. 245. 


In allen Fallen des Betruges ($$. 241. bis 244.) kann auf Stellung 
unter Polizei-Aufſicht erkannt werden. 


Zweiundzwanzigſter Titel. 


Untreue. 


H. 246. 
Wegen Untreue werden mit Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten, ſowie 
mit zeitiger Unterſagung der Ausuͤbung der bürgerlichen Ehrenrechte 11 
f g ) Bor: 
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1) Vormuͤnder, Kuratoren, Sequeſter, Teſtaments-Exekutoren und Ver⸗ 
walter von Stiftungen, wenn ſie vorſaͤtzlich zum Nachtheile der ihrer 
Aufſicht anvertrauten Perſonen oder Sachen handeln; 

2) Maͤkler, Guͤterbeſtaͤtiger, Schaffner und andere Gewerbtreibende, welche 

ur Betreibung ihres Gewerbes von der Obrigkeit beſonders verpflichtet 

ſind, wenn ſie bei den ihnen übertragenen Geſchaͤften vorſaͤtzlich diejeni⸗ 
gen benachtheiligen, deren Geſchaͤfte ſie beſorgen. 

Wird die Untreue in der Abſicht veruͤbt, ſich oder Anderen Gewinn zu 
verſchaffen, ſo ſoll neben der Freiheitsſtrafe zugleich auf Geldbuße von funfzig 
bis zu Eintauſend Thalern erkannt werden. 

Iſt durch die Handlung eine haͤrtere Strafe begruͤndet, ſo tritt nach den 
Grundſaͤtzen des $. 55. dieſe härtere Strafe ein. f 


Dreiundzwanzigſter Titel. 
Urkundenfaͤlſchung. 


§. 247. 


Wer in der Abſicht, ſich oder Anderen Gewinn zu verſchaffen oder An⸗ 
deren Schaden zuzufuͤgen, eine Urkunde verfaͤlſcht oder faͤlſchlich anfertigt, und 
von Aae zum Zwecke der Taͤuſchung Gebrauch macht, begeht eine Urkun⸗ 
denfaͤlſchung. g 

Unter Urkunde iſt jede Schrift zu verſtehen, welche zum Beweiſe von 
Verträgen, Verfuͤgungen, Verpflichtungen, Befreiungen oder überhaupt von 
Rechten oder Rechtsverhaͤltniſſen von Erheblichkeit iſt. 


$. 248. 


Einer Urkundenfaͤlſchung wird es gleich geachtet, wenn Jemand in der 
Abſicht, ſich oder Anderen Gewinn zu verſchaffen oder Anderen Schaden zuzu⸗ 
fuͤgen, ein mit der Unterſchrift eines Anderen verſehenes Papier ohne deſſen 
Willen ausfuͤllt und von einer ſolchen Urkunde Gebrauch macht. 


K. 249. N 
Wer von einer falſchen oder verfaͤlſchten Urkunde, wiſſend, daß fie falſch 
oder verfaͤlſcht iſt, in der Abſicht Gebrauch macht, ſich oder Anderen Ge- 
winn zu verſchaffen oder Anderen Schaden zuzufuͤgen, wird dem Faͤlſcher 
gleich geachtet. 
H. 250. 
Die Urkundenfaͤlſchung wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren und zu⸗ 
gleich mit Geldbuße von funfzig bis zu Eintauſend Thalern beſtraft. 
x . Pi, 
Die Urkundenfaͤlſchung wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren und 
zugleich mit Geldbuße von Einhundert bis zu A en Thalern beſtraft, 
(Nr, 337.) er wenn 
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wenn das Verbrechen eine der folgenden Arten von Urkunden zum Gegen⸗ 
ſtande hat: 


1) Urkunden, welche mit der Unterſchrift des Königs oder mit dem König- 
lichen Inſiegel ausgefertigt ſind; 

2) Urkunden, welche von Staatsbehoͤrden, Gemeinden oder Korporationen 
des Inlandes oder Auslandes, von inlaͤndiſchen oder auslaͤndiſchen Be- 
amten, oder von ſolchen Perſonen, welche nach den Geſetzen des In— 
landes oder Auslandes Öffentlichen Glauben haben, aufgenommen, aus⸗ 

efertigt oder beglaubigt werden; 

3) Bucher, Regiſter, Kataſter oder Inventarien, welche unter amtlichem 
Glauben gefuͤhrt werden; 

4) Verfuͤgungen von Todeswegen; 

5) Wechſel. N 


$. 23%; 


Wer in der Abficht, fich oder Anderen Gewinn zu verſchaffen oder An— 
deren Schaden zuzufuͤgen, bewirkt, daß Verhandlungen, Erklaͤrungen oder 
Thatſachen, welche fuͤr Rechte oder Rechtsverhaͤltniſſe von Erheblichkeit ſind, 
in öffentlichen Urkunden, Büchern oder Regiſtern als abgegeben oder geſchehen 
beurkundet werden, waͤhrend ſie gar nicht oder in anderer Weiſe oder von 
anderen Perſonen abgegeben oder geſchehen ſind, wird mit Zuchthaus bis zu 
ehn Jahren und zugleich mit Geldbuße von Einhundert bis zu zweitauſend 

halern beſtraft. 8 

Dieſelbe Strafe trifft denjenigen, welcher zum Nachtheil eines An— 
deren von ſolchen falſchen Beurkundungen, wiſſend, daß ſie falſch ſind, Ge— 
brauch macht. 


H. 253. 


Wer unächtes Stempelpapier anfertigt, oder aͤchtes Stempelpapier ver⸗ 
fälfcht, ingleichen wer wiſſentlich von falſchem oder verfälfchtem Stempelpapier 
Gebrauch macht, wird mit Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten, ſowie mit 
zeitiger Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte beſtraft. 

Eine gleiche Strafe hat derjenige verwirkt, welcher ſich einer dieſer 
Handlungen in Beziehung auf Poſtfreimarken oder geſtempelte Briefeouverts 
ſchuldig macht. 


$. 254. 
Mit Gefaͤngniß von Einer Woche bis zu drei Monaten wird beſtraft: 


1) wer einen falſchen Reiſepaß 1 einen achten Reiſepaß verfaͤlſcht, 
oder von einem falſchen oder verfaͤlſchten Reiſepaſſe wiſſentlich Gebrauch 


macht; 

2) wer ſich einen Reiſepaß auf einen falſchen Namen ausftellen läßt, von 
einem auf einen anderen Namen ausgeſtellten Reiſepaſſe, als ſei er 
fuͤr ihn ausgeſtellt, wiſſentlich Gebrauch macht, einen für ihn aus: 
geſtellten Reiſepaß einem Anderen zum Gebrauche uͤberlaͤßt — als 

euge 
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Zeuge dazu mitwirkt, daß ein Reiſepaß unter falſchem Namen verab- 
folgt wird. a 
Dieſelbe Strafe tritt ein, wenn die vorſtehend bezeichneten Handlungen 
in Beziehung auf Wanderbuͤcher oder ſonſtige Legitimationspapiere, welche die 
Stelle der Reiſepaͤſſe vertreten, begangen werden. 


$. 255. 
Mit Gefaͤngniß von vierzehn Tagen bis zu ſechs Monaten wird beſtraft: 


1) wer unter dem Namen eines Beamten oder einer Behoͤrde ein Zeugniß 
über gute Aufführung, Armuth oder ſonſtige Umſtaͤnde anfertigt, welche 
geeignet ſind, die darin bezeichnete Perſon dem Wohlwollen Anderer 
zu empfehlen und ihr Unterkommen oder Unterſtuͤtzung zu verſchaffen; 

2) wer ein urſpruͤnglich aͤchtes Zeugniß dieſer Art verfaͤlſcht, um es fuͤr 
. andere Perſon, als fuͤr welche es ausgeſtellt war, paſſend zu 
machen; i 

3) wer von einem derartigen falſchen oder verfaͤlſchten Zeugniſſe wiſſentlich 
Gebrauch macht. 


$. 250. 


Wer unter dem Namen eines Arztes, Wundarztes oder einer anderen 
Medizinalperſon ein Zeugniß Über feinen oder eines Anderen Geſundheits zuſtand 
ausſtellt, und davon zur Taͤuſchung von Behoͤrden oder . 
ſchaften Gebrauch macht, wird mit Gefaͤngniß von Einem Monate bis zu Einem 
Jahre beſtraft; auch kann gegen denſelben auf zeitige Unterſagung der Aus: 
uͤbung der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


H. 257. 


Aerzte, Wundäarzte oder andere Medizinalperſonen, welche unrichtige 
Zeugniſſe uͤber den Geſundheitszuſtand eines Menſchen 7 — Gebrauche bei einer 
Behörde oder Verſicherungsgeſellſchaft wider beſſeres Wiſſen ausſtellen, werden 
mit Gefaͤngniß von drei bis zu achtzehn Monaten, ſowie mit zeitiger Unterſagung 
der Ausuͤbung der bürgerlichen Ehrenrechte beftraft. 


§. 258. 


Wer, um eine Behörde oder eine Verſicherungsgeſellſchaft über feinen 
oder eines Anderen Geſundheitszuſtand zu taͤuſchen, von einem Zeugniſſe der 
in den Hh. 256. und 257. erwähnten Art Gebrauch macht, wird mit Gefaͤng⸗ 
niß von Einem Monate bis zu Einem Jahre beſtraft; auch kann gegen denſel— 
en auf zende Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte er— 
annt werden. 


(Nr. 3375.) i Vi er⸗ 
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Vierundzwanzigſter Titel. 
Bankerutt. 
$. 259. 0 


Handelsleute, Schiffsrheder und Fabrikbeſitzer, welche ihre Zahlungen 
eingeftellt haben, werden, als des betruͤglichen Bankerutts ſchuldig, mit Zucht⸗ 
haus bis zu funfzehn Jahren beſtraft: os 

1) wenn fie ihr Vermögen ganz oder theilweiſe verheimlicht oder bei Seite 
geſchafft haben; 

2) wenn fie Schulden oder Rechtsgeſchaͤfte anerkannt oder aufgeſtellt ha⸗ 
ben, welche ganz oder theilweiſe erdichtet ſind; 

3) wenn ſie in der Abſicht, ihre Glaͤubiger zu benachtheiligen, Handels⸗ 
buͤcher zu fuͤhren unterlaſſen haben, obgleich deren Führung geſetzlich 
. oder nach der Beſchaffenhei ihres Geſchaͤfts erforder⸗ 
ich war; 

4) wenn ſie in gleicher Abſicht ihre Handelsbuͤcher verheimlicht oder ver⸗ 
nichtet oder ſo gefuͤhrt oder veraͤndert haben, daß dieſelben keine Ueber⸗ 
ſicht des Vermoͤgenszuſtandes gewaͤhren. 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo ift die 
Strafe Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten; zugleich kann auf zeitige Un⸗ 
terſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

H. 260. a 

Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird beſtraft: 

1) wer im Intereſſe eines Handelsmannes, Schiffsrheders oder Fabrikbe⸗ 
ſitzers, welcher ſeine Zahlungen eingeſtellt hat, deſſen Vermoͤgen ganz 
oder theilweiſe verheimlicht oder bei Seite geſchafft hat; 

2) wer im Intereſſe eines ſolchen Gemeinſchuldners, oder um ſich oder 
Anderen Vortheil zu verſchaffen, erdichtete Forderungen im eigenen Na⸗ 
men oder durch zwiſchengeſchobene Perſonen geltend gemacht hat. 
Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo iſt die 

Strafe Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten; zugleich kann auf zeitige Unter⸗ 
ſagung der Ausuͤbung der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Hat der Thäter im Einverſtaͤndniſſe mit dem Gemeinſchuldner gehandelt, 
ſo kommen die allgemeinen Vorſchriften uͤber die Theilnahme an Verbrechen 
zur Anwendung. 


$. 261. 
a Handelsleute, Schiffsrheder und Fabrikbeſitzer, welche ihre Zahlungen 
eingeſtellt haben, werden wegen einfachen Bankerutts mit Gefaͤngniß bis zu 
zwei Jahren beſtraft: i 
1) wenn fie durch Ausſchweifungen, Aufwand, Spiel oder ane 
mit Waaren oder Boͤrſen-Effekten uͤbermaͤßige Summen verbraucht 
haben oder ſchuldig geworden ſind; 
2) wenn 
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2) wenn ſie Handelsbuͤcher zu führen unterlaſſen haben, obgleich deren Fuͤh⸗ 
rung geſetzlich vorgeſchrieben oder nach der Beſchaffenheit ihres Geſchaͤfts 
erforderlich war, oder wenn ſie dieſe Handelsbuͤcher verheimlicht oder 
vernichtet oder jo unordentlich geführt haben, daß dieſelben keine Ueber⸗ 
ſicht des Vermoͤgenszuſtandes gewaͤhren; 

3) wenn fie unterlaſſen haben, die Bilanz ihres Vermögens jährlich zu 
ziehen, obgleich dies geſetzlich vorgeſchrieben oder nach der Beſchaffenheit 
ihres Geſchaͤfts erforderlich war; | 

4) wenn fie, obgleich das Vermögen nach der letzten Bilanz nicht die 
Haͤlfte der Schulden deckte, neue Schulden gemacht oder Waaren oder 
Kreditpapiere unter dem Werthe verkauft haben. 


H. 262. 

Wenn Maͤkler oder Notarien Handelsgeſchaͤfte betreiben, ſo ſollen die— 
ſelben, im Falle ſie ihre Zahlungen einſtellen und der in dieſem Titel er⸗ 
waͤhnten Handlungen ſchuldig ſind, denſelben Strafen, wie Handelsleute, un⸗ 
terliegen. 


Fünfundzwanzigſter Titel. 
Strafbarer Eigennutz. 


H. 263. 

Wer ſich von ſeinen Schuldnern hoͤhere Zinſen, als die Geſetze zulaſſen, 
vorbedingt oder zahlen läßt und entweder dieſe Ne eee 
maͤßig betreibt oder das Geſchaͤft ſo einkleidet, daß dadurch die Geſetzwidrigkeit 
verſteckt wird, iſt wegen Wuchers mit Gefaͤngniß von drei Monaten bis zu 
Einem Jahre und zugleich mit Geldbuße von funfzig bis zu Eintauſend Tha⸗ 
lern, ſowie mit zeitiger Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehren⸗ 
rechte zu beſtrafen. . 


H. 264. 
Wer ohne Erlaubniß der Behoͤrde gewerbsmaͤßig auf Pfaͤnder leiht, 
wird mit Gefaͤngniß von Einer Woche bis zu zwei Monaten beſtraft. 
H. 265. 


Oeffentliche Pfandleiher, welche die von ihnen in Pfand genommenen 
Gegenſtaͤnde unbefugt in Gebrauch nehmen, werden mit Gefaͤngniß von Einem 
Monate bis zu Einem Jahre und zugleich mit Geldbuße von zwanzig bis zu 
fuͤnfhundert Thalern beſtraft. 


H. 266. 


Wer vom Hazardſpiele ein Gewerbe macht, ſoll mit Gefaͤngniß von drei 
Monaten bis zu zwei Jahren und zugleich mit Geldbuße von Einhundert bis 
(Nr. 3375.) zu 
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zu zweitauſend Thalern, ſowie mit zeitiger Unterſagung der Ausuͤbung der buͤr⸗ 
gerlichen Ehrenrechte beſtraft werden. 

Iſt der Angeſchuldigte ein Auslaͤnder, ſo kann zugleich auf Landesver⸗ 
weiſung erkannt werden. \ 


$. 267. 


Inhaber öffentlicher Verſammlungsoͤrter, welche Hazardſpiele an dieſen 
Orten geſtatten oder zur Verheimlichung ſolcher Spiele mitwirken, ſind mit 
Geldbuße von zwang bis zu fuͤnfhundert Thalern zu beſtrafen. 

Im zweiten Ruͤckfalle iſt zugleich auf den Verluſt der Befugniß zum 
felbfiftändigen Betriebe des Gewerbes zu erkennen. 


F. 208. 


Wer ohne obrigkeitliche Erlaubniß öffentliche Lotterien veranſtaltet, wird 
mit Geldbuße bis zu fuͤnfhundert Thalern beſtraft. 

Den Lotterien ſind hierbei alle oͤffentlich veranſtaltete Ausſpielungen 
beweglicher oder unbeweglicher Sachen gleich zu achten. 


H. 269. 


Wer Waaren oder deren Verpackung faͤlſchlich mit dem Namen oder der 
Firma und mit dem Wohn- oder Fabrikorte eines inlaͤndiſchen Fabrik-Unter⸗ 
nehmers, Produzenten oder Kaufmanns bezeichnet, oder wiſſentlich dergleichen 
faͤlſchlich bezeichnete Waaren in den Verkehr bringt, ſoll mit Geldbuße von 
funfzig bis zu Eintauſend Thalern, und im Ruͤckfalle zugleich mit Gefaͤngniß 
bis zu ſechs Monaten beſtraft werden. 

Dieſelbe Strafe tritt ein, wenn die Handlung gegen die Angehörigen 
eines fremden Staates gerichtet iſt, in welchem nach publizirten Vertraͤgen oder 
Geſetzen die Gegenſeitigkeit verbuͤrgt iſt. 

Die Strafe wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß bei der Waarenbe⸗ 
zeichnung der Name oder die Firma, und der Wohn⸗ oder Fabrikort mit ge⸗ 
ringen Abänderungen wiedergegeben werden, welche nur durch Anwendung be⸗ 
ſonderer Aufmerkſamkeit wahrgenommen werden koͤnnen. 


§. 270. 


Wer Andere vom Mitbieten oder Weiterbieten bei den von oͤffentlichen 
Behörden oder Beamten vorgenommenen Verſteigerungen, dieſelben mögen Ver⸗ 
kaͤufe, Verpachtungen, Lieferungen, Unternehmungen oder Geſchaͤfte irgend einer 
Art betreffen, durch Gewalt oder Drohung, oder durch Zuſicherung oder Ge⸗ 
waͤhrung eines Vortheils abhaͤlt, wird mit Geldbuße bis zu dreihundert Tha⸗ 
lern oder mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. N 


§. 271. 

Wer feine eigene bewegliche Sache dem Nutznießer, Pfandgläubiger oder 
demjenigen, welchem an der Sache das Zuruͤckbehaltungsrecht zuſteht, in rechts⸗ 
widriger Abficht wegnimmt oder wegzunehmen verſucht, wird mit Gefaͤngniß 

f von 
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von Einer Woche bis zu drei Jahren beſtraft; auch kann gegen denſelben auf 
zeitige Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 
Die Beſtimmungen der . 228. und 229. finden hier gleichfalls An— 
wendung. = 
$ 272. 

Mer Sachen, welche durch die zuftändigen Behörden oder Beamten ge⸗ 
gen ihn gepfaͤndet oder in Beſchlag genommen worden ſind, vorſaͤtzlich ganz 
oder theilweiſe der Pfaͤndung oder Beſchlagnahme entzieht, bei Seite ſchafft, 
verbringt oder zerftört, wird mit Gefaͤngniß bis zu Einem Jahre beſtraft. 


Mit der naͤmlichen Strafe werden beſtraft: 


1) der Ehegatte des Gepfaͤndeten, deſſen Verwandte oder Verſchwaͤgerte 
in aufs oder abſteigender Linie, welche mit Kenntniß der Pfaͤndung oder 
Beſchlagnahme ſich einer der gedachten Handlungen ſchuldig machen; 

2) der von der Behoͤrde oder dem Beamten beſtellte Huͤter, welcher im In⸗ 
tereſſe des Gepfaͤndeten eine der gedachten Handlungen ſelbſt veruͤbt, oder, 
daß ſie von einem Dritten veruͤbt wird, geſtattet; 

3) ein Dritter, welcher im Intereſſe des Gepfaͤndeten, mit Kenntniß der 
Pfaͤndung oder Beſchlagnahme, eine der gedachten Handlungen veruͤbt. 


$. 273. 
Wer unberechtigt fiſcht oder krebſt, ſoll mit Geldbuße bis zu funfzig 
Thalern oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten beſtraft werden. 
Die polizeilichen Beſtimmungen der beſonderen Fiſcherei-Ordnungen wers 
den dadurch nicht beruͤhrt. 


§. 274. 


Wer auf feinem eigenen Grundſtuͤcke, auf dem die Jagd an einen Drit⸗ 
ten verpachtet iſt, oder auf dem ein Jaͤger fuͤr gemeinſchaftliche Rechnung der 
bei einem Jagdbezirke betheiligten Grundbeſitzer die Jagd zu beſchießen hat, 
ohne Einwilligung des Jagdpaͤchters oder der Gemeindebehoͤrde jagt, oder wer 
auf fremden Grundſtuͤcken, ohne eine Berechtigung dazu zu haben, die Jagd 
ausuͤbt, wird mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern oder mit Gefaͤngniß 
bis zu drei Monaten beſtraft. 

§. 275. 

Die Strafe kann bis zu ſechs Monaten erhoͤht werden, wenn dem Wilde 
nicht mit Schießgewehr oder Hunden, ſondern mit Schlingen, Netzen, Fallen 
oder anderen Vorrichtungen e oder wenn das Vergehen waͤhrend der 
geſetzlichen Schonzeit oder in Wäldern oder zur Nachtzeit oder gemeinſchaftlich 


von zwei oder mehreren Perſonen begangen wird. 
§. 276. 


Wird das Vergehen (F. 274. und H. 275.) gewerbsmäßig betrieben, ſo 
tritt Gefängniß nicht unter drei Monaten, ſowie 3285 Unterſagung der Aus⸗ 
Jahrgang 1851. (Nr. 3375.) 2 uͤbung 
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uͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte ein. Zugleich iſt auf Stellung unter 
Polizei⸗Aufſicht zu erkennen. 
$. 277. 

Das Gewehr, das Jagdgeraͤth und die Hunde, welche der Thaͤter bei 
dem unberechtigten Jagen bei ſich geführt hat, ingleichen die im $. 275. er⸗ 
waͤhnten Schlingen, Netze, Fallen oder anderen Vorrichtungen ſind dem Fis⸗ 
kus im Strafurtheile zuzuſprechen, ohne Unterſchied, ob ſie dem Angeſchuldig⸗ 
ten gehoͤren oder nicht. 6 

$. 278. 

Reiſende oder Schiffsleute, welche ohne Vorwiſſen des Schiffers, inglei⸗ 
chen Schiffer, welche ohne Vorwiſſen des Rheders Gegenſtaͤnde an Bord neh— 
men, welche das Schiff gefaͤhrden, indem ſie deſſen Konfiskation oder Be⸗ 
ſchlagnahme veranlaſſen koͤnnen, ſind mit Gefaͤngniß bis zu zwei Jahren zu 
beſtrafen. 

$. 279. 

Ein Schiffsmann, der mit der empfangenen Heuer entlaͤuft oder ſich 
verborgen haͤlt, um ſich dem uͤbernommenen Dienſte zu entziehen, ſoll mit Ge— 
faͤngniß bis zu Einem Jahre beſtraft werden. 

Es macht hierbei keinen Unterſchied, ob das Vergehen im Inlande oder 
im Auslande begangen iſt. 


. $. 280. 

Wer verſiegelte Briefe oder andere verſiegelte Urkunden, die nicht zu ſei⸗ 
ner Kenntnißnahme beſtimmt ſind, vorſaͤtzlich und unbefugterweiſe eröffnet, 
ſoll mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern oder mit Gefaͤngniß bis zu drei 
Monaten beſtraft werden. 


Sechsundzwanzigſter Titel. 
Vermoͤgens-Beſchaͤdigung. 


§. 281. 
Wer vorſaͤtzlich und rechtswidrig fremde Sachen beſchaͤdigt oder zerftört, 
wird mit Gefaͤngniß bis zu zwei Jahren beſtraft. 
Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden find, fo ift auf Geld⸗ 
buße bis zu funfzig Thalern zu erkennen. 


F. 282, 

Wer Gegenſtaͤnde der Verehrung einer im Staate beſtehenden Religions— 
Geſellſchaft, oder Sachen, die dem Gottes dienſte gewidmet find, oder Grabmaͤler, 
öffentliche Denkmäler, Gegenſtaͤnde der Kunſt, der Wiſſenſchaft oder des Ge— 
werbes, welche in öffentlichen Sammlungen aufbewahrt werden oder Öffentlich 

0 auf⸗ 
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aufgeſtellt find, oder Gegenſtaͤnde, welche zum öffentlichen Nutzen oder zur 
Verſchoͤnerung öffentlicher Wege oder Anlagen dienen, vorſaͤtzlich zerſtoͤrt oder 
beſchaͤdigt, wird mit Gefaͤngniß nicht unter vierzehn Tagen beſtraft. Auch 
kann auf zeitige Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte 
erkannt werden. 


H. 283. 


Wer vorſaͤtzlich ein Gebaͤude, ein Schiff, eine Bruͤcke, einen Damm, eine 
gebaute Straße, eine Eiſenbahn oder ein ſonſtiges Bauwerk, welche fremdes 
Sigenthum find, ganz oder theilweiſe zerftört, ſoll mit Gefaͤngniß nicht unter 
zwei Monaten beſtraft werden. 


§. 284. 


Wenn ſich mehrere Perſonen zuſammenrotten und bewegliche oder unbe— 
wegliche Sachen eines Anderen pluͤndern, verwuͤſten oder zerftören, fo werden 
dieselben mit Zuchthaus bis zu funfzehn Jahren beſtraft; zugleich kann auf 
Stellung unter Polizei-Aufſicht erkannt werden. N 


Siebenundzwanzigſter Titel. 
Gemeingefaͤhrliche Verbrechen und Vergehen. 


$. 285. 


Wegen Brandſtiftung wird mit gehmidbriger bis lebenslaͤnglicher Zucht: 
hausſtrafe, und wenn durch den Brand ein Menſch das Leben verloren hat, 
mit dem Tode beſtraft: 


1) wer vorſaͤtzlich ein Gebäude, ein Schiff oder eine Hütte, welche zur Woh⸗ 
nung von Menſchen dienen, oder ein zum Gottesdienſte beſtimmtes Ge— 
baͤude in Brand ſetzt; 3 

2) wer vorfäglich ein Gebaͤude, ein Schiff oder eine Hütte, welche zeitweiſe 
zum Aufenthalt von Menſchen dienen, zu einer Zeit in Brand ſetzt, in 
welcher darin Menſchen ſich aufzuhalten pflegen; 

3) wer vorſaͤtzlich Eiſenbahnwagen, Bergwerke oder andere zum Aufenthalt 
von Menſchen zeitweiſe dienende Raͤumlichkeiten zu einer Zeit in Brand 
ſetzt, zu welcher ſich Menſchen darin aufzuhalten pflegen. 


In allen dieſen Faͤllen macht es keinen Unterſchied, ob die in Brand 
geſetzten Gegenſtaͤnde im Eigenthum des Thaͤters find oder nicht. 
H. 286. 


Wer vorfäglich Schiffe, Gebäude, Hütten, Bergwerke, Magazine, Vor⸗ 
raͤthe von landwirthſchaftlichen Erzeugniſſen, Bau = oder Brenn Materialien, 
Fruͤchte auf dem Felde, Waldungen oder Torfmoore, welche fremdes Eigen⸗ 
thum find, in Brand ſteckt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft- 


(Nr, 8375.) 22 * $. 287. 
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§. 287. 


Wer vorſaͤtzlich eigene oder fremde Sachen, welche vermoͤge ihrer Bes 
ſchaffenheit und Lage geeignet find, den in den Hö. 285. und 286. genannten 
Gegenſtänden das Feuer mitzutheilen, in Brand ſetzt, ſoll ebenſo beſtraft 
werden, wie derjenige, welcher jene Gegenſtaͤnde unmittelbar in Brand ſetzt. 

$. 288. 

Wer durch Fahrlaͤſſigkeit einen Brand der in den §g. 285. bis 287. er⸗ 
waͤhnten Art verurſacht, wird mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten, und wenn 
durch den Brand ein Menſch das Leben verloren hat, mit Gefaͤngniß von zwei 
Monaten bis zu zwei Jahren beſtraft. 8 


$. 289. 


Die in den $$. 285. bis 288. beſtimmten Strafen kommen nach den dort 
aufgeſtellten Unterſcheidungen auch gegen denjenigen zur Anwendung, welcher 
durch Gebrauch von Pulver oder anderen explodirenden Stoffen Gebaͤude, Huͤt⸗ 
ten, Schiffe, Magazine oder andere Raͤumlichkeiten zerſtoͤrt. 

| H. 290. 

Wer mit Gefahr fuͤr das Leben Anderer vorſaͤtzlich eine Ueberſchwem— 
mung verurſacht, ſoll mit zehnjaͤhriger bis lebenslaͤnglicher Zuchthausſtrafe, und 
wenn in Folge der Ueberſchwemmung ein Menſch das Leben verliert, mit dem 
Tode beſtraft werden. 


$. 291. 


Wer mit gemeiner Gefahr fuͤr das Eigenthum, jedoch nicht mit Gefahr 
fuͤr das Leben Anderer, vorfäßlich eine. Ueberſchwemmung verurſacht, ſoll mit 


Zuchthaus von fünf bis zu zwanzig Jahren beſtraft werden. 
H. 292. 
Gegen den, welcher eine ſolche Ueberſchwemmung (F. 290. und $. 291.) 


vorſaͤtzlich, aber nur in der Abſicht verurſacht, ſein Eigenthum vor Gefahr zu 
ſchuͤtzen, ſoll auf Gefaͤngniß nicht unter zwei Jahren erkannt werden. 


H. 293. 


Wer eine Ueberſchwemmung durch Fahrlaͤſſigkeit verurſacht, wird mit 
Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten, und wenn in Folge der Ueberſchwemmung 
ein Menſch das Leben verloren hat, mit Gefaͤngniß von zwei Monaten bis 
zu zwei Jahren beſtraft. 

§. 294. 

Wer vorſaͤtzlich an Eiſenbahnanlagen, deren Transportmitteln oder ande⸗ 
rem Zubehör ſolche Beſchaͤdigungen verübt, oder auf der Fahrbahn durch Auf⸗ 
ftellen, Hinlegen oder Hinwerfen von Gegenſtaͤnden, oder durch Verruͤckung von 
Schienen oder auf andere Weiſe ſolche Hinderniſſe bereitet, daß N der 
8 rans⸗ 


a Mi 


Transport auf der Bahn in Gefahr geſetzt wird, hat Zuchthaus bis zu zehn 
3 > die ſch 5 
at die Handlung die ſchwere Körperverletzung eines Menſchen (F. 193.) 
ur Folge gehabt, ſo tritt Zuchthausſtrafe von — bs zu zwanzig Jahren, und 
—— Folge der Handlung ein Menſch das Leben verloren, die Todes— 
rafe ein. - 


$. 295, 


Wer fahrlaͤſſigerweiſe durch Handlungen der im H. 294. bezeichneten 
Art den Transport auf einer Eiſenbahn in Gefahr ſetzt, wird mit Gefaͤngniß 
bis zu Einem Jahre, und wenn dadurch ein Menſch das Leben verloren hat, 
mit Gefaͤngniß von zwei Monaten bis zu drei Jahren beſtraft. 

Eine gleiche Strafe haben die zur Leitung der Eiſenbahnfahrten und zur 
Aufſicht uͤber die Bahn und den Transportbetrieb angeſtellten Perſonen (Eiſen⸗ 
bahnbeamten) verwirkt, wenn ſie durch Vernachlaͤſſigung der ihnen obliegenden 
Pflichten einen Transport in Gefahr ſetzen. 


H. 296, 


Wer gegen eine Telegraphenanſtalt des Staates oder einer Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft vorſaͤtzlich Handlungen verübt, welche die Benutzung dieſer Anſtalt zu 
ihren Zwecken verhindern oder ſtoͤren, wird mit Gefaͤngniß von drei Monaten 
bis zu drei Jahren beſtraft. 

Handlungen dieſer Art find insbeſondere: die Wegnahme, Zerftörung 
oder Beſchaͤdigung der Drahtleitung, der Apparate und ſonſtigen Zubehoͤrungen 
der n die Verbindung fremdartiger Gegenſtaͤnde mit der 
Drahtleitung, die Faͤlſchung der durch den Telegraphen gegebenen Zeichen, 
die Verhinderung der Wiederherſtellung einer zerftörten oder beſchaͤdigten Tele⸗ 

raphenanlage, die Verhinderung der bei der Telegraphenanlage angeſtellten 
erſonen in ihrem Dienſtberufe. 


$. 297. 


Iſt in Folge der vorſaͤtzlich verhinderten oder geſtoͤrten Benutzung der 
Telegraphenanſtalten ein Menſch am Körper oder an der Geſundheit beſchaͤ⸗ 
digt worden, ſo trifft den Schuldigen Zuchthaus bis zu zehn Jahren, und wenn 
ein Menſch das Leben verloren hat, Zuchthaus von zehn bis zu zwanzig Jahren. 


H. 298. 


Wer gegen eine Telegraphenanſtalt des Staates oder einer Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft fahrlaͤſſigerweiſe Handlungen veruͤbt, welche die Benutzung dieſer 
Anſtalt zu ihrem Zwecke verhindern oder ſtoͤren, wird mit Gefaͤngniß bis zu 
ſechs Monaten, und wenn dadurch ein Menſch das Leben verloren hat, mit 
Gefaͤngniß von zwei Monaten bis zu zwei Jahren beſtraft. 

Eine gleiche Strafe haben die zur Beaufſichtigung und Bedienung der 
Telegraphenanſtalten und ihrer Zubehörungen angeſtellten Perſonen (Telegra⸗ 
. verwirkt, wenn fie durch Vernachlaͤſſigung der ihnen obliegen⸗ 

en Pflichten die Benutzung der Anſtalt verhindern oder ſtoͤren. 
Gr. 3876.) §. 299. 
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§. 299. 


Eiſenbahnbeamte und Telegraphenbeamte, welche wegen eines der in 
den Hh. 294. bis 298. bezeichneten Verbrechen oder Vergehen verurtheilt wer⸗ 
den, follen zugleich zu einer Beſchaͤftigung im Eiſenbahn- und Telegraphen⸗ 
Dienſte fuͤr unfaͤhig erklaͤrt werden. 


$. 300. 


Die Vorſteher einer . ſowie die Vorſteher der 
Telegraphenanſtalt einer Eiſenbahngeſellſchaft, welche die Entfernung des 
verurtheilten Beamten nach der Mittheilung des rechtskraͤftigen Erkenntniſſes 
nicht ſogleich bewirken, ſollen mit einer Geldbuße von zehn bis zu Einhundert 
Thalern oder mit einer Gefaͤngnißſtrafe bis zu drei Monaten beſtraft werden. 

Gleiche Strafe trifft den für unfähig erklaͤrten Eiſenbahn- oder Telegra⸗ 
phen⸗Beamten, wenn er ſich nachher bei einer Eiſenbahn- oder Telegraphen— 
Anſtalt wieder anſtellen laͤßt, ſowie diejenigen, welche ihn wieder angeſtellt 
haben, obwohl denſelben die Unfaͤhigkeitserklaͤrung bekannt war. 


H. 301. 


Wer vorſaͤtzlich Waſſerleitungen, Schleuſen, Wehre, Deiche, Daͤmme oder 
andere Waſſerbauten, oder Bruͤcken, Fähren, Wege oder Schugwehre zerftört 
oder beſchaͤdigt, oder wer in ſchiffbaren Strömen, Fluͤſſen oder Kanaͤlen das 
Fahrwaſſer ſtoͤrt, und durch eine dieſer Handlungen Gefahr fuͤr das Leben oder 
die Geſundheit Anderer herbeifuͤhrt, wird mit Gefaͤngniß nicht unter drei Mo: 
naten beſtraft. . 

Hat in Folge einer dieſer Handlungen ein Menſch eine ſchwere Koͤrper⸗ 
verletzung (F. 193.) erlitten, fo tritt Zuchthaus bis zu funfzehn Jahren, und 
hat in Folge einer, dieſer Handlungen ein Menſch das Leben verloren, zehnjaͤh— 
rige bis lebenslaͤngliche Zuchthausſtrafe ein. 

Liegt einer ſolchen Handlung Fahrläffigkeit zum Grunde, und iſt dadurch 
ein Schaden entſtanden, fo iſt auf Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten, und wenn 
in Folge derſelben ein Menſch das Leben verloren hat, auf Gefaͤngniß von zwei 
Monaten bis zu zwei Jahren zu erkennen. 

§. 302. 

Wer vorfäglich die zur Sicherung der Schiffahrt beſtimmten Feuerzeichen 
oder andere zu dieſem Zwecke aufgeftellte Zeichen zerſtoͤrt, wegfeaft: oder uns 
brauchbar macht, oder dergleichen Feuerzeichen auslöfcht, oder falſche Zeichen, 
welche geeignet ſind, die Schiffahrt unſicher zu machen, aufſtellt, insbeſondere 
zur Nachtzeit auf der Strandhoͤhe Feuer anzuͤndet, welches die Schiffahrt zu 
gefährden geeignet iſt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beſtraft. 

Iſt in Folge der Handlung ein Schiff S ſo tritt Zuchthaus von 
gehn bis zu zwanzig Jahren, und hat dadurch ein Menſch das Leben verloren, 

ie Todesſtrafe ein. 

Liegt der Handlung Fahrlaͤſſigkeit zum Grunde, und ift dadurch ein Scha- 
den entſtanden, ſo iſt auf Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten, und wenn in Soige 

er 
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der Handlung ein Menſch das Leben verloren hat, auf Gefaͤngniß von zwei 
Monaten bis zu zwei Jahren zu erkennen. 


$. 303. 


Wer vorſaͤtzlich die Strandung oder das Sinken eines Schiffes bewirkt, 
und dadurch Gefahr für das Leben eines Anderen herbeifuͤhrt, wird mit Zucht— 
haus von zehn bis zu zwanzig Jahren, und wenn in Folge der Handlung ein 
Menſch das Leben verloren hat, mit dem Tode beſtraft. 

Liegt der Handlung Fahrlaͤſſigkeit zum Grunde, und iſt dadurch ein Scha⸗ 
den entſtanden, ſo iſt auf Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten, und wenn in Folge 
der Handlung ein Menſch das Leben verloren hat, auf Gefaͤngniß von zwei 
Monaten bis zu zwei Jahren zu erkennen. 

H. 304. 

Wer vorſaͤtzlich Brunnen oder Waſſerbehaͤlter, welche zum Gebrauche 
Anderer dienen, oder Waaren, welche zum oͤffentlichen Verkaufe oder Verbrauche 
beſtimmt ſind, vergiftet, oder denſelben Stoffe beimiſcht, von denen ihm bekannt 
ift, daß fie die menſchliche Geſundheit zu zerftören geeignet find, ingleichen wer 
ſolche vergiftete oder mit gefaͤhrlichen Stoffen vermiſchte Sachen wiſſentlich und 
mit Verſchweigung dieſer Eigenſchaft verkauft oder feilhaͤlt, wird mit Zuchthaus 
von fuͤnf bis zu funfzehn Jahren beſtraft. y 

Hat in Folge der Handlung ein Menſch das Leben verloren, fo tritt die 
Todesſtrafe ein. 5 5 

Liegt der Handlung Fahrlaͤſſigkeit zum Grunde, und iſt dadurch ein Scha- 
den entſtanden, ſo iſt auf Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten, und wenn in Folge 
der Handlung ein Menſch das Leben verloren hat, auf Gefaͤngniß von zwei 
Monaten bis zu zwei Jahren zu erkennen. 


H. 305. 

Gegen diejenigen, welche wegen eines der in den HF. 285., 286., 287., 
289., 290., 291., 294., 297., 301., 302., 303., 304. genannten Verbrechen 
zu zeitiger Zuchthausſtrafe verurtheilt werden, kann zugleich auf Stellung unter 
Polizei⸗Aufſicht erkannt werden. 

H. 306, \ 

Wer die Abſperrungs- oder Aufſichts-Maaßregeln oder Einfuhrverbote, 
welche von der Regierung zur Verhuͤtung des Einfuͤhrens oder Verbreitens 
einer anſteckenden Krankheit angeordnet worden ſind, uͤbertritt, wird mit Ge— 
faͤngniß bis zu zwei Jahren beſtraft. 

Iſt in Folge der Uebertretung ein Menſch von der anſteckenden Krankheit 
ergriffen worden, ſo tritt Gefaͤngniß von zwei Monaten bis zu drei Jahren ein. 


$. 307. 


Wer die Abſperrungs- oder Aufſichts-Maaßregeln oder Einfuhrverbote, 
welche von der Regierung zur Verhuͤtung des Einfuͤhrens oder Wee 22 
Gr, 3375.) ieh⸗ 
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Viehſeuchen angeordnet worden find, uͤbertritt, wird mit Gefaͤngniß bis zu Einem 
Jahre beſtraft. 5 | 

Iſt in Folge der Uebertretung Vieh von der Seuche ergriffen worden, ſo 
tritt Gefaͤngniß von Einem Monate bis zu zwei Jahren ein. 


H. 308. AT 


Wer die mit einer öffentlichen Behörde gefchloffenen Lieferungsvertraͤge 
tiber Beduͤrfniſſe des Heeres zur Zeit eines Krieges, oder über die Zufuhr von 
Lebensmitteln zur Abwendung oder Beſeitigung eines Nothſtandes, vorſaͤtzlich 
entweder nicht zur beſtimmten Zeit, oder nicht in der vorbedungenen Weiſe er: 
fuͤllt, ſoll mit Gefaͤngniß nicht unter ſechs Monaten beſtraft werden; auch kann 
gegen denſelben auf zeitige Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehren— 
rechte erkannt werden. 

Liegt der Nichterfüllung des Vertrages Fahrlaͤſſigkeit zum Grunde, und 
iſt ein Schaden dadurch wirklich entſtanden, ſo iſt auf Gefaͤngniß bis zu zwei 
Jahren zu erkennen. 

Dieſelben Strafen finden auch gegen die Unterlieferanten, Agenten und 
Bevollmächtigten des Lieferanten Anwendung, welche mit Kenntniß des Zwecks 
der . das Unterbleiben derſelben vorfäglich oder aus Fahrlaͤſſigkeit 
verurſachen. 


Achtundzwanzigſter Titel. 
Verbrechen und Vergehen im Amte. 


§. 309. 


Ein Beamter, welcher fuͤr eine in ſein Amt einſchlagende, an ſich nicht 
pflichtwidrige Handlung oder Unterlaſſung Geſchenke oder andere Vortheile an— 
nimmt, fordert oder ſich verſprechen laͤßt, zu denen er geſetzlich nicht berechtigt 
iſt, wird mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern oder mit Gefaͤngniß bis zu 
ſechs Monaten beſtraft, und zur Herausgabe des Empfangenen oder des Werts 
deſſelben an den Fiskus verurtheilt; es kann zugleich auf zeitige Unfaͤhigkeit zu 
öffentlichen a erfannt werden. 


$. 310. 


Ein Beamter oder Schiedsrichter, welcher für eine Handlung oder Unter⸗ 
laſſung, die eine Verletzung einer amtlichen Pflicht enthält, Geſchenke oder an— 
dere Vortheile annimmt, fordert oder ſich verſprechen laͤßt, wird mit Zuchthaus 
bis zu fünf Jahren beſtraft, und zur Herausgabe des Empfangenen oder des 
Werths deſſelben an den Fiskus verurtheilt. 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſind, ſo ſoll auf 
Gefaͤngniß nicht unter ſechs Monaten und zugleich auf zeitige Unfaͤhigkeit zu 
öffentlichen Aemtern erkannt werden. 


H. 311. 
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n 
Wer durch Anbieten, Verſprechen oder Gewaͤhren von Geſchenken oder 
anderen Vortheilen einen Beamten, ein Mitglied der bewaffneten Macht oder 
einen Schiedsrichter zu einer Handlung oder Unterlaſſung, die eine Verletzung 
einer amtlichen Pflicht enthält, beſtimmt oder zu beftimmen verſucht, wird mit 
Gefaͤngniß beſtraft; es kann zugleich auf zeitige Unterſagung der Ausuͤbung 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 
Die zum Zwecke der Beſtechung gegebenen Geſchenke oder der Werth 
derſelben ſind dem Fiskus im Urtheile zuzuſprechen. 5 f 


§. 312. 


Hat ſich ein Richter in einem Strafverfahren, welches ein Verbrechen 
oder Vergehen betrifft, zu Gunſten oder zum Nachtheile des Angeſchuldigten 
beſtechen laſſen, ſo ſoll derſelbe mit Zuchthaus beſtraft werden. 

Gleiche Strafe wie den Richter trifft denjenigen, welcher den Richter be⸗ 
ſticht oder zu beſtechen verſucht. 

Die zum Zwecke der Beſtechung gegebenen Geſchenke oder der Werth 
derſelben find dem Fiskus im Urtheile zuzuſprechen. 


$. 313, 


Ein Geſchworener, welcher in einer Sache, in welcher er Verrichtungen 
als Geſchworener auszuuͤben hat, Geſchenke annimmt, wird mit Zuchthaus be⸗ 
ſtraft. Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher den Geſchworenen zu dieſem 
Verbrechen verleitet oder zu verleiten verſucht. 

Die gegebenen Geſchenke oder der Werth derſelben ſind dem Fiskus im 
Urtheile zuzuſprechen. 


H. 314. 


Ein Beamter, welcher bei der Leitung oder Entſcheidung von Rechtsſachen 
vorſaͤtzlich, zur Beguͤnſtigung oder Benachtßeiligung einer Partei, ſich einer Un⸗ 
gerechtigkeit ſchuldig macht, wird mit Zuchthaus bis zu fuͤnf Jahren beſtraft. 

30 gleicher Strafe iſt ein Schiedsrichter zu verurtheilen, welcher bei der 
ihm uͤbertragenen Leitung oder Entſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten vorſaͤtzlich, 
zur Begunſtigung oder Benachtheiligung einer Partei, ſich einer Ungerechtigkeit 
ſchuldig macht. 


§. 315, 


Ein Beamter, welcher ſeine Amtsgewalt mißbraucht, um Jemand zu 
einer Handlung, Duldung oder Unterlaſſung widerrechtlich zu noͤthigen, wird mit 
Gefaͤngniß nicht unter Einem Monate beſtraft; zugleich kann auf zeitige Unfaͤ⸗ 
higkeit zu Öffentlichen Aemtern erkannt werden. 


$. 316. 


Ein Beamter, welcher in Ausübung oder in Veranlaſſung der Ausuͤbung 
feines Amtes vorfäglich Mißhandlungen oder Körperverlegungen verübt oder ver⸗ 
Jahrgang 1851. (Nr. 3375.) 23 üben 
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uͤben läßt, wird mit Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten beſtraft; auch kann 
gegen denſelben auf zeitige Unfaͤhigkeit zu öffentlichen Aemtern erkannt werden. 

Iſt die Mißhandlung oder Er e eine ſchwere (F. 193.), und 
findet keiner der im $. 196. vorgeſehenen ilderungsgruͤnde ſtatt, ſo tritt 
Zuchthaus nicht unter drei Jahren ein. 


$. 317. 


- Ein Beamter, welcher mit Vorſatz eine rechtswidrige Verhaftung oder 
vorlaͤufige Ergreifung und Feſtnahme vornimmt oder vornehmen laͤßt, oder die 
Dauer der Haft verlaͤngert, wird mit Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten be⸗ 
ſtraft; auch kann gegen denſelben auf zeitige Unfaͤhigkeit zu Öffentlichen Aem⸗ 
tern erkannt werden. 

Die Strafe iſt Zuchthaus bis zu funfzehn Jahren: 

4) wenn fir den der Freiheit Beraubten die Freiheitsentziehung oder die 
ihm wahrend derſelben widerfahrene Behandlung eine ſchwere Koͤrper⸗ 
verletzung ($. 193.) zur Folge gehabt hat; 

2) wenn die Freiheitsentziehung rechtswidrig uͤber Einen Monat ges 
dauert hat. 


H. 318, 


Ein Beamter, welcher mit Vorſatz rechtswidrig in eine Wohnung ein⸗ 
dringt, ſoll mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern oder mit Gefaͤngniß bis 
zu zwei Monaten beſtraft werden. 


$. 319. 


Wenn ein Beamter in einer ſtrafgerichtlichen Unterſuchung Zwangsmittel 
anwendet oder anwenden läßt, um Geftändniffe oder Ausſagen zu erpreſſen, ſo 
wird derſelbe mit Zuchthaus bis zu fuͤnf Jahren beſtraft. 


H. 320. 


Ein Beamter, welcher vorſaͤtzlich zum Nachtheile einer Perſon, deren 
Unſchuld ihm bekannt iſt, die Eröffnung oder Fortſetzung einer ſtrafgerichtlichen 
Unterſuchung beantragt oder beſchließt, ſoll mit Zuchthaus beſtraft werden. 

Eine gleiche Strafe trifft den Beamten, welcher vorſaͤtzlich eine Strafe 
vollſtrecken laßt, die entweder gar nicht, oder nicht in dem Maaße, wie er ſie 
vollſtrecken laßt, rechtskraͤftig ausgeſprochen iſt. 

Iſt im letzteren Falle die Handlung aus Fahrlaͤſſigkeit begangen, fo tritt 
Gefängniß bis zu Einem Jahre ein; auch kann gegen den Beamten auf zei⸗ 
tige Unfähigkeit zu Öffentlichen Aemtern erkannt werden. 

ö §. 321. a ö 


Ein Beamter, welcher vermoͤge ſeines Amtes bei Ausuͤbung der Strafge⸗ 
walt oder bei Vollſtreckung der Strafe mitzuwirken hat, wird mit Zuchthaus 
bis zu fünf Jahren beſtraft, wenn er in der Abſicht, Jemanden der geſetzlichen 
Strafe rechtswidrig zu entziehen, die Verfolgung einer ſtrafbaren Handlung un⸗ 
terlaͤßt, eine Handlung oder Unterlaſſung begeht, welche geeignet if, eine Frei⸗ 
ſprechung oder eine dem Geſetze nicht entſprechende Befträfung zu bewirken, — 

ie 
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die Vollſtreckung der ausgeſprochenen Strafe nicht betreibt, oder eine gelindere 
als die erkannte Strafe zur Vollſtreckung bringt. 5 

Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtände vorhanden find, fo tritt Ge⸗ 
faͤngniß bis zu zwei Jahren ein; auch kann auf zeitige Unfähigkeit zu offent⸗ 
lichen Aemtern erkannt werden. . f 


$. 322. 


Ein Beamter, welchem die Aufbewahrung, Begleitung oder Bewachung 
eines Gefangenen anvertraut iſt, wird im Falle der Entweichung oder Befreiung 
des era ac mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren befiraft, wenn er diejelbe 
vorſaͤtzlich bewirkt oder befördert hat. | 

Iſt die Entweichung nur durch Fahrlaͤſſigkeit befoͤrdert oder erleichtert 
worden, ſo tritt Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten ein; auch kann auf zeitige 
Unfaͤhigkeit zu Öffentlichen Aemtern erkannt werden. a 


$. 323. 


Ein Beamter, welcher, um ſich oder Anderen Gewinn zu verſchaffen, oder 
um Anderen zu ſchaden, Urkunden, deren Aufnahme oder Ausſtellung ihm ver⸗ 
moͤge ſeines Amtes obliegt, unrichtig aufnimmt oder ausſtellt, oder aͤchte Ur⸗ 
kunden, welche ihm vermoͤge feines Amtes anvertraut worden oder zugänglich 
ſind, verfaͤlſcht, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren und zugleich mit 
Geldbuße von Einhundert bis zu zweitauſend Thalern beſtraft. 

Dieſelbe Strafe hat ein Beamter verwirkt, welcher in gleicher Abſicht die 
ihm amtlich anvertrauten oder zugaͤnglichen Urkunden beſchaͤdigt, vernichtet oder 
bei Seite ſchafft. ö 


H. 324. 


Ein Beamter, welcher Gelder oder andere Sachen, die er in amtlicher 
Eigenſchaft empfangen oder in Gewahrſam hat, unterſchlaͤgt oder zu unterſchla⸗ 
gen verſucht, wird mit Gefaͤngniß nicht unter ſechs Monaten, ſowie mit zeiti⸗ 
ger Unterſagung der Ausuͤbung der bürgerlichen Ehrenrechte beſtraft. 


$. 325. 

Sind in Beziehung auf die Unterſchlagung die zur Eintragung oder Kon⸗ 
trole der Einnahmen oder Ausgaben beſtimmten Rechnungen, Regiſter oder Bu⸗ 
cher unrichtig geführt, verfaͤlſcht oder unterdrückt, oder find unrichtige Abſchluͤſſe 
oder Auszuͤge aus dieſen Rechnungen, Regiſtern oder Buͤchern, oder unrichtige 
zu. zu denſelben vorgelegt, oder iſt auf den Faͤſſern, Beuteln oder Paketen 
der Geldinhalt faͤlſchlich bezeichnet, ſo iſt die Strafe Zuchthaus von drei bis 
zu zehn Jahren. 


$. 326, 


Ein Beamter, welcher Gebühren oder andere Vergütungen für amtliche 
ng zu feinem Vortheile zu erheben hat, wird, wenn er Gebühren oder 
erguͤtungen erhebt oder zu erheben verſucht, von denen er weiß, daß die 
Zahlenden ſie gar nicht oder nur in geringerem Betrage verſchulden, mit Geld⸗ 
(Nr, 8375,) 23* buße 
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buße bis zu Einhundert Thalern oder mit Gefaͤngniß bis zu Einem Jahre 
ane 1 kann zugleich auf zeitige Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern er- 
annt werden. 


$. 327. 1 


Ein Beamter, welcher Steuern, Gebuͤhren oder andere Abgaben fuͤr 
eine Öffentliche Kaffe zu erheben hat, wird, wenn er Abgaben, von denen er 
weiß, daß der Zahlende fie gar nicht oder nur in geringerem Betrage ver 
ſchuldet, erhebt und das rechtswidrig Erhobene ganz oder zum Theil nicht zur 
Kaſſe bringt, mit Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten beſtraft; auch kann 
gegen denſelben auf zeitige Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern erkannt werden. 

Eine gleiche Strafe hat ein Beamter verwirkt, welcher bei amtlichen 
Ausgaben an Geld oder Naturalien dem Empfaͤnger vorſaͤtzlich und rechts⸗ 
fel. Abzuͤge macht und die Ausgaben als vollſtaͤndig geleiſtet in Rechnung 

ellt. 


$. 328. 

Ein Poſtbeamter, welcher die der Poſt anvertrauten Briefe und Pakete 
in anderen als den im Geſetz vorgeſehenen Faͤllen eroͤffnet oder unterdruͤckt, 
oder einem Anderen bei einer ſolchen Handlung wiſſentlich Huͤlfe leiſtet, wird 
mit Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten beſtraft; auch ſoll gegen denſelben 
auf zeitige Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern erkannt werden. 


$. 329. 


Ein gerichtlicher Anwalt oder ein anderer Rechtsbeiſtand, welcher bei 
den ihm vermoͤge ſeiner amtlichen Eigenſchaft anvertrauten Angelegenheiten in 
derſelben Rechtsſache beiden Parteien durch Rath oder Beiſtand pflichtwidrig 
dient, wird mit Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten beſtraft. 

Handelt derſelbe vorſaͤtzlich im Einverſtaͤndniß mit der Gegenpartei zum 
Nachtheil ſeines Klienten, ſo tritt Zuchthaus bis zu fuͤnf Jahren ein. 


H. 330. 


Ein Amtsvorgeſetzter, welcher ſeine Untergebenen zu einem Verbrechen 
oder Vergehen im Amte vorſaͤtzlich verleitet oder zu verleiten verſucht, oder 
ein ſolches Verbrechen oder Vergehen ſeiner Untergebenen wiſſentlich geſchehen 
laͤßt, ſoll zu der auf dieſes Verbrechen oder Vergehen angedrohten Strafe 
verurtheilt werden; in allen Faͤllen iſt zugleich auf zeitige Unfaͤhigkeit zu offent⸗ 
lichen Aemtern zu erkennen. 

Dieſelbe Beſtimmung findet auch auf einen Beamten — wel⸗ 
chem eine Aufſicht oder Kontrole uͤber die Amtsgeſchaͤfte eines Mitbeamten 
übertragen ift, ſofern das von dieſem letzteren Beamten veruͤbte Verbrechen 
oder Vergehen die zur Aufſicht oder Kontrole gehörenden Geſchaͤfte betrifft. 


H. 331. 


Die Vorſchriften dieſes Titels finden Anwendung auf alle oͤffentliche 
Beamte, fie mögen in unmittelbarem oder mittelbarem Staatsdienſte rn 
au 


; Mi 


auf e oder nur zeitweiſe oder vorlaͤufig angeſtellt ſein, einen Dienſteid 
geleiſtet haben oder nicht. n 

Nehmen Perſonen, welche keine Beamte ſind, an einem der in dieſem 
Titel bezeichneten Verbrechen oder Vergehen Theil, ſo ſollen, ſoweit keine Aus— 
nahmen beſtimmt ſind, die allgemeinen Grundſaͤtze uͤber Theilnahme gelten. 
ö den im $. 309. vorgeſehenen Fall findet dieſe Beſtimmung keine An— 
wendung. 


Dritter Theil. 


Von den Uebertretungen. 


Erſter Titel. 


Von der Beſtrafung der Uebertretungen im Allgemeinen. 


H. 332. 


Als Uebertretungen find nur ſolche Handlungen oder Unterlaſſungen zu 
beſtrafen, welche durch Geſetze oder geſetzlich erlaſſene Verordnungen der Be⸗ 
hoͤrden unter Strafe geſtellt ſind. 


. $. 333. 
Die Strafen der Uebertretungen ſind folgende: 
1) polizeiliche Gefaͤngnißſtrafe, 
2) Geldbuße, 
3) Konfiskation einzelner Gegenſtaͤnde. 


.. 

Die polizeiliche Gefaͤngnißſtrafe beſteht, inſofern nicht das Geſetz ein An⸗ 
deres beſtimmt ($. 341.), in einfacher Freiheitsentziehung; die Dauer derſelben 
beträgt mindeſtens Einen Tag, zu vierundzwanzig Stunden gerechnet, und hoͤch— 
ſtens ſechs Wochen. 


$. 335. 5 


Das niedrigſte Maaß der Geldbuße iſt zehn Silbergroſchen, das hoͤchſte 
Maaß derſelben funfzig Thaler. 

An die Stelle einer Geldbuße, welche wegen Unvermoͤgens des Verur— 
theilten nicht beigetrieben werden kann, ſoll Gefaͤngnißſtrafe treten. 

Die Dauer derſelben ſoll vom Richter ſo beſtimmt werden, daß der Betrag 
von zehn Silbergroſchen bis zu zwei Thalern einer Gefaͤngnißſtrafe von Einem 
Tage gleich geachtet wird. Die Gefaͤngnißſtrafe darf auch in dieſem Falle nie- 
mals die Dauer von ſechs Wochen uͤberſteigen. 

(Nr, 3375,) ' H. 336. 
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$. 336. 


Der Verſuch einer Uebertretung ift ſtraflos. 
Wegen Ruͤckfalls findet eine Erhoͤhung der Strafe uͤber das hoͤchſte 
Maaß nicht ſtatt. g f 


$. 337. 


Wenn eine und dieſelbe Handlung die Merkmale mehrerer Uebertretun— 
en in ſich vereinigt, ſo kommt das Strafgeſetz zur Anwendung, welches die 
chwerſte Strafe androht. 


$. 338. 


Hat Jemand mehrere Uebertretungen begangen, ſo kommen die ſaͤmmt⸗ 
lichen dadurch begruͤndeten Strafen zur Anwendung. 

Die Strafe einer Uebertretung wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß 
der — — außer der Uebertretung auch noch Verbrechen oder Vergehen be— 
gangen hat. N ö 


$. 339. 


Die Uebertretungen verjaͤhren, ſoweit nicht das Geſetz ein Anderes be— 
ſtimmt (H. 343.), in drei Monaten von dem Tage gerechnet, an welchem fie 
begangen ſind. f 

Wenn die Verjährung unterbrochen wird, die Unterſuchung aber nicht 
br rechtskraͤftigen Verurtheilung führt, fo beginnt eine neue Verjährung nach 

er letzten gerichtlichen Handlung. a 

Jeder Antrag und jede ſonſtige Handlung der Staatsanwaltſchaft, ſowie 
jeder Beſchluß und jede ſonſtige Handlung des Richters, welche die Gröff- 
nung, Fortſetzung oder Beendigung der Unterſuchung betrifft, unterbricht die 
Verjaͤhrung. 


Zweiter Titel. 


Uebertretungen in Beziehung auf die Sicherheit des Staates und 
die oͤffentliche Ordnung. : 


§. 340. a 
Mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Gefaͤngniß bis zu ſechs 
Wochen wird beſtraft: 
1) wer ohne beſondere Erlaubniß Riſſe von Feſtungen oder einzelnen Feſtungs— 
werken aufnimmt; 
2) wer außerhalb ſeines Gewerbetriebes heimlich oder wider das Verbot der 
Behörde Vorraͤthe von Waffen oder Munition aufſammelt; 
3) wer ohne ſchriftlichen Auftrag einer Behoͤrde Stempel, Sie el, Stiche, 
Platten oder andere Formen, welche zur Anfertigung von Metall⸗ 55 
. A⸗ 
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Papiergeld, oder von folchen Papieren, welche nach H. 124. dem Papier- 
gelde gleich geachtet werden, oder von Stempelpapier, öffentlichen Beſchei— 
nigungen oder 3 dienen koͤnnen, anfertigt, oder an einen 
Anderen, als die Behoͤrde, verabfolgt; 

4) wer ohne ſchriftlichen Auftrag einer Behoͤrde den Abdruck der in Nr. 3. 
genannten Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder Formen, oder irgend 
einen Druck von Formularen zu den daſelbſt bezeichneten öffentlichen Pa⸗ 
pieren, Beglaubigungen oder Beſcheinigungen unternimmt oder Abdrucke 
an einen Anderen, als die Behoͤrde, verabfolgt; 

5) wer Waaren-Empfehlungskarten, Ankuͤndigungen, Etiquettes oder andere 
Druckſachen, welche in der Form oder Verzierung dem Papiergelde oder 
den dem Papiergelde nach H. 124. gleich geachteten Papieren aͤhnlich ſind, 
anfertigt oder verbreitet, oder wer Stempel, Stiche, Platten oder andere 
Formen, welche zur Anfertigung von ſolchen Druckſachen dienen koͤnnen, 
anfertigt; 

6) wer ohne Genehmigung der Staatsbehoͤrde Ausſteuer-, Sterbe- und Witt⸗ 
wenkaſſen oder andere dergleichen Geſellſchaften oder Anſtalten errichtet, 
welche beſtimmt ſind, gegen Zahlung eines Einkaufsgeldes oder gegen 
Leiſtung von Geldbeitraͤgen, beim Eintritt gewiſſer Bedingungen oder Ter: 
mine, en an Kapital oder Rente zu leiſten; 

7) wer bei Unglücksfaͤllen oder bei einer gemeinen Gefahr oder Noth, von 
der Polizeibehoͤrde oder deren Stellvertreter zur Huͤlfe aufgefordert, keine 
Folge leiſtet, obgleich er der Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr 
genuͤgen kann; } 

8) wer den gegen die une der Feier der Sonn- und Feſttage erlaſſenen 
Anordnungen zuwiderhandelt; 

9 ne er Weiſe ruheſtoͤrenden Laͤrm erregt oder groben Unfug 

ö veruͤbt; 

10) wer öffentlich Thiere boshaft quaͤlt oder roh mißhandelt; 
11) wer an Öffentlichen Wegen oder Plaͤtzen oder in öffentlichen Verſamm⸗ 
lungsorten Hazardſpiele hält. 


In den Fallen der Nummern 1,, 2., 3., 4., 5. und 11. iſt die Konſis⸗ 
kation der erwaͤhnten Riſſe von Feſtungen oder Feſtungswerken, der Vorraͤthe 
von Waffen oder Munition, der Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder ande⸗ 
ren Formen, der Abdruͤcke, oder der auf dem Spieltiſch und in der Bank be⸗ 
findlichen Gelder im Urtheile auszuſprechen. 


§. 341. 


Wer bettelt oder Kinder zum Betteln anleitet oder ausſchickt, oder Per⸗ 
ſonen, welche feiner Gewalt und Aufficht untergeben find und zu feiner Haus⸗ 
enoſſenſchaft Le vom Betteln abzuhalten unterlaͤßt, wird mit Gefaͤngniß 
bis zu ſechs Wochen beſtraft. 


Der Verurtheilte kann in der Gefangenanſtalt auf angemeſſene Weiſe 
beſchaͤftigt werden. 


(Ne 3378.) $. 342. 


— 172 — 


$. 342. 

Wer in Schankſtuben oder an öffentlichen Vergnuͤgungsorten zu einer 
von der Polizei verbotenen Zeit, ungeachtet der Wirth, ſein Stellvertreter oder 
ein Polizeibeamter ihn zum Fortgehen aufgefordert hat, verweilt, iſt mit Geld⸗ 
buße bis zu fuͤnf Thalern zu beſtrafen. r 

Die Wirthe, welche das Verweilen ihrer Gaͤſte zu einer von der Polizei 
verbotenen Zeit dulden, haben Geldbuße bis zu zwanzig Thalern oder Gefaͤng⸗ 
niß bis zu vierzehn Tagen verwirkt. 


Dritter Titel. 


Uebertretungen in Beziehung auf die perſoͤnliche Sicherheit, 
Ehre und Freiheit. 


§. 343. 


Wer einen Anderen beleidigt, wird mit Geldbuße bis zu funfzig Tha⸗ 
lern oder Gefaͤngniß bis zu ſechs Wochen beſtraft. 

Eine Beleidigung verjaͤhrt in ſechs Monaten. 8 

Die Beſtrafung einer Beleidigung erfolgt nur auf Antrag; dieſer kann 
nicht mehr erhoben werden, wenn von dem Zeitpunkte, an welchem der zum 
Antrag Berechtigte von der Beleidigung und von der Perſon des Beleidigers 
Kenntniß erhalten hat, drei Monate ohne Be verfloffen find, 

Im Uebrigen kommen die im dreizehnten Titel des zweiten Theils Hh. 153., 
160., 164., 162, gegebenen Beſtimmungen auch hier zur Anwendung. 


$. 344. 


Mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern oder Gefaͤngniß bis zu vierzehn 
Tagen wird beſtraft: 

1) wer in Städten oder Dörfern übermäßig ſchnell fährt oder reitet, oder 
auf Öffentlichen Straßen oder Platzen der Städte oder Dörfer mit ge⸗ 
meiner Gefahr Pferde einfaͤhrt oder zureitet; 

2) wer auf öffentlichen Straßen oder Wegen das Vorbeifahren Anderer 
muthwillig verhindert; 

3) wer in Städten mit Schlitten ohne feſte Deichſel oder ohne Gelaͤute oder 
Schelle faͤhrt; 

4) wer Thiere in Städten oder Dörfern, auf Öffentlichen Straßen oder 
Plaͤtzen, oder an anderen Orten, wo ſie durch Ausreißen, Schlagen oder 
auf andere Weiſe Schaden anrichten konnen, mit Vernachlaͤſſigung der 
erforderlichen Sicherheits maaßregeln ſtehen läßt oder führt; 

5) wer 
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5) wer Steine oder andere harte Koͤrper oder Unrath gegen fremde Haͤuſer, 
Gebaͤude oder Einſchließungen, oder in Gaͤrten oder eingeſchloſſene Raͤume, 
oder auf Pferde oder andere Zug- oder Laſtthiere wirft; 


6) wer nach einer Öffentlichen Straße oder nach Orten hinaus, wo Men⸗ 
ſchen zu verkehren pflegen, Sachen, durch deren Umſtuͤrzen oder Herab— 
fallen Jemand beſchaͤdigt werden kann, ohne gehörige Befeſtigung auf- 
ſtellt oder aufhaͤngt, oder Sachen auf eine Weiſe ausgießt oder aus⸗ 
wirft, daß dadurch die Voruͤbergehenden beſchaͤdigt oder verunreinigt 
werden koͤnnen; 


7) wer auf öffentlichen Straßen oder Plaͤtzen Gegenſtaͤnde, welche den 
freien Verkehr hindern, aufſtellt, hinlegt oder liegen laͤßt; 


8) wer die zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und 
Ruhe auf den öffentlichen Straßen, Wegen und Plaͤtzen erlaſſenen 
Polizeiverordnungen Übertritt, 


$. 345. 


Mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Gefaͤngniß bis zu ſechs 
Wochen wird beſtraft: 
1) Be polizeilichen Anordnungen über voreilige Beerdigungen entgegen 
andelt; 


2) wer ohne polizeiliche Erlaubniß Gift oder Arzeneien, ſoweit deren Han— 
del nicht durch beſondere Verordnungen freigegeben iſt, zubereitet, ver⸗ 
kauft oder ſonſt an Andere uͤberlaͤßt; 


3) wer ohne beſondere Erlaubniß Schießpulver oder andere explodirende 
Stoffe oder Feuerwerke zubereitet oder feilhaͤlt; 


4) wer bei der Aufbewahrung oder bei dem Transporte von Giftwaaren, 
Schießpulver oder anderen explodirenden Stoffen oder Feuerwerken, oder 
bei Ausuͤbung der Befugniß zur Zubereitung oder Feilhaltung dieſer Ge- 
genftände, ſowie der Arzeneien, die deshalb ergangenen Verordnungen 
nicht befolgt; 


5) wer verfaͤlſchte oder verdorbene Getraͤnke oder Eßwaaren feilhaͤlt; 


6) wer ohne polizeiliche Erlaubniß an bewohnten oder von Menſchen be⸗ 
ſuchten Orten Selbſtgeſchoſſe, Schlageiſen oder Fußangeln legt, oder 
an ſolchen Orten mit Feuergewehr oder anderem Schießwerkzeug ſchießt; 


7) wer Stoß-, Hieb- oder Schußwaffen, welche in Stoͤcken oder Roͤhren 
oder in aͤhnlicher Weiſe verborgen ſind, feilhaͤlt oder mit ſich fuͤhrt; 


8) wer ohne polizeiliche Erlaubniß gefährliche wilde Thiere hält, oder wilde 
oder bösartige Thiere frei herumlaufen laßt, oder in Anſehun ihrer die 
reg Vorſichtsmaaßregeln zur Verhütung von Befi aͤdigungen 
unterlaͤßt; 

Jahrgang 1851, Oi, 3375.) 24 9) wer 
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9) wer auf öffentlichen Straßen, Wegen oder Plaͤtzen, auf Hoͤfen, in Haͤu⸗ 
ſern oder uͤberhaupt an Orten, wo Menſchen hinkommen, Brunnen, 
Keller, Gruben, Oeffnungen oder Abhaͤnge dergeſtalt unverdeckt oder 
unverwahrt läßt, daß daraus Gefahr für Andere entſtehen kann; 


10) wer der polizeilichen Aufforderung, Gehaͤude, welche den Einſturz drohen, 
auszubeſſern oder niederzureißen keine Folge leiſtet; 


11) wer Bauten und Reparaturen von Gebaͤuden, Brunnen, Bruͤcken, 
Schleuſen oder anderen Bauwerken vornimmt, ohne die von der Polizei 
angeordneten oder ſonſt erforderlichen Sicherungsmaaßregeln zu treffen; 


12) wer als Bauherr, Baumeiſter oder Bauhandwerker einen Bau oder eine 
Reparatur, wozu die polizeiliche Genehmigung erforderlich iſt, ohne dieſe 
Genehmigung oder mit eigenmaͤchtiger Abweichung von dem durch die 

Behörde genehmigten Bauplane ausführt oder ausführen laͤßt. 

In den Fällen der Nummern 2., 3., 4., 5., 6. und 7. iſt die Konfis⸗ 
kation des Gifts, der Arzeneien, des Schießpulvers oder der anderen explodi⸗ 
renden Stoffe oder Feuerwerke, der verfaͤlſchten oder verdorbenen Getraͤnke oder 
Eßwaaren, ingleichen der Selbſtgeſchoſſe, Schlageiſen oder Fußangeln, ſowie 
der verbotenen Waffen im Urtheile auszuſprechen. 


§. 346, 
Mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Gefaͤngniß bis zu ſechs 
Wochen wird beſtraft: 

1) wer in die Wohnung, das Geſchaͤftszimmer oder das befriedigte Beſitz⸗ 
thum eines Anderen, oder in abgejchloffene Raume, welche zum oͤffent⸗ 
lichen Dienſte beſtimmt find, widerrechtlich eindringt, oder, wenn er 
ohne Befugniß darin verweilt, auf geſchehene Aufforderung ſich nicht 
entfernt; 

2) wer Hunde auf Menſchen hetzt; 


3) wer vorſaͤtzlich Steine oder andere harte Körper oder Unrath auf Men⸗ 
ſchen wirft. 


Vierter Titel. 
Uebertretungen in Beziehung auf das Vermoͤgen. 


$. 347. 
Mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern oder mit Gefaͤngniß bis zu vier⸗ 
zehn Tagen wird beſtraft: 
1) wer das Raupen, inſofern dies durch geſetzliche oder polizeiliche Anord⸗ 
nungen geboten iſt, unterlaͤßt; 
2) wer den polizeilichen Anordnungen uͤber die Schließung der Weinberge 
entgegen handelt; 
3) wer 
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3) wer ohne a Erlaubniß eine neue Feuerfiätte errichtet oder eine 
bereits vorhandene an einen anderen Ort verlegt; 

4) wer es unterlaͤßt, dafür zu ſorgen, daß die Feuerſtaͤtten in feinem Haufe 
in baulichem und brandſicherem Zuſtande unterhalten, oder daß die 
Schornſteine zur rechten Zeit gereinigt werden; 

5) wer Waaren, Materialien oder andere Vorraͤthe, welche ſich leicht von 
ſelbſt entzuͤnden, oder leicht Feuer fangen, an Orten oder in Behaͤltniſſen 
aufbewahrt, wo ihre Entzuͤndung gefaͤhrlich werden kann, oder wer 
Stoffe, die nicht ohne Gefahr einer Entzuͤndung bei einander liegen 
koͤnnen, ohne Abſonderung aufbewahrt; 

6) wer Scheunen, Ställe, Böden oder andere Raͤume, welche zur Aufbe⸗ 
wahrung feuerfangender Sachen dienen, mit unverwahrtem Feuer oder 
Es betritt, oder ſich denſelben mit unverwahrtem Feuer oder Licht 
naͤhert; i 

7) wer an gefährlichen Stellen in Wäldern oder Haiden, oder in gefaͤhr⸗ 
8 Nahe von Gebaͤuden oder feuerfangenden Sachen Feuer ans 
zuͤndet; 

8) wer in gefährlicher Naͤhe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen 
mit Feuergewehr ſchießt oder Feuerwerke abbrennt; 

wer die polizeilich vorgeſchriebenen Feuerloͤſchgeraͤthſchaften entweder gar 
nicht oder nicht in brauchbarem Zuſtande haͤlt, oder andere feuerpolizei⸗ 
liche Anordnungen nicht befolgt; 

10) wer unbefugt über Garten oder Weinberge, oder vor völlig beendeter 
Erndte über Wieſen oder beſtellte Aecker, oder über ſolche Aecker, Wie⸗ 
ſen, Weiden oder Schonungen, welche mit einer Einfriedigung verſehen 
ſind oder deren Betreten durch Warnungszeichen unterſagt iſt, geht, 
faͤhrt, reitet oder Vieh treibt. Die beſonderen Beſtimmungen, welche 
wegen der Pfaͤndungen bei ſolchen Uebertretungen, ſowie über Weide⸗ 
frevel, in den Feldpolizei-Ordnungen enthalten ſind, werden hierdurch 
nicht geaͤndert; 

11) wer ohne Genehmigung des Jagdberechtigten auf einem fremden Jagd⸗ 
reviere außer dem öffentlichen, zum gemeinen Gebrauche beſtimmten 
Wege zwar nicht jagend, aber mit Schießgewehr, Windhunden oder 
zum Einfangen des Wildes gebraͤuchlichen Werkzeugen betroffen wird; 

12) wer Eier oder Junge von jagdbarem Federwild ausnimmt. 


§. 348. 


Mit Geldbuße bis zu dreißig Thalern oder Gefaͤngniß bis zu vier Wochen 
werden beſtraft: 


1) Schloſſer, welche ohne obrigkeitliche Anweiſung oder ohne Genehmigung 
des Inhabers einer Wohnung Schluͤſſel zu Zimmern oder Behaͤltniſſen 
anfertigen, Schlöffer an denſelben öffnen, ohne Genehmigung des Haus: 
beſitzers oder ſeines Stellvertreters einen Hausſchluͤſſel anfertigen, oder 
ee Erlaubniß der Polizeibehoͤrde Nachſchluͤſſel oder Dietriche verab— 
folgen; i 

(Nr. 3375,) 24* 2) Ges 
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2) Gewerbtreibende, bei denen ein zum Gebrauche in ihrem Gewerbe ge— 
eignetes, mit dem Stempel eines inlaͤndiſchen Eichungs amtes nicht ver⸗ 
ſehenes Maaß oder Gewicht, oder eine unrichtige Waage vorgefunden 
wird, oder welche ſich einer anderen Uebertretung der Vorſchriften uͤber 
die Maaß⸗ und Gewichts-Polizei ſchuldig machen; ; 

3) Gewerbtreibende, welche in Feuer arbeiten, wenn fie die Vorſchriften 
nicht befolgen, welche von der Polizeibehoͤrde wegen Anlegung und Ver— 
wahrung ihrer Werkſtaͤtten, ſowie wegen der Art und der Zeit, ſich 
des Feuers zu bedienen, erlaſſen ſind. 


Im Falle der Nr. 2. iſt die Konfiskation des ungeeichten Maaßes und 
Gewichtes, ſowie der unrichtigen Waage im Urtheile auszuſprechen. 


H. 349. 


Mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Gefaͤngniß bis zu ſechs 
Wochen wird beſtraft: f 


1) wer unbefugt ein fremdes Grundſtuͤck, oder einen oͤffentlichen oder Pri⸗ 
vat⸗Weg durch Abgraben oder Abpfluͤgen verringert; 

2) wer unbefugt von oͤffentlichen oder Privat-Wegen Erde, Steine oder 
Raſen, oder aus Grundſtuͤcken, welche einem Anderen zugehoͤren, Erde, 
Lehm, Sand, Grand oder Mergel graͤbt, oder Steine, Raſen oder aͤhn— 
liche Materialien wegnimmt; 

3) wer, ohne geſetzlich erſchwerende Umſtaͤnde des Diebſtahls, Fruͤchte, Eß⸗ 
waaren oder Getraͤnke entwendet und auf der Stelle verzehrt; 

4) wer von einem zum Dienſtſtande gehoͤrenden Unteroffizier oder Gemeinen, 
ohne die ſchriftliche Erlaubniß des vorgeſetzten Kommandeurs, Monti— 
rungs- oder Armaturſtuͤcke kauft oder zum Pfande nimmt; 

5) wer bei den Uebungen der Artillerie verſchoſſene Eiſenmunition, oder wer 
Bleikugeln aus den Kugelfaͤngen der Schießſtaͤnde der Truppen wider⸗ 
rechtlich ſich zueignet; 

6) ein Pfandleiher, welcher bei Ausuͤbung feines Gewerbes den daruͤber 
geſetzlich erlaſſenen Anordnungen entgegen handelt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige— 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 14. April 1851. 


(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
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(Nr. 3376.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. März 1851., betreffend die einſtweilige Wahrneh⸗ 
mung derjenigen Funktionen, welche nach $. 42. der Bankordnung vom 
5. Oktober 1846. dem Praͤſidenten des Staatsraths im Bankkurato⸗ 
rium zuſtehen, durch den Praͤſidenten des Staatsminiſteriums. 


Nac den Vorſchlage des Staatsminiſteriums will Ich hierdurch dem Praͤ⸗ 
ſidenten deſſelben die einſtweilige Wahrnehmung derjenigen Funktionen uͤbertra⸗ 
gen, welche nach $. 42. der Bankordnung vom 5. Oktober 1846. dem Praͤſi⸗ 
denten des Staatsraths im Bankkuratorium zuſtehen. 


Bellevue, den 19. Maͤrz 1851. 
Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 3376-3377.) (Nr. 3377.) 


(Nr. 3377,) Bekanntmachung der von den Kammern ertheilten Genehmigung zu der Ver— 
ordnung vom 2. Januar 1849. uͤber die Aufhebung der Privatgerichts⸗ 
barkeit und des eximirten Gerichtsſtandes, ſowie uͤber die anderweitige Or⸗ 
ganiſation der Gerichte. Vom 22. April 1851. 


Nachdem die auf Grund des Artikels 105, der Verfaffungs= Urkunde vom 

5. Dezember 1848, unter dem 2. Januar 1849, erlaffene und durch die Geſetz⸗ 

Sammlung von 1849. S. 1. ff. verkuͤndete a 
Verordnung uͤber die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des erimir- 


‚ 


ten Gerichtsſtandes, ſowie über die anderweitige Organiſation der Ge— 


richte, 
der Verfaſſung gemaͤß den Kammern vorgelegt worden iſt, haben dieſelben der 
gedachten Verordnung ihre Genehmigung ertheilt. 

Dies wird hierdurch zur Beachtung bekannt gemacht. 


Berlin, den 22. April 1851. 
Das Staatsminiſterium. 


v. Manteuffel. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 
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